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I. Einleitung 
Für die Ausschüsse begann die Arbeit in der 19. Wahlperiode 
ungewöhnlich spät. Wegen der Dauer der politischen Verhand-
lungen zur Regierungsbildung erfolgte die Konstituierung des 
Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur Ende Januar 
2018. Die erste reguläre Sitzung fand erst im Februar 2018, fünf 
Monate nach der Bundestagswahl, statt. 

Zwei Jahre später wurde die Arbeit des Ausschusses dann stark 
von der Corona-Pandemie geprägt. Sitzungen fanden erst mit 
einer geringeren Zahl von Teilnehmern und dann – nach Schaf-
fung der rechtlichen und technischen Voraussetzungen – vor-
wiegend in einem Hybrid-Format statt. In diesem Format befan-
den sich nur wenige Teilnehmer im Saal und die Mehrheit 
nahm an der Sitzung über eine Videokonferenz teil. Zahlreiche 
technische und organisatorische Probleme mussten kurzfristig 
gelöst werden. Aktivitäten des Ausschusses außerhalb von Sit-
zungen wurden aufgrund der Corona-Pandemie stark vermin-
dert. 

Gleichwohl hat der Ausschuss auch unter den besonderen Be-
dingungen der 19. Wahlperiode wieder eine große Zahl von 
Vorlagen beraten, zahlreiche wichtige Gesetze verabschiedet 
und sich über viele Themen aus seinem Geschäftsbereich aus-
führlich informiert. 

In den folgenden Ausführungen wird ein Überblick über die 
wichtigsten Beratungen und Beschlüsse des Ausschusses sowie 
über seine Aktivitäten außerhalb der Sitzungen gegeben. Die 
wichtigsten öffentlichen Dokumente, die den Beratungen zu-
grunde lagen bzw. die deren Ergebnis waren, sind im Text auf-
geführt und in der digitalen Version auch verlinkt. Zudem sind 
zum Teil Links auf zusammenfassende Darstellungen der Vor-
lagen und der Beratungsergebnisse in „hib“ enthalten.  
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II. Mitglieder 
Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur hatte in 
der 19. Wahlperiode je 43 ordentliche und stellvertretende Mit-
glieder1 (zuletzt 15 CDU/CSU, 10 SPD, 5 AfD, 5 FDP, 4 DIE 
LINKE. und 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – s. Anhang 1). 

 

 
 

Durch Änderungen bei der Zahl der Mitglieder der Fraktion der 
AfD auf der Ebene des Deutschen Bundestages hat sich auch 
das Stärkeverhältnis der Fraktionen im Ausschuss für Verkehr 
und digitale Infrastruktur aufgrund der hier maßgeblichen Be-
rechnungsverfahren nach Sainte-Laguë/Schepers und ergän-
zend nach d'Hondt während der 19. Wahlperiode im Jahr 2021 
zweimal verändert. Zu Beginn der Wahlperiode hatte die Frak-
tion der CDU/CSU im Ausschuss 15 Mitglieder, die Fraktion 
der SPD 9, die Fraktion der AfD 6 die Fraktion der FDP 5, die 
Fraktion DIE LINKE. 4 und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 4. Nachdem die Fraktion der AfD auf Bundestags-
ebene zwei Mitglieder verloren hatte, erhielt im Ausschuss für 
Verkehr und digitale Infrastruktur die Fraktion der CDU/CSU 
im Jahr 2021 einen zusätzlichen Sitz und die Fraktion der AfD 

 
1 hib 41/2018 

CDU/CSU: 15

SPD: 10
AfD: 5

FDP: 5

DIE LINKE. : 4BÜNDNIS 
90/DIE 

GRÜNEN : 4

SITZVERTEILUNG IM 15. 
AUSSCHUSS AM ENDE DER 19. WP 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_01/541304-541304
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verlor einen Sitz. Nachdem dann die Fraktion der AfD auf Bun-
destagsebene wiederum ein Mitglied gewonnen hatte, verlor 
die Fraktion der CDU/CSU im Ausschuss einen Sitz und die 
Fraktion der SPD gewann einen Sitz hinzu.  

Vorsitzender des Ausschusses war in der 19. Wahlperiode Cem 
Özdemir, MdB (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

 
seine Stellvertreterin Daniela Kluckert, MdB (FDP). 

 

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/O/oezdemir_cem-522452
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/O/oezdemir_cem-522452
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/kluckert_daniela_katrin-521098
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/kluckert_daniela_katrin-521098
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Obleute der Fraktionen waren zuletzt  
Alois Rainer, MdB, für die Fraktion der CDU/CSU,  

Kirsten Lühmann, MdB, für die Fraktion der SPD,  

Dr. Dirk Spaniel, MdB, für die Fraktion der AfD,  

Torsten Herbst, MdB, für die Fraktion der FDP,  

Andreas Wagner, MdB, für die Fraktion DIE LINKE. und 

Stefan Gelbhaar, MdB, für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Die Liste aller ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder 
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur ist in 
Anhang 1 zu finden.  

  

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

Link zur Biografie auf 
bundestag.de 

https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/luehmann_kirsten-521754
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/luehmann_kirsten-521754
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/rainer_alois-522782
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/rainer_alois-522782
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523754-523754
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523754-523754
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/520316-520316
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/520316-520316
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/524350-524350
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/524350-524350
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/G/519698-519698
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/G/519698-519698
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III. Konstituierung  
Die Konstituierung des Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur erfolgte am 31. Januar 2018 unter Vorsitz von 
Bundestagsvizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich, MdB2. 

 
IV. Statistik  

Der Ausschuss hat in der 19. Wahlperiode insgesamt 759 Vor-
lagen beraten, die ihm überwiesen wurden. Bei 277 Vorlagen 
war er federführend, bei 476 Vorlagen mitberatend. Sechs Vor-
lagen, nämlich Haushaltsvorlagen, hat er gutachtlich beraten. 
 
2 hib 41/2018 

Abbildung 2: Ausschussvorsitzender Cem Özdemir, MdB, und seine Stellver-
treterin Daniela Kluckert, MdB 

Abbildung 1: Bundestagsvizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich, MdB, gratu-
liert dem neuen Ausschussvorsitzenden Cem Özdemir, MdB (links) 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_01/541304-541304
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Daneben hat sich der Ausschuss im Rahmen von 207 Selbstbe-
fassungen über Themen aus seinem Arbeitsbereich informiert. 
Von den 137 Gesetzentwürfen und Verordnungen, die er insge-
samt beraten hat, war er bei 58 federführend. Die Zahl der über-
wiesenen Anträge, die der Ausschuss beraten hat, lag bei 239, 
davon 121 federführend. Unterrichtungen hat er 169 beraten, 
davon 45 federführend; EU-Vorlagen 194, davon 53 federfüh-
rend. 

 

Gesetze + 
Verordnungen; 58; 

12%

Anträge; 121; 
25%

Unterrichtungen; 
45; 9%

EU-Vorlagen; 53; 
11%

Selbtsbefassungen; 207; 
43%

Federführend beratene Vorlagen

Gesetze
16%

Anträge
28%Unterrichtungen

26%

EU-Vorlagen
30%

Mitberatende Vorlagen
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Die Mitglieder des Ausschusses haben sich zu insgesamt 
118. Sitzungen getroffen. 24 Sitzungen entfielen dabei auf öf-
fentliche Anhörungen. In den Sitzungen hat der Ausschuss zu-
dem eine Reihe von Expertengesprächen geführt. Darüber hin-
aus hat der Ausschuss zu insgesamt acht Tagesordnungspunk-
ten weitere 15 externe Gäste begrüßen können.  
Die Obleute des Ausschusses haben zudem 65 Obleutebespre-
chungen geführt. Diesen ging in der Regel jeweils am Montag 
einer Sitzungswoche ein Fraktionsreferentengespräch voraus, 
in dem die koordinierenden Fraktionsreferenten, Vertreter des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur und 
das Ausschusssekretariat die Besprechungen der Arbeitsgrup-
pen der Fraktionen am Dienstag sowie die Ausschusssitzungen 
bzw. die Obleutebesprechungen am Mittwoch vorbereitet ha-
ben.  

Zu erwähnen sind außerdem Berichterstattergespräche und er-
weiterte Berichterstattergespräche.  

Hinzu kamen Arbeitsgruppenbesprechungen der Fraktionen, 
Koalitionsgespräche, sonstige Abstimmungsgespräche, Ver-
handlungen und Informationsveranstaltungen usw., die der 
Vorbereitung der Ausschussberatungen dienten, die aber nicht 
über den Ausschuss organisiert wurden. 

V. Die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf Arbeit des Aus-
schusses  
Die Covid-19-Pandemie spielte nicht nur in den Beratungen des 
Ausschusses in der 19. Wahlperiode eine wichtige Rolle, son-
dern sie hatte auch erhebliche Rückwirkungen auf die Arbeit 
des Ausschusses. Als einer der ersten Ausschüsse setzte der 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur ab dem Früh-
jahr 2020 Videokonferenzsysteme ein, damit sich trotz der Ab-
standsregelungen im Sitzungsaal alle Ausschussmitglieder an 
den Sitzungen beteiligen konnten. Er hat dabei die temporär 
eingeführten Sonderregelungen des § 126a der Geschäftsord-
nung „Besondere Anwendung der Geschäftsordnung aufgrund 
der allgemeinen Beeinträchtigung durch COVID-19“ genutzt, 
die unterem anderem die Teilnahme an den Beratungen über 
elektronische Kommunikationsmittel zuließ. Die Ausschusssit-
zungen wurden dann bis zum Ende der Wahlperiode im Regel-
fall als Hybridsitzungen mit wenigen Teilnehmern im Saal und 
mehrheitlich über das Videokonferenzsystem per Webex zuge-
schalteten Teilnehmern durchgeführt.  
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VI. Weitere Besonderheiten in der Arbeit des Ausschusses in der 
19. Wahlperiode 
Da in der 19. Wahlperiode sechs Fraktionen im Ausschuss ver-
treten waren, wurde zu Beginn der Wahlperiode einvernehm-
lich eine Begrenzung der Redezeit für die Ausschussmitglieder 
auf drei Minuten bzw. fünf Minuten für die Berichterstattung 
vereinbart, um die Arbeit in der für Ausschusssitzungen verfüg-
baren Zeit bewältigen zu können. 
 

VII. Die Themen des Ausschusses  
1. COVID-19-Pandemie 

Ab dem Frühjahr 2020 spielten die Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie in den Beratungen des Ausschusses eine wichtige 
Rolle. Die Federführung für die meisten Gesetzentwürfe und 
Anträge, die das Thema betrafen, lag zwar bei anderen Aus-
schüssen (z. B. dem Ausschuss für Gesundheit und dem Haus-
haltsausschuss). Da viele Themen im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie aber erhebliche Auswirkungen auf den Ge-
schäftsbereich des Ausschusses hatten, hat er sich sowohl bei 
der Mitberatung von Vorlagen als auch durch Selbstbefassun-
gen intensiv mit der Thematik auseinandergesetzt.  

Federführend war der Ausschuss auch bei der Beratung des 
Antrags der Fraktion der FDP3 „Unterstützung für das System 
Luftverkehr in Zeiten von Corona“4. Der Antrag fand im No-
vember 2020 im Ausschuss keine Mehrheit5 (s. a. Kapitel 14 
„Luftverkehr“). 
 
Bereits Ende Januar führte der Ausschuss ein Gespräch mit 
Bundesminister Andreas Scheuer zu aktuellen Fragen im Hin-
blick auf die Corona-Pandemie aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur. Im 
März hat sich der Ausschuss dann vom Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur über die verkehrspolitischen 
Auswirkungen des Corona-SARS2-Virus und die Vorbereitun-
gen im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (BMVI) unterrichten lassen; unter anderem ging es um die 
Frage der Aufhebung des Sonntagsfahrverbots für LKW6. Auch 
im April 2020 berichtete Bundesminister Scheuer über den ak-
tuellen Sachstand in Bezug auf die Bewältigung der Corona-
Krise in seinem Geschäftsbereich7.  

 
3 hib 1265/2020 
4 Drucksache 19/24356, s. im Einzelnen Kapitel 14 „Luftverkehr“  
5 Drucksache 19/25292 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
6 hib 276/2020 
7 hib 409/2020 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/807304-807304
https://dserver.bundestag.de/btd/19/243/1924356.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/252/1925292.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_03/686978-686978
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/692290-692290
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Bereits im Mai 2020 waren die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie auf die finanzielle Lage der Deutschen Bahn AG Gegen-
stand der Ausschussberatungen, wie auch die Frage finanziel-
ler Hilfen für die Deutsche Bahn AG8. Ebenfalls im Mai 2020 
ließ sich der Ausschuss vom Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur dann über die Frage eines Rettungs-
pakets für den ÖPNV9 ebenso informieren wie über den Um-
gang mit Einschränkungen für ÖPNV, Fernbus und Reisebus in 
der Corona-Krise. Auch die Konkretisierung und Umsetzung 
der verkehrspolitischen Maßnahmen des Konjunkturpakets 
wurden erörtert. Maßnahmen zum Schutz vor Corona-Infektio-
nen in Passagierflugzeugen waren ebenfalls Gegenstand der 
Ausschussberatungen. Über die weiterhin schwierige Lage 
beim ÖPNV ließ sich der Ausschuss im September 2020 von 
der Bundesregierung informieren10.  
 
Im Oktober 2020 wurde im Ausschuss über die Auswirkungen 
eines erneuten Teil-Lockdowns auf den Schienenverkehr der 
DB AG in Deutschland diskutiert. Im Dezember ging es um von 
der DB Fernverkehr AG beauftragte Untersuchungen zur Risi-
kobetrachtung der Verbreitung von Aerosolen in ICE-Zügen. 
Im Februar 2021 debattierte der Ausschuss erneut über die fi-
nanzielle Situation von Eisenbahnverkehrsunternehmen und 
den aktuellen Stand der Beihilfe für die Deutsche Bahn sowie 
über den Sachstand und die Auswirkungen der coronabeding-
ten Grenzschließungen auf Pendlerverkehre und Logistikketten. 
Die Fortführung des Rettungsschirms für den ÖPNV im Jahr 
2021 war im März 2021 Gegenstand der Ausschussberatungen 
und im April ging es dann in den Beratungen um Hilfen für 
den ÖPNV im Nachtragshaushalt der Bundesregierung.  
 

2. Verkehrsinfrastruktur allgemein 
Ein zentrales Thema des Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur war auch in der 19. Wahlperiode die Verkehrsinf-
rastruktur. Dabei ging es nicht nur um deren Umfang und 
Struktur, sondern auch um die Finanzierung, die Schwerpunkt-
setzung im Verhältnis Neubau und Erhaltung und um die Orga-
nisation von Neubau, Unterhaltung, Erhaltung und Sanierung 
der Verkehrsinfrastruktur.  
 

 
8 hib 495/2020 
9 hib 546/2020 
10 hib 922/2020 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/695714-695714
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/698138-698138
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/791122-791122
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Zu Beginn der Wahlperiode befasste sich der Ausschuss mit 
dem „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Straffung von Maßnahmen zur ra-
scheren Verwirklichung des transeuropäischen Verkehrsnet-
zes“, KOM(2018) 277 endg.; Ratsdok. 9075/18. Dazu schlug er 
dem Plenum im Juli 201811 mehrheitlich die Annahme einer 
Entschließung vor, mit der festgestellt wird, dass der Verord-
nungsvorschlag die Grundsätze der Subsidiarität und Verhält-
nismäßigkeit gemäß Artikel 6 des Protokolls Nr. 2 zum Vertrag 
von Lissabon verletzt12. 
 
Eine besondere Rolle spielte in der 19. Wahlperiode die Umset-
zung der in der 18. Wahlperiode beschlossenen Reform der 
Bundesfernstraßenverwaltung. Hier beschäftigten vor allem 
Fragen im Zusammenhang mit der Autobahn GmbH des Bun-
des den Ausschuss. Im Februar 2018 ließ er sich über den Um-
setzungsstand der geplanten Infrastrukturgesellschaft Verkehr 
berichten. Im Juni des gleichen Jahres wurde der Gesellschafts-
vertrag zur Gründung der Infrastrukturgesellschaft für Autobah-
nen und andere Bundesfernstraßen in der Rechtsform der 
GmbH thematisiert. Dem Gesellschaftsvertrag für die Infra-
strukturgesellschaft des Bundes für Autobahnen und andere 
Bundesfernstraßen hat der Ausschuss gemäß § 2 Absatz 3 Infra-
strukturgesellschaftserrichtungsgesetz am 11. September 2018 
mehrheitlich zugestimmt, allerdings mit Änderungen an dem 
ihm vorgelegten Entwurf.  
 
Ende 2019 führte der Ausschuss dann ein Gespräch mit den 
Mitgliedern der Geschäftsführung der Autobahn GmbH des 
Bundes, Stephan Krenz, Anne Rethmann und Gunther Adler. 
Im Herbst 2020 ging es in den Ausschussberatungen um die 
Frage einer Verschmelzung der Autobahn-GmbH des Bundes 
mit der DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und  
-bau GmbH13.  
 
Der Ausschuss ließ sich dann im September 2020 vom Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur über die 
Frage der Entlastung der Geschäftsführung der Autobahn 
GmbH des Bundes durch den Aufsichtsrat unterrichten14.  

 
11 hib 485/2018 
12 Drucksache 19/3232 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
13 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
14 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der AfD 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_07/562976-562976
https://dserver.bundestag.de/btd/19/032/1903232.pdf
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Im Jahr 2021 berichtete das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur zu „Erkenntnissen und Herausforde-
rungen beim Betriebsstart der Autobahngesellschaft des Bun-
des“15. 
 
Gegenstand kontroverser Debatten war im Ausschuss immer 
wieder der Ausbau der Verkehrsträger im Verhältnis zueinan-
der, namentlich im Verhältnis zwischen Straße und Schiene.  
In diesem Kontext wurde zur Frage der Frage der Finanzierung 
der Verkehrsinfrastruktur ein Gesetzentwurf der Fraktion DIE 
LINKE. „Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Finanzie-
rungskreislaufes Straße (Finanzierungskreislaufaufhebungsge-
setz – FKAufhG)“ vorgelegt16. Ziel des vom Ausschuss mehr-
heitlich abgelehnten Gesetzentwurfs17 war eine Aufhebung der 
gesetzlichen Grundlagen des Finanzierungskreislaufes Straße 
zugunsten einer verkehrsträgerübergreifenden Zweckbindung 
der Mauteinnahmen mit klarem Fokus auf den Neu- und Aus-
bau der umweltschonenderen Verkehrsträger. 
 
Die Fraktion der AfD brachte 2019 den Antrag „Die Eisenbahn 
nicht gegen andere Verkehrsträger ausspielen – Keine Erhö-
hung der Energiesteuer und CO2-Abgabe für Diesel um 30 Cent 
je Liter – Kein Stopp des Autobahn- und Bundesstraßenbaus“18 
ein, der vom Ausschuss mehrheitlich abgelehnt wurde19 (s. a. 
Kapitel 11 „Eisenbahnwesen“).  
 
Gegenstand der Diskussion im Ausschuss waren auch konkrete 
Verkehrsprojekte bzw. Grundsatzfragen zum Thema „ÖPP“. So 
brachte die Fraktion DIE LINKE. den Antrag „Weiterbau der A 
49 stoppen, ÖPP-Verträge kündigen, Alternativen prüfen und 
umsetzen“20 ein. Der Antrag wurde vom Ausschuss mehrheit-
lich abgelehnt21. Der parallele Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN „Weiterbau der A 49 stoppen, ÖPP-Verträge 
kündigen“22 war dem Ausschuss nicht überwiesen worden.  
 
Mit der Unterrichtung durch die Bundesregierung „Bericht der 
Bundesregierung über ÖPP-Projekte im Betrieb“23 befasste sich 
der Ausschuss in einer Sitzung im Januar 2021, bei der generell 

 
15 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
16 Drucksache 19/10993, hib 717/2019 
17 Drucksache 19/29513 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
18 Drucksache 19/7941, hib 206/2019 
19 Drucksache 19/11076 
20 Drucksache 19/23114 (Antrag), hib 1071/2010 
21 Drucksache 19/24683 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
22 Drucksache 19/22503 (Antrag), hib 966/2020 
23 Drucksache 19/25285 (Unterrichtung), hib 1416/2020 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/109/1910993.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649438-649438
https://dserver.bundestag.de/btd/19/295/1929513.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/079/1907941.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_02/595154-595154
https://dserver.bundestag.de/btd/19/110/1911076.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/231/1923114.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/797734-797734
https://dserver.bundestag.de/btd/19/246/1924683.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/225/1922503.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/793098-793098
https://dserver.bundestag.de/btd/19/252/1925285.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_12/814932-814932
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unterschiedliche Bewertungen des Themas „ÖPP“ deutlich 
wurden24. Die Unterrichtung nahm der Ausschuss zur Kennt-
nis.  
 

3. Planungsrecht 
Die Ausgestaltung des Planungsrechts für Verkehrsinfrastruktu-
ren war auch in der 19. Wahlperiode ein wesentliches Thema 
der Debatte im Ausschuss. Hierzu wurde eine Reihe von Ge-
setzentwürfen beraten.  

Im Herbst 201825 stand der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
„Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- 
und Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich“26 zur Dis-
kussion, dessen erklärtes Ziel eine Planungsbeschleunigung, 
orientiert an den zwölf Punkten der Strategie Planungsbe-
schleunigung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur aus dem Jahr 2017, war. Der Gesetzentwurf wurde 
im Ausschuss mit Änderungen mehrheitlich angenommen; zu-
dem wurde dazu – ebenfalls mit Mehrheit – eine Entschließung 
auf Initiative der Fraktionen der CDU/CSU und SPD angenom-
men27.  

Bereits am 25. April 2018 hatte der Ausschuss ein Gespräch mit 
Bundesminister Andreas Scheuer geführt, in dem es unter an-
derem um das Thema Planungsbeschleunigung ging und in 
dem das vorgenannte Planungsbeschleunigungsgesetz angekün-
digt worden war28. 

 
24 hib 116/2021 
25 hib 127/2020 
26 Drucksachen 19/4459, 19/4731 (Gesetzentwurf), hib 765/2018 
27 Drucksache 19/5580 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
28 hib 263/2018 

Abbildung 3: Ausschussvorsitzender Cem Özdemir, MdB, Bundesminister An-
dreas Scheuer, MdB, und Parlamentarischer Staatssekretär Steffen Bilger, 
MdB, während des Gesprächs 

https://www.bundestag.de/presse/hib/819180-819180
https://www.bundestag.de/hib#url=L3ByZXNzZS9oaWIvNjgwMTM0LTY4MDEzNA==&mod=mod454590
https://dserver.bundestag.de/btd/19/044/1904459.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/047/1904731.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_10/573908-573908
https://dserver.bundestag.de/btd/19/055/1905580.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/551992-551992
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Ein Paket aus mehreren Vorlagen wurde Ende 2019 und Anfang 
2020 beraten: 
 
- der Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Ge-

setzes zur Vorbereitung der Schaffung von Baurecht durch 
Maßnahmengesetz im Verkehrsbereich (Maßnahmengesetz-
vorbereitungsgesetz – MgvG)“29, 

- der Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Ge-
setzes zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren im Verkehrsbereich“30, 

- der Antrag der Fraktion der FDP „Mehr Tempo bei der Inf-
rastruktur – Planungsturbo jetzt“31 und  

- der Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Planungskapazitäten 
ausbauen und Bürgerbeteiligung wirksamer machen und 
Aushöhlung durch Maßnahmengesetze verhindern“32 

 
Zu den genannten Vorlagen führte der Ausschuss am 15. Januar 
2020 eine öffentliche Anhörung durch33. Am 29. Januar 2020 
wurden die beiden Gesetzentwürfe – jeweils mit Änderungen – 
mehrheitlich angenommen, die beiden Anträge wurden mehr-
heitlich abgelehnt34.  
 
Im März 2020 befasste sich der Ausschuss mit dem Antrag der 
Fraktion der AfD „Wirksame Maßnahmengesetze – Beschleuni-
gung durch echte Beteiligung der Öffentlichkeit erzielen“35 und 
dem Antrag der Fraktion der FDP „Verkehrsprojekte schneller 
realisieren – Ein modernes Planungsrecht für das 21. Jahrhun-
dert schaffen“36. Beide Anträge wurden am 4. März 202037 von 
der Mehrheit im Ausschuss abgelehnt38.  
 
Ein weiterer Gesetzentwurf der Bundesregierung zu diesem 
Thema, der „Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von 
Investitionen“39, wurde im Herbst 2020 (gemeinsam mit dem 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP „Entwurf eines Gesetzes 
für ein Bundesfernstraßen-Baubeschleunigungsgesetz“40 und 

 
29 Drucksachen 19/15619, 19/16405 (Gesetzentwurf), hib 60/2020 
30 Drucksachen 19/15626, 19/16403 (Gesetzentwurf), hib 62/2020 
31 Drucksache 19/16040 (Antrag), hib 1446/2019 
32 Drucksache 19/16042 (Antrag), hib 1446/2019 
33 Wortprotokoll der 63. Sitzung 
34 Drucksache 19/16907 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
35 Drucksache 19/16861 (Antrag), hib 136/2020 
36 Drucksache 19/17093 (Antrag), hib 180/2020 
37 hib 245/2020 
38 Drucksache 19/17735 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
39 Drucksache 19/22139 (Gesetzentwurf), hib 916/2020 
40 Drucksache 19/22106 (Antrag), hib 931/2020 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/156/1915619.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/164/1916405.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_01/677434-677434
https://dserver.bundestag.de/btd/19/156/1915626.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/164/1916403.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_01/677466-677466
https://dserver.bundestag.de/btd/19/160/1916040.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/674354-674354
https://dserver.bundestag.de/btd/19/160/1916042.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/674352-674352
https://www.bundestag.de/resource/blob/679372/ab3c2f7a6ef0f4b8844599f440fd62ad/063_wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/169/1916907.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/168/1916861.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_01/680428-680428
https://dserver.bundestag.de/btd/19/170/1917093.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_02/682420-682420
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_03/685214-685214
https://dserver.bundestag.de/btd/19/177/1917735.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/221/1922139.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/790990-790990
https://dserver.bundestag.de/btd/19/221/1922106.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/791422-791422
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dem Antrag der Fraktion der AfD „Investitionsoffensive im Inf-
rastrukturbereich – Das Investitionsbeschleunigungsgesetz 
sinnvoll ergänzen“ 41 beraten. Mit dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung wurde die Einführung gesetzlicher Regelungen 
angestrebt, die eine Reihe von beschleunigenden Maßnahmen 
beinhalten (unter anderem Vereinfachungen im Raumord-
nungsrecht und bei der Genehmigung der Elektrifizierung von 
Schienenstrecken sowie Maßnahmen zur Beschleunigung der 
Gerichtsverfahren).  
Zu den genannten Vorlagen führte der Ausschuss am 5. Okto-
ber 202042 eine öffentliche Anhörung durch43.  
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde am 4. November 
2020 im Ausschuss mehrheitlich mit Änderungen angenom-
men, der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP und der Antrag 
der Fraktion der AfD wurden hingegen mehrheitlich abge-
lehnt44.  
 
Im Juni 2021 befasste sich der Ausschuss dann mit dem Antrag 
der Fraktion DIE LINKE. „Kein weiter so mit dem Bundesver-
kehrswegeplan 2030“45, zu dem er mit Mehrheit die Ablehnung 
empfahl46  
 

4. Straßenverkehr 
Der Straßenverkehr gehört zu den Themen, die in den Beratun-
gen des Ausschusses in jeder Wahlperiode eine große Rolle 
spielen. Auch im Bereich der Gesetzesvorlagen, die der Aus-
schuss federführend betreut hat, hat der Bereich Straßenver-
kehr einen besonders großen Anteil.  
 
Bei dem Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes 47 ging es im Jahr 2019 um die Schaf-
fung datenschutzrechtlich erforderlicher Rechtsgrundlagen im 
Straßenverkehrsgesetz, um Verkehrsbeschränkungen und Ver-
kehrsverbote zum Schutz vor Abgasen effektiv vollziehen und 
überwachen zu können.  
Zu dem Gesetzentwurf führte der Ausschuss in seiner 36. Sit-
zung am 20. Februar 2019 eine öffentliche Anhörung durch48. 

 
41 Drucksache 19/23131 (Antrag), hib 1080/2020 
42 hib 1056/2020 
43 Wortprotokoll der 85. Sitzung 
44 Drucksache 19/24040 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
45 Drucksache 19/28778 (Antrag) 
46 Drucksache 19/30744 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
47 Drucksachen 19/6334, 19/6926, hib 47/2019 
48 Wortprotokoll der 36. Sitzung 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/231/1923131.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/797946-797946
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/797176-797176
https://www.bundestag.de/resource/blob/819968/e1f142336e04821fbd891037ab62702c/085_wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/240/1924040.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/287/1928778.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/307/1930744.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/063/1906334.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/069/1906926.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/587712-587712
https://www.bundestag.de/resource/blob/628162/e776ae9198001255f37ad5d741aafc21/036_sitzung_wortprotokoll-data.pdf
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Der Gesetzentwurf fand in geänderter Fassung am 12. März 
201949 im Ausschuss eine Mehrheit50.  
 
Bei dem „Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtli-
cher Vorschriften“51 ging es unter anderem um eine Anpassung 
der zentralen Verordnungsermächtigung in § 6 des Straßenver-
kehrsgesetzes (StVG), die Verbesserung der Sanktionierung von 
Verstößen gegen nationale Genehmigungsvorschriften bzw. eu-
ropäische Typgenehmigungsvorschriften und um die Rechts-
grundlagen für Datenübermittlungen des KBA aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister (ZFZR). Weiterhin sollten frei empfang-
bare Daten, die von im Verkehr befindlichen Fahrzeugen gesen-
det werden, zum Zwecke des Verkehrsmanagements von den 
Straßenbaulastträgern verarbeitet werden dürfen. Der Aus-
schuss empfahl mehrheitlich die Annahme des Gesetzentwurfs 
in geänderter Fassung52.  
 
Mit dem „Entwurf eines Gesetzes zur Revision 3 des Überein-
kommens vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher 
technischer Vorschriften für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegen-
stände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder 
verwendet werden können, und die Bedingungen für die gegen-
seitige Anerkennung von Genehmigungen, die nach diesen Vor-
schriften erteilt wurden“53 wurde einer von der 169. Tagung der 
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen an-
genommenen Revision 3 des Übereinkommens gemäß Artikel 
59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes einhellig zugestimmt54.  
 
Ebenfalls um die Zustimmung zu einem völkerrechtlichen Ver-
trag ging es 2019 bei dem „Entwurf eines Gesetzes zu dem Pro-
tokoll vom 8. Juni 2017 zur Änderung des Vertrags vom 29. 
Juni 2000 über ein Europäisches Fahrzeug- und Führerschei-
ninformationssystem (EUCARIS)“55. Der Gesetzentwurf fand im 
Ausschuss eine breite Mehrheit56.  
 

 
49 hib 255/2019 
50 Drucksache 19/8248 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
51 Drucksachen 19/28684, 19/29633 (Gesetzentwurf der Bundesregierung) 
52 Drucksache 19/29874 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
53 Drucksache 19/6548 (Gesetzentwurf), Drucksache 19/7650 (Beschlussemp-

fehlung und Bericht) 
54 Drucksache 19/7650 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
55 Drucksache 19/11468 (Gesetzentwurf), hib 779/2019, Drucksache 19/14104 

((Beschlussempfehlung und Bericht) 
56 Drucksache 19/14104 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_03/628224-628224
https://dserver.bundestag.de/btd/19/082/1908248.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/286/1928684.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/296/1929633.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/298/1929874.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/065/1906548.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/076/1907650.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/076/1907650.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/114/1911468.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_07/651278-651278
https://dserver.bundestag.de/btd/19/141/1914104.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/141/1914104.pdf
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Im Herbst 2019 befasste sich der Ausschuss mit dem „Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und 
weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“57. Der Ge-
setzentwurf betraf verschiedene Themen aus dem Bereich des 
Straßenverkehrsrechts. Unter anderem ging es darum, an dem 
Punktabzug für eine freiwillige erfolgreiche Teilnahme an ei-
nem Fahreignungsseminar nach § 4 Absatz 7 StVG unbefristet 
festzuhalten und um die Ermächtigung der Länder, das Min-
destalter für die Fahrerlaubnisklasse AM (Moped) auf 15 Jahre 
herabzusetzen58. Mit Mehrheit hat der Ausschuss beschlossen, 
die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderungen sowie die 
Annahme einer Entschließung zu dem Gesetzentwurf zu emp-
fehlen, mit der die Bundesregierung aufgefordert wird, bis spä-
testens Ende 2020 einen Vorschlag für eine Überarbeitung der 
Bußgeldkatalog-Verordnung hinsichtlich des Gefüges der Re-
gelsätze vorzulegen59.  
 
Bei dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Fahrlehrergesetzes“60 ging es da-
rum, bei dem im Jahr 2017 neu gefassten Fahrlehrergesetz die 
Umsetzung der neuen Regelungen in die Praxis zu optimieren 
und neue europarechtliche Datenschutzvorgaben in das Fahr-
lehrerrecht zu übernehmen. Der Gesetzentwurf wurde mit Än-
derungen im Ausschuss61 und im Plenum62 mehrheitlich ange-
nommen. 
 
Ein wichtiges Thema der 19. Wahlperiode war die Schaffung 
der Voraussetzungen für autonomes, automatisiertes und ver-
netztes Fahren.  
 
Die Fraktion der FDP brachte dazu im Sommer 2019 den An-
trag „Innovationsschub für das autonome Fahren in Deutsch-
land“ ein63, der im Oktober 2019 vom Ausschuss mehrheitlich 
abgelehnt wurde64. Ebenfalls von der Fraktion der FDP wurde 

 
57 Drucksache 19/12915 (Gesetzentwurf), hib 1003/2019 
58 hib 1177/2019 
59 Drucksache 19/14419 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
60 Drucksache 19/8751 (Gesetzentwurf), hib 345/2019 
61 Drucksache 19/9863 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
62 Das Parlament 20/2019 
63 Drucksache 19/11118 (Antrag), hib 743/2018 
64 Drucksache 19/14001 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/129/1912915.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_09/657308-657308
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664558-664558
https://dserver.bundestag.de/btd/19/144/1914419.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/087/1908751.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/632880-632880
https://dserver.bundestag.de/btd/19/098/1909863.pdf
https://www.das-parlament.de/2019/20/wirtschaft_und_finanzen/642060-642060
https://dserver.bundestag.de/btd/19/111/1911118.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_07/650206-650206
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914001.pdf
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im Oktober 2019 der Antrag „Smart Automotive – Anforderun-
gen an die vernetzte Mobilität im Auto von morgen“65 vorge-
legt, welcher im November 2019 im Ausschuss keine Mehrheit 
fand66.  
 
Im Frühjahr 2021 legte die Bundesregierung den „Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und 
des Pflichtversicherungsgesetzes – Gesetz zum autonomen Fah-
ren“67 vor. Damit sollte der Entwicklungsdynamik im Bereich 
des automatisierten, autonomen und vernetzten Fahrens Rech-
nung getragen werden und über die im öffentlichen Straßenver-
kehr bereits mögliche Erprobung autonomer, führerloser Fahr-
zeuge hinaus sollte deren Regelbetrieb eingeleitet werden.  
Am 3. Mai 2021 hat der Ausschuss dazu eine öffentliche Anhö-
rung durchgeführt68. In seiner Sitzung am 19. Mai 2021 nahm er 
den Gesetzentwurf in geänderter Fassung mehrheitlich an69.  
 
Mit der Frage eines gesetzlichen Rahmens für den Zugriff auf 
Fahrzeugdaten durch alle Marktteilnehmer befasste sich der 
Antrag der Fraktion der FDP „Umgang mit Fahrzeugdaten für 
Innovation, Sicherheit und Mobilität im 21. Jahrhundert“70, 
der aber im Ausschuss im Juni 2021 keine Mehrheit fand71.  
 
Intensiv hat sich der Ausschuss in der 19. Wahlperiode mit 
dem Problem der Abbiegeunfälle auseinandergesetzt.  
 
Im April 2018 ließ er sich vom Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur zu“ LKW-Auffahrunfällen am Stau-
ende, dem Stand der Technik von Fahrassistenzsystemen für 
den Straßengüterverkehr, Abbiegeassistenten und Möglichkei-
ten der automatischen Fahrraderkennung“ berichten72.  
 
Im Frühjahr 2018 brachte die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zu diesem Thema den Antrag „Fuß- und Radverkehr si-
cherer machen - Sichtfelderweiterung für Fahrerkabinen von 
LKW und Abbiegeassistenzsysteme verpflichtend einführen“ 
ein73.  

 
65 Drucksache 19/14029 (Antrag), hib 1149/2019 
66 Drucksache 19/15253 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
67 Drucksachen 19/27439, 19/28178 (Gesetzentwurf)  
68 Wortprotokoll der 111. Sitzung 
69 Drucksache 19/29875 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
70 Drucksache 19/29755 (Antrag) 
71 Drucksache 19/31099 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
72 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der SPD  
73 Drucksache 19/1202 (Antrag), hib 165/2018, Drucksache 19/3028 (Be-

schlussempfehlung und Bericht) 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914029.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/663132-663132
https://dserver.bundestag.de/btd/19/152/1915253.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/274/1927439.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/281/1928178.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/842458/eb8d013a6c19c82373e147761c774b74/111-Protokoll-03-05-2021-OeA-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/298/1929875.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929755.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/310/1931099.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/012/1901202.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_03/548128-548128
https://dserver.bundestag.de/btd/19/030/1903028.pdf
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Unter dem Titel „Abbiegeunfälle verhindern - Radfahrer und 
Fußgänger besser schützen“ ließ sich der Ausschuss im Juni 
2018 zu der Thematik berichten74. Über den Stand der Förde-
rung von und der Erteilung Allgemeiner Betriebserlaubnisse 
für Abbiegeassistenzsysteme wurde der Ausschuss im Februar 
2019 vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur unterrichtet75.  
Im Herbst 2020 legte die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
den „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßenver-
kehrsgesetzes zur Einführung und Regelung von Verkehrssi-
cherheitszonen – Abbiegeassistentengesetz (2. Verkehrswen-
deG-ÄndG-StVG – AbbiegeassistentenG)76 vor.  
Zu diesem Gesetzentwurf führte der Ausschuss am 3. März 
2021 eine öffentliche Anhörung durch77. Im Mai 2021 wurde 
der Gesetzentwurf im Ausschuss mehrheitlich abgelehnt78 (s. 
auch Seite 76).  
 
Ein Thema, das den Ausschuss auch in der 19. Wahlperiode be-
schäftigte, war die Frage von Geschwindigkeitsbegrenzungen 
auf Straßen, namentlich die Frage der Einführung einer allge-
meinen Höchstgeschwindigkeit auf Autobahnen.  
 
Im April 2019 hatte sich der Ausschuss vom Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur zum Thema „Tem-
polimit 130 auf Autobahnen“ berichten lassen79. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN brachte dann im ers-
ten Halbjahr 2019 den Antrag „Allgemeine Höchstgeschwindig-
keit von 130 km/h auf Bundesautobahnen einführen“80 ein, der 
im September 201981 vom Ausschuss mehrheitlich abgelehnt 
wurde82.  
Im Juni 2020 legte die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ei-
nen weiteren Antrag zu dem Thema vor: „Verkehrssicherheit 
auf allen Straßen erhöhen – Sicherheitstempo 130 km/h auf 
Bundesautobahnen einführen“83, mit dem gefordert wurde, 
eine generelle Höchstgeschwindigkeit von 130 km/h sowie wei-

 
74 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
75 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
76 Drucksache 19/23625 (Gesetzentwurf), hib 1138/2020 
77 Wortprotokoll der 104. Sitzung 
78 Drucksache 19/29802 (Beschlussempfehlung und Bericht) 
79 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
80 Drucksache 19/9948 (Antrag), hib 530/2019 
81 hib 1039/2019 
82 Drucksache 19/14000 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
83 Drucksache 19/20064 (Antrag), hib 638/2020 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/236/1923625.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/801108-801108
https://www.bundestag.de/resource/blob/830732/064cfdd99463b8c025cc8c2df369efb4/104-Protokoll-03-03-2021-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/298/1929802.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/099/1909948.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/641322-641322
https://www.bundestag.de/hib#url=L3ByZXNzZS9oaWIvNjU5MjgyLTY1OTI4Mg==&mod=mod454590
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914000.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/200/1920064.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_06/701648-701648
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tere Geschwindigkeitsbegrenzungen auf Landstraßen und in-
nerorts einzuführen. Der Antrag wurde vom Ausschuss im Sep-
tember 2020 mehrheitlich abgelehnt84. 
 
Gegenstand der Beratungen im Ausschuss waren auch Fragen 
der Zulassung zum Straßenverkehr.  
 
Im Jahr 2018 beantragte die Fraktion der FDP die „Dauerhafte 
Senkung des Mindestalters zum Erwerb der Fahrerlaubnis der 
Klasse AM auf 15 Jahre“85. Für diesen Antrag fand sich im 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur aber am 
26. September 201886 keine Mehrheit87. Allerdings wurde dann 
2019 mit dem Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgeset-
zes und weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften eine 
Ermächtigung der Länder aufgenommen, das Mindestalter für 
die Fahrerlaubnisklasse AM (Moped) auf 15 Jahre herabzuset-
zen (s. o. Seite 19). 
Ein im Jahr 2019 eingebrachter Antrag der Fraktion der FDP be-
fasste sich mit dem Thema „Verkehrssicherheit durch Reform 
des Begleiteten Fahrens ab 17 Jahren erhöhen“88. Der Antrag 
wurde im Ausschuss im Oktober 2019 mehrheitlich abge-
lehnt89.  
Der Antrag der Fraktion der FDP „Mindestalter zum Erwerb 
der Fahrerlaubnis der Klasse AM bundeseinheitlich regeln“90 
wurde in der 19. Wahlperiode nicht mehr beraten.  
 
Ein wichtiger Beratungsgegenstand war die Sicherheit im Stra-
ßenverkehr. So hat sich der Ausschuss in diesem Zusammen-
hang mit Berichten der Bundesregierung über Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenverkehr befasst91.  
 
Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben den Antrag „Si-
cherer Radverkehr für Vision Zero im Straßenverkehr“92 ein-
gebracht, der es zum Ziel erklärte, die Rahmenbedingungen für 

 
84 Drucksache 19/22392 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
85 Drucksache 19/2987 (Antrag), hib 485/2018 
86 hib 702/2018 
87 Drucksache 19/5031 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
88 Drucksache 19/9921 (Antrag), hib 530/2019 
89 Drucksache 19/14325 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
90 Drucksache 19/29206 
91 Drucksache 19/5000 (Bericht über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfall-

verhütung im Straßenverkehr 2016 und 2017 (Unfallverhütungsbericht Stra-
ßenverkehr 2016/17) und Drucksache 19/26135 (Bericht der Bundesregie-
rung über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenver-
kehr 2018 und 2019 (Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 2018/2019))  

92 Drucksache 19/15779 (Antrag), hib 1409/2019 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/223/1922392.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/029/1902987.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_07/562978-562978
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570384-570384
https://dserver.bundestag.de/btd/19/050/1905031.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/099/1909921.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/641318-641318
https://dserver.bundestag.de/btd/19/143/1914325.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/292/1929206.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/050/1905000.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926135.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/157/1915779.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/672814-672814
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den Verkehr von Fahrrädern, E-Fahrrädern und Lastenfahrrä-
dern zu verbessern und mehr Platz für den Radverkehr und 
mehr Sicherheit für Radfahrende zu schaffen. Dieser Antrag 
wurde im Ausschuss gemeinsam mit dem Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN93 „Das Straßenverkehrsrecht refor-
mieren – Straßenverkehrsordnung fahrrad- und fußverkehrs-
freundlich anpassen“, mit dem angestrebt wurde, durch Ände-
rungen im Straßenverkehrsrecht die Förderung von Rad- und 
Fußverkehr im Sinne der Beseitigung von Benachteiligungen 
gegenüber dem motorisierten Verkehr zu erreichen und die 
Verkehrssicherheit für diese Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-
kehrsteilnehmer zu verbessern. Zu diesem Antrag fand am 
25. September 2019 eine öffentliche Anhörung statt, bei der es 
auch um die „Novellierung der Straßenverkehrsordnung 
(StVO)“ ging.  
Der vorgenannte Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
wurde im Ausschuss mehrheitlich angenommen, der Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fand hingegen im 
Ausschuss keine Mehrheit94. 
 
Die Fraktion DIE LINKE. brachte im Frühjahr 2019 den Antrag 
„Motorradfahrende besser schützen – Unterfahrschutz muss 
Regel werden“95 ein, der im Ausschuss im April 201996 aber 
mehrheitlich abgelehnt wurde97  
 
Mit dem Thema „Motorradfahren“ befassten sich im Jahr 2020 
unter dem Aspekt „Motorradlärm“98 zwei Anträge: Der Antrag 
der Fraktion der AfD „Motorradfahren erhalten – Keine unver-
hältnismäßigen Vorgaben für Motorräder und deren Fahrer“99 
und der Antrag der Fraktion der FDP „Keine Diskriminierung 
von Motorradfahrern“100. Beide Anträge fanden im Ausschuss 
keine Mehrheit101 (s. auch Kapitel 18, Seite 60).  
 
Im Juni 2020 berichtete das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur dem Ausschuss über die „Minderung 
und Kontrolle von Motorradlärm102 in Verbindung mit Strate-
gien zu verwandten Autolärm-Problemen“103. 
 
93 Drucksache 19/8980 (Antrag), hib 371/2019 
94 Drucksache 19/16458 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
95 Drucksache 19/8647 (Antrag), hib 345/2019 
96 hib 397/2019 
97 Drucksache 19/10001 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
98 Siehe Kapitel 18 „Verkehrslärm“ 
99 Drucksache 19/22553 (Antrag), hib 970/2020 
100 Drucksache 19/20778 (Antrag), hib 739/2020 
101 Drucksache 19/23981 (Beschlussempfehlung und Bericht) 
102 Siehe Kapitel 18 „Verkehrslärm“ 
103 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/089/1908980.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/633582-633582
https://dserver.bundestag.de/btd/19/164/1916458.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/086/1908647.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/632882-632882
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/634914-634914
https://dserver.bundestag.de/btd/19/100/1910001.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/225/1922553.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/793218-793218
https://dserver.bundestag.de/btd/19/207/1920778.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/705768-705768
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923981.pdf
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Die Fraktion der der FDP legte im Frühjahr 2021 den Antrag 
„Verlängerung der Hauptuntersuchungsintervalle für Oldtimer 
mit H−Kennzeichen“104 vor. Dieser wurde im Mai 2021 vom 
Ausschuss mit Mehrheit abgelehnt105.  
 
Die Frage der Sanktionen für Verstöße gegen Regeln des Stra-
ßenverkehrs wurde in einer Reihe von Vorlagen thematisiert.  
 
Die Fraktion der AfD forderte im Mai 2020 in einem Antrag 
„Autofahrer unterstützen – Neuen Bußgeldkatalog sofort außer 
Kraft setzen – Rückkehr zu alter Bußgeldkatalog-Verord-
nung“106. Die Fraktion der FDP brachte einen Antrag ein „Die 
Straßenverkehrsordnung reformieren – Verhältnismäßigkeit 
statt sofortige Fahrverbote“107. Beide Anträge wurden im Sep-
tember 2020108 im Ausschuss mehrheitlich abgelehnt109 
 
Die Fraktion DIE LINKE. sprach sich im Frühjahr 2020 in ei-
nem Antrag für die „Gleichstellung von cannabis- und alkohol-
konsumierenden Führerscheininhaberinnen und Führerschei-
ninhabern“ aus110. Zu diesem Antrag führte der Ausschuss in 
seiner 102. Sitzung am 24. Februar 2021 eine öffentliche Anhö-
rung durch111. Der Ausschuss lehnte den Antrag dann im März 
2021 mehrheitlich ab112.  
 
Die Fraktion der FDP brachte im März 2021 den Antrag 
„Rechtssicherheit bei Rohmessdaten schaffen“113 ein, bei dem 
es um die als „Rohmessdaten“ bezeichneten Informationen, die 
die Grundlage der von Geschwindigkeitsmessgeräten („Blit-
zern“) gebildeten Messwerte darstellen, ging. Der Ausschuss 
hat den Antrag mit Mehrheit abgelehnt114.  
 
Auch Änderungen der Straßenverkehrsordnung (StVO) wur-
den im Ausschuss in der 19. Wahlperiode thematisiert: 
 
Im Jahr 2019 diskutierte der Ausschuss über den „Entwurf für 
eine Verordnung Novellierung der Straßenverkehrsordnung 
 
104 Drucksache 19/27760 (Antrag) 
105 Drucksache 19/29698 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
106 Drucksache 19/19157 (Antrag), hib 506/2020 
107 Drucksache 19/19128 (Antrag), hib 506/2020 
108 hib 963/2020 
109 Drucksache 19/22584 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
110 Drucksache 19/17612 (Antrag), hib 271/2020 
111 Wortprotokoll der 102. Sitzung 
112 Drucksache 19/29205 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
113 Drucksache 19/27110 (Antrag) 
114 Drucksache 19/29070 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/277/1927760.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/296/1929698.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/191/1919157.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/696066-696066
https://dserver.bundestag.de/btd/19/191/1919128.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/696068-696068
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/793042-793042
https://dserver.bundestag.de/btd/19/225/1922584.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/176/1917612.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_03/686580-686580
https://www.bundestag.de/resource/blob/829008/1da77cef84778b8b40b95e9f2c362f13/102-Protokoll-24-02-2021-OeA-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/292/1929205.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/271/1927110.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/290/1929070.pdf


 
 

 
Stand: 26. Januar 2022 Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur  

und seine Arbeit in der 19. Wahlperiode 
 

Seite 25 von 95 

 

Sekretariat PA 15 
Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 
 

(StVO)“115. Unter anderem zu dem Thema „Novellierung der 
Straßenverkehrsordnung (StVO)“ wurde vom Ausschuss im 
September 2019 eine öffentliche Anhörung durchgeführt (s. o. 
Seite 23 und unten Seite 33). Im Jahr 2020 beantragte die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dass das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur über den „Sachstand und 
das weiteres Vorgehen der Bundesregierung bezüglich der 
rechtswidrig verkündeten Novelle der BKatV sowie weitere 
Pläne der Bundesregierung bezüglich Anpassungen der VwV-
StVO an die seit April 2020 in Kraft getretenen Änderungen der 
StVO und weiterer geplanter fußverkehrsfreundlicher Änderun-
gen der StVO“ berichtet. Im April 2021 wurde dann die „Neu-
fassung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur StVO“ im 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur themati-
siert116.  
 
Weitere Anträge aus dem Bereich des Straßenverkehrs, die der 
Ausschuss in der 19. Wahlperiode behandelt hat, waren 
 
- der Antrag der Fraktion der AfD „Autobahnbaustellen zügi-

ger, sicherer sowie umwelt- und autofahrerfreundlicher 
planen und durchführen“117,  

- der Antrag der Fraktion der FDP „Freie Fahrt für Angler“118,  
- der Antrag der Fraktion der FDP „Wohnmobile ab 3,5 t im 

Straßenverkehr – Ungleichbehandlung beheben und 
deutschlandweit Campingurlaub ermöglichen“119 

- der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Teilen 
als Prinzip der Mobilität von morgen verankern – rechtli-
che Grundlagen für neue Sharing-Angebote verbessern“120,  

 
Die genannten Anträge wurden im Ausschuss jeweils mit 
Mehrheit abgelehnt121.  
 

 
115 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
116 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
117 Drucksache 19/20691 (Antrag), hib 707/2020 und Drucksache 19/22219 

(Beschlussempfehlung und Bericht)  
118 Drucksache 19/10617 (Antrag), hib 654/2019 und Drucksache 19/14829 

(Beschlussempfehlung und Bericht)  
119 Drucksache 19/29759 (Antrag) und Drucksache 19/31107 (Beschlussemp-

fehlung und Bericht)  
120 Drucksache 19/25007 (Antrag), hib 1364/2020 und Drucksache 19/30464 

(Beschlussempfehlung und Bericht)  
121 Links zu den Beschlussempfehlungen finden sich in den Fußnoten zu den 

Anträgen 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920691.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/704188-704188
https://dserver.bundestag.de/btd/19/222/1922219.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/106/1910617.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/646118-646118
https://dserver.bundestag.de/btd/19/148/1914829.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929759.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/311/1931107.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/250/1925007.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_12/812560-812560
https://dserver.bundestag.de/btd/19/304/1930464.pdf
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5. Maut 
Die Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren (Maut) – so-
wohl für Lkw als auch für Pkw – beschäftigte den Ausschuss in 
vielfältiger Weise. 
 
Zu Beginn der Wahlperiode befasste sich der Ausschuss mit 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des 
Bundesfernstraßenmautgesetzes122, welchen er in seiner Sit-
zung am 17. Oktober 2018123 abschließend beriet124 und dann 
einstimmig annahm. Dieser Beratung war eine öffentliche An-
hörung am 10. Oktober 2018 vorausgegangen. Die zu der Anhö-
rung eingeladenen Experten hatten zum Teil die Mauterhöhung 
kritisiert und diverse Ausnahmetatbestände gefordert, und da-
mit eine Begrenzung der Straßenbenutzungsgebühren125.  
 
Auf Grundlage einer Richtlinie der EU-Kommission126 debat-
tierte der Ausschuss in seiner Sitzung am 19. Mai 2021 über 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einführung des eu-
ropäischen elektronischen Mautdienstes127. Mit dem Gesetz 
setzte die Bundesrepublik Deutschland eine Verpflichtung um, 
die Voraussetzungen für die Interoperabilität der europäischen 
Mautsysteme zu schaffen. Zudem wurde eine Ermächtigungs-
grundlage für die Berechnung der Maut durch das Bundesamt 
für Güterverkehr aufgenommen. 
Ziel des Gesetzes war es, die Mautsätze für Lkw auf der Basis 
des Wegekostengutachtens 2018 bis 2022 zu aktualisieren, eine 
rechtliche Grundlage für die Anlastung der Kosten der Lärmbe-
lastung zu schaffen und somit die Verursachergerechtigkeit zu 
erhöhen. Zu dem Gesetzentwurf empfahl der Ausschuss am 
19. Mai 2021 mehrheitlich dessen Annahmen mit Änderun-
gen128. 
 
In diesem thematischen Zusammenhang brachte die Fraktion 
der FDP einen Antrag „Verhältnismäßige LKW-Maut mit nach-
haltigen Anreizen und Technologieoffenheit“129 ein, mit dem 
sie eine größere Transparenz der zugrunde gelegten Kosten der 
Nutzerfinanzierung forderte, der aber im Ausschuss keine 
Mehrheit fand130.  

 
122 Drucksache 19/3930, hib 615/2018 
123 hib 774/2018 
124 Drucksache 19/5102 (neu) (Beschlussempfehlung und Bericht)  
125 Wortprotokoll der 21. Sitzung 
126 2004/52/EG 
127 Drucksache 19/27522 
128 Drucksache 19/27522 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
129 Drucksache 19/4921, hib 765/2018 
130 Drucksache 19/7645 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/039/1903930.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_08/567198-567198
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_10/574348-574348
https://dserver.bundestag.de/btd/19/051/1905102.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/574238/01cbf14daa6a77197b5e5293e77dffb8/021_sitzung_protokoll-data.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0052R(01)&from=EL
https://dserver.bundestag.de/btd/19/275/1927522.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/275/1927522.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/049/1904921.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_10/573902-573902
https://dserver.bundestag.de/btd/19/076/1907645.pdf
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In einer Sitzung am 11. September 2018131 befasste sich der 
Ausschuss in mehreren Tagesordnungspunkten mit dem 
Thema „Toll Collect“ Dabei ging es um „Vorwürfe gegen Toll 
Collect und Rolle des Bundesverkehrsministeriums“ 132 und die 
„Übernahme von Toll Collect durch den Bund zum 1. Septem-
ber 2018“ 133.  
Die durch das BMVI geplante und beabsichtigte Privatisierung 
der Toll Collect GmbH beschäftigte im Jahr 2018 auch den Bun-
desrechnungshof, der bezweifelt hatte, dass die seinerzeit vor-
gelegte vorläufige Wirtschaftlichkeitsbetrachtung geeignet ge-
wesen sei, eine Ausschreibung des Einzugs der streckenbezoge-
nen Straßennutzungsgebühr als Öffentlich-Private Partnerschaft 
(ÖPP) zu rechtfertigen. In einer Selbstbefassung ließ sich der 
Ausschuss am 7. November 2018 durch den Bundesrechnungs-
hof über dessen Beweggründe informieren134. Im Vorfeld hatten 
sich bereits die Fraktionen DIE LINKE.135 in ihrem Antrag „Pri-
vatisierung stoppen – Toll Collect zu einem demokratisch kon-
trollierten Unternehmen in öffentlicher Hand entwickeln“ und 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN136 in ihrem Antrag 
„Toll Collect nicht erneut privatisieren – Vergabeverfahren 
stoppen“ gegen eine Privatisierung von Toll Collect und für 
den Stopp des Vergabeverfahrens ausgesprochen. Beide An-
träge erreichten im Ausschuss keine Mehrheit137. 
 
Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ließ sich 
der Ausschuss im Rahmen einer Selbstbefassung vom BMVI 
über „Beraterverträge des BMVI, bei den nachgeordneten Be-
hörden und Toll Collect“ berichten138. Das BMVI informierte 
darüber, inwiefern es technische, wirtschaftliche und juristi-
sche Beratung, insbesondere im Vergabeverfahren zur Veräuße-
rung der Geschäftsanteile an der Toll Collect GmbH, in An-
spruch genommen hat. 
 
Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 208. Sitzung am 13. De-
zember 2001 den Beschlussvorschlag des damaligen Ausschus-
ses für Verkehr, Bau und Wohnungswesen139 angenommen, in 
dem die Bundesregierung gebeten wurde, die Auswirkungen 

 
131 hib 654/2018 
132 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
133 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE.  
134 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
135 Drucksache 19/4526, hib 713/2018 
136 Drucksache 19/4547, hib 711/2018 
137 Drucksache 19/6001 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
138 hib 109/2019 
139 Drucksache 14/7822 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/568556-568556
https://dserver.bundestag.de/btd/19/045/1904526.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570686-570686
https://dserver.bundestag.de/btd/19/045/1904547.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570622-570622
https://dserver.bundestag.de/btd/19/060/1906001.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/590146-590146
https://dserver.bundestag.de/btd/19/078/1907822.pdf
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der Einführung der Lkw-Maut auf Ballungsräume, Wohnge-
biete und grenznahe Gebiete intensiv zu beobachten und dem 
Deutschen Bundestag erstmalig ein Jahr nach Einführung der 
Maut und danach regelmäßig alle drei Jahre darüber zu berich-
ten. In ihrem Bericht vom 4. März 2020140 kam die Bundesregie-
rung unter anderem zu dem Schluss, dass die zum 1. Juli 2018 
auf alle Bundesfernstraßen ausgeweitete Maut zu einer umfang-
reichen Rückverlagerung auf das Autobahnnetz geführt habe. 
Mautausweichverkehre ins nachgeordnete Netz seien nur mar-
ginal feststellbar, da attraktive Ausweichstrecken offensichtlich 
kaum vorhanden seien. Der Ausschuss hat den Bericht in sei-
ner 68. Sitzung am 22. April 2020 zur Kenntnis genommen. 
 
Die geplante Einführung einer Infrastrukturabgabe für Perso-
nenkraftwagen („Pkw-Maut“) wurde nicht nur in der Öffent-
lichkeit intensiv diskutiert. Vor allem in der Folge der Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom Juni 
2019, dass die Infrastrukturabgabe gegen europäisches Recht 
verstoße, wurde das Thema im Ausschuss für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur ausführlich erörtert. Vor allem bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem im Dezember 2019 ein Untersuchungsaus-
schuss des Deutschen Bundestages seine Arbeit aufnahm, war 
die Pkw-Maut mehrmals Thema der Beratungen im Verkehrs-
ausschuss.  
Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatte das 
BMVI den Ausschuss in dessen Sitzung am 7. November 2018 
über den Stand der geplanten Einführung der PKW-Maut un-
terrichtet. Die Fraktion der FDP beantragte für die Sitzung des 
Ausschusses am 16. Januar 2019 eine weitere Selbstbefassung 
zur „zur Einführung der PKW-Maut und der Vergabe des 
Mautsystems an das Konsortium aus Kapsch TrafficCom und 
CTS Eventim“. Das BMVI berichtete dazu, dass das System zum 
1. Oktober 2020 seinen Betrieb aufnehmen solle. 
 
Nach dem Urteil des EuGH vom 18. Juni 2019 beantragten die 
Fraktion der FDP („Urteil des EuGH vom 18. Juni 2019 - Die 
deutsche Vignette für die Benutzung von Bundesfernstraßen 
durch Personenkraftwagen verstößt gegen das Unionsrecht - 
Urteil in der Rechtssache C-591/171 Österreich / Deutschland“) 
und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN („Folgen des 
EuGH-Urteils für die Pkw-Maut“) Selbstbefassungen zu den 
Folgen des Urteils. Der Bundesminister für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur Andreas Scheuer berichtete dazu in der Sit-
zung des Ausschusses am 26. Juni 2019.  
 
 
140 Drucksache 19/17720, hib 398/2020 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/177/1917720.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/691968-691968


 
 

 
Stand: 26. Januar 2022 Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur  

und seine Arbeit in der 19. Wahlperiode 
 

Seite 29 von 95 

 

Sekretariat PA 15 
Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 
 

Auf Antrag der Fraktionen FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN fand im weiteren Verlauf am 25. Juli 2019 
eine Sondersitzung des Ausschusses statt141. Das Thema in Ta-
gesordnungsprunkt 1 der Sitzung war ein „Bericht des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur zu Ver-
tragsinhalten und möglichen Schadensersatzansprüchen im 
Hinblick auf Kündigungen von Verträgen zur Infrastrukturab-
gabe in Folge des Urteils des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH)“. Zu der Sitzung hatte die Fraktion der FDP im Aus-
schuss einen Antrag „Offenlegung der Verträge mit den Pkw-
Maut-Systemanbietern Kapsch TrafficCom und CTS Eventim“ 
eingebracht. Auch in dieser Sitzung stand der Bundesminister 
für Verkehr und digitale Infrastruktur Andreas Scheuer den 
Abgeordneten Rede und Antwort. Er brachte Unterlagen zu der 
Thematik in den Ausschusssitzungssaal mit, die zum Teil als 
„Verschlusssache – Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft 
wurden und die dann zeitweilig u. a. für die Ausschussmitglie-
der in den Räumen des Ausschusssekretariates einsehbar wa-
ren. 
 

6. Moderne Mobilität / Personenbeförderungsrecht 
Neue Formen der Mobilität haben den Ausschuss in der 19. 
Wahlperiode unter verschiedenen Aspekten beschäftigt. Unter 
anderem hat er sich über die Arbeit der Nationalen Plattform 
Zukunft der Mobilität im Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur informiert, bei der auch der Ausschuss-
vorsitzende Cem Özdemir, MdB, und die Stellvertretende Aus-
schussvorsitzende Daniela Kluckert, MdB, beteiligt waren. Über 
das Thema „Unabhängigkeit, Zeitplan und Arbeitsauftrag der 
Arbeitsgruppe 1 der Nationalen Plattform Zukunft der Mobili-
tät“ unterrichtete sich der Ausschuss im Januar 2019142. Unter 
dem Titel „Ergebnisse der AG 1 der Nationalen Plattform - Zu-
kunft der Mobilität –“ wurde im April 2019143 ein Zwischenbe-
richt der AG 1 debattiert144. Im Februar 2020 hat sich der Aus-
schuss über die Ergebnisse des Treffens des Bündnisses für 
Moderne Mobilität am 17. Februar 2020 berichten lassen145.  
 
Eines der wichtigsten Gesetzesvorhaben in der 19. Wahlperiode 
war die Modernisierung des Personenbeförderungsrechts. Der 
Ausschuss hat sich im Vorfeld der Gesetzesberatung immer 

 
141 hib 827/2019 
142 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
143 hib 360/2019 
144 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
145 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_07/652614-652614
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/633342-633342
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wieder über den Fortschritt des Gesetzgebungsverfahrens im 
Bereich der Bundesregierung unterrichten lassen.  
So berichtete das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur dem Ausschuss im März 2019 zu der geplanten 
Reform des Personenbeförderungsgesetzes. Im Juni 2020 ließ 
sich der Ausschuss über die „Modernisierung des Personenbe-
förderungsrechts - Eckpunkte [des BMVI/der PBefG-Findungs-
kommission] für eine zukunftsorientierte Novellierung des 
Personenbeförderungsgesetzes zur Ermöglichung digitalbasier-
ter Geschäftsmodelle“146 unterrichten. Ebenfalls im Juni disku-
tierte er über die in dem „Sonderbericht des Europäischen 
Rechnungshofs zur Nachhaltigkeit urbaner Mobilität in der 
EU“ vom Europäischen Rechnungshof geübte Kritik147. 
 
Zudem hat er Anträge beraten, die Forderungen zur Ausgestal-
tung des Personenbeförderungsrechts beinhalteten. Im Jahr 
2019 wurde der Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Taxigewerbe 
schützen“148 erörtert und im Ausschuss mehrheitlich abge-
lehnt149.  
 
Im Jahr 2021 standen dann der Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD „Entwurf eines Gesetzes zur Moderni-
sierung des Personenbeförderungsrechts“150 sowie der parallele 
Gesetzentwurf der Bundesregierung im Ausschuss151 zur De-
batte. Der Ausschuss hat zu dem Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen sowie zu zwei thematisch verwandten Oppositions-
anträgen (dem Antrag der Fraktion der FDP „Update für das 
Personenbeförderungsgesetz - Chancen der Digitalisierung nut-
zen“152 und dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Keine 
Schlupflöcher für Uber & Co - Mietwagen wirksam regulie-
ren“153) in seiner 100. Sitzung am 22. Februar 2021 eine öffent-
lichen Anhörung durchgeführt154. Den Gesetzentwurf der Koali-
tionsfraktionen hat der Ausschuss am 3. März 2021 mit Ände-
rungen mehrheitlich angenommen, die beiden Oppositionsan-
träge hat er jeweils mehrheitlich abgelehnt155. In seiner im Aus-
schuss angenommenen Fassung sieht der Gesetzentwurf vor, 
dass durch eine Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 

 
146 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
147 hib 621/2020 
148 Drucksache 19/10350 (Antrag), hib 606/2019 
149 Drucksache 19/15195 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
150 Drucksache 19/26175 (Gesetzentwurf) 
151 Drucksachen 19/26819, 19/26963 (Gesetzentwurf) 
152 Drucksache 19/26186 (Antrag) 
153 Drucksache 19/26173 (Antrag) 
154 Wortprotokoll der 100. Sitzung 
155 Drucksache 19/27288 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_06/701258-701258
https://dserver.bundestag.de/btd/19/103/1910350.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/644420-644420
https://dserver.bundestag.de/btd/19/151/1915195.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926175.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/268/1926819.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/269/1926963.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926186.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926173.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/829006/576236962f6e706cc6a43dbbbcf915f1/100-Protokoll-22-02-2021-OeA-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/272/1927288.pdf
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sowohl eine neue Form des Linienverkehrs innerhalb des 
ÖPNV (Linienbedarfsverkehr) als auch eine neue Form des Ge-
legenheitsverkehrs außerhalb des ÖPNV (gebündelter Bedarfs-
verkehr) eingeführt wird und einzelne Regelungen zum Taxen- 
und Mietwagenverkehr angepasst werden156.  
 
Gegenstand der Beratungen im Ausschuss war auch das „Deut-
sche Zentrum Mobilität der Zukunft“. Im März 2020 ließ sich 
der Ausschuss vom Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur über die „Geplante Gründung eines "Deut-
schen Zentrums Mobilität der Zukunft"157 in München“ infor-
mieren. Im Sommer 2020 befasste sich der Ausschuss mit dem 
Antrag der Fraktion der AfD „Sparten des Deutschen Zentrums 
Mobilität der Zukunft auch in den neuen Bundesländern an-
siedeln“158, der mehrheitlich abgelehnt wurde159.  
 
Ein Antrag der Fraktion der FDP „Seamless Mobility innovativ 
gestalten – Vernetzt und digital in ganz Deutschland unter-
wegs“160 sowie ein Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN „Den MobilPass jetzt einführen – Für eine attraktive, öko-
logische, bezahlbare Mobilität von morgen“161 wurden im Ok-
tober 2020 im Ausschuss gemeinsam beraten. In seiner 71. Sit-
zung am 6. Mai 2020162 führte der Ausschuss dazu eine öffentli-
che Anhörung durch163. Beide Anträge fanden im Ausschuss 
keine Mehrheit164.  
 

7. Elektromobilität 
Auch die Elektromobilität war in den Beratungen des Aus-
schusses ein zentrales Thema.  
 
2018 wurde dem Ausschuss vom Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur über die Ergebnisse des Evaluie-
rungsberichts zum Elektromobilitätsgesetz und Schlussfolge-
rungen der Bundesregierung insbesondere hinsichtlich mögli-
cher Anpassungsbedarfe des Gesetzes berichtet165.  
 

 
156 hib 276/2021 
157 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 
158 Drucksache 19/20686 (Antrag), hib 707/2020 
159 Drucksache 19/23175 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
160 Drucksache 19/18674 (Antrag), hib 421/2020 
161 Drucksache 19/14387 (Antrag), hib 1189/2019 
162 hib 473/2020 
163 Wortprotokoll der 71. Sitzung 
164 Drucksache 19/23921 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
165 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://www.bundestag.de/presse/hib/825994-825994
https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920686.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/704186-704186
https://dserver.bundestag.de/btd/19/231/1923175.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/186/1918674.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/692502-692502
https://dserver.bundestag.de/btd/19/143/1914387.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664776-664776
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/694436-694436
https://www.bundestag.de/resource/blob/701596/6e64cea187e2882f1474b3ec75b63533/071_Wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923921.pdf
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Im Mai 2019 wurde der Antrag der Fraktion der AfD „Keine 
Elektromobilität zu Lasten von Mensch und Umwelt in roh-
stoffreichen Entwicklungsländern – Rohstoffförderung für 
Elektromobilität strenger kontrollieren“166 beraten, der im Aus-
schuss mehrheitlich abgelehnt wurde167.  
Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Elektro-
mobilität auf die Überholspur bringen – Chancen für eine zu-
kunftsfähige Mobilität nutzen“168 war dann im Juli 2019 Gegen-
stand der Debatte. Er fand im Ausschuss aber keine Mehrheit169.  
 
Zu dem Thema „Ergebnisse des Autogipfels am 4. November 
2019 zur Förderung der Elektromobilität und Umsetzung der 
beschlossenen Maßnahmen“ fand im November 2019 eine Erör-
terung im Ausschuss statt170. 
 
Die Fraktion der AfD thematisierte im Jahr 2019 die „Geplante 
Verlängerung der Förderung von batterieelektrischen Fahrzeu-
gen über das Jahr 2021 hinaus nach einer Intervention eines 
Vorstandsvorsitzenden eines Automobilkonzerns beim Bundes-
finanzminister und Schaffung der notwendigen innerstädti-
schen Ladeinfrastrukturen“.  
 
Im Mai 2021 stand dann der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung „Entwurf eines Gesetzes über die Bereitstellung flächende-
ckender Schnellladeinfrastruktur für reine Batterieelektrofahr-
zeuge (Schnellladegesetz – SchnellLG)“171 auf der Tagesord-
nung des Ausschusses172, der dann im Ausschuss mit Mehrheit 
in geänderter Fassung angenommen wurde173. Mit dem Gesetz 
soll der Ausbau der Schnellladeinfrastruktur vor dem Hinter-
grund der Erforderlichkeit einer zum Teil vorausschauenden 
Überdimensionierung und Flächendeckung eine öffentliche 
Aufgabe sein, deren Ausführung durch private Betreiber erfol-
gen soll. 
 
In der Folge hat sich der Ausschuss dann im Juni 2021 mit ei-
nem vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur übermittelten "Konzept der Ausschreibung von 1000 
Schnellladestandorten auf Grundlage des Schnellladegesetzes" 

 
166 Drucksache 19/9251 (Antrag), hib 410/2019 
167 Drucksache 19/10347 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
168 Drucksache 19/7195 (Antrag), hib 83/2019 
169 Drucksache 19/11909 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
170 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
171 Drucksache 19/28184 (Gesetzentwurf) 
172 hib 665/2021 
173 Drucksache 19/29840 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/092/1909251.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/635182-635182
https://dserver.bundestag.de/btd/19/103/1910347.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/071/1907195.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/589310-589310
https://dserver.bundestag.de/btd/19/119/1911909.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/281/1928184.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/842786-842786
https://dserver.bundestag.de/btd/19/298/1929840.pdf
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befasst. Dem von der Bundesregierung vorlegten Konzept hat er 
gemäß § 3 Absatz 8 SchnellLG mehrheitlich zugestimmt. 
 

8. Fahrradverkehr 
Das Radverkehrsaufkommen nahm in den letzten Jahren in 
Deutschland – insbesondere während der Corona-Pandemie – 
deutlich zu und gewann mehr und mehr an Bedeutung. Der 
Ausschuss befasste sich daher wiederholt mit dem Verkehrs-
mittel Fahrrad als wichtigem Baustein der Verkehrswende.  
 
Unter anderem debattierte er einen Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN „Verkehrswende in Städten, mehr Raum 
für das Rad – Einführung von Fahrradstraßen erleichtern und 
Fahrradzonen etablieren“, der die Einführung von Fahrradstra-
ßen und Fahrradzonen174 zum Ziel hatte. In einem weiteren An-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ging es um die 
Reform des Straßenverkehrsrechts mit dem Ziel einer fahrrad-
freundlichen Anpassung175 (s. auch Kapitel 4, Seite 23). Dieser 
Antrag war auch Gegenstand einer öffentlichen Anhörung am 
25. September 2019, in der es um die Bewertung der geplanten 
StVO-Novelle ging (s. o. Seiten 23 und 25). Ein Schwerpunkt 
der Diskussion lag dabei auf der Sicherheit des Radverkehrs. 
Im Mai 2019176 beriet der Ausschuss über den „Fahrradklima-
test 2018 des ADFC“177. 
 
Auch die Sicherheit des Radverkehrs stand fortlaufend im Fo-
kus der Ausschussberatungen. So forderte die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN in einem Antrag die verpflichtende Ein-
führung von Abbiegeassistenten für Lkw178 (s. o. Seite 20 ff). 
Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD forderten in 
einem gemeinsamen Antrag, das Ziel „Vision Zero“ als Leitge-
danken in die StVO aufzunehmen179 (s. o. Seite 22). 
 
In seiner Sitzung am 23. Juni 2021 debattierte der Ausschuss 
über den Nationalen Radverkehrsplan 3.0, der Strategie der 
Bundesregierung zur Förderung des Radverkehrs in Deutsch-
land180. 
 

 
174 Drucksache 19/5893 (Antrag), hib 909/2018 
175 Drucksache 19/8980 (Antrag), hib 371/2019 
176 hib 561/2019  
177 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
178 Drucksache 19/1202 (Antrag), hib 165/2018 
179 Drucksache 19/15779 (Antrag), hib 1409/2019 
180 hib 829/2021 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/058/1905893.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/580564-580564
https://dserver.bundestag.de/btd/19/089/1908980.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/633582-633582
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/642736-642736
https://dserver.bundestag.de/btd/19/012/1901202.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_03/548128-548128
https://dserver.bundestag.de/btd/19/157/1915779.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/672814-672814
https://www.bundestag.de/presse/hib/849306-849306
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Eine Delegationsreise des Ausschusses in die Niederlande und 
nach Belgien mit dem Themenschwerpunkt Radverkehr ist in 
Kapitel VIII.2. (s. u. Seite 76) näher beschrieben. 
 

9. eScooter 
Im Vorfeld des Inkrafttretens der Elektrokleinstfahrzeuge-Ver-
ordnung am 15. Juni 2019 befasste sich der Ausschuss mit den 
Ausprägungen und Auswirkungen dieser neuen Form der Mik-
romobilität. Am 22. November 2018 fand dazu ein erweitertes 
Berichterstattergespräch statt.  
 
Der Antrag der Fraktion der FDP„E-Scooter und Hoverboards 
jetzt bürgerfreundlich zulassen – Flexible Mobilität schnell 
und innovativ ermöglichen“181, forderte die Einbindung von 
Elektrokleinstfahrzeugen in das bestehende System der Stra-
ßenverkehrsordnung und die Schaffung eines Rechtsrahmens 
entlang der Einführung von Geschwindigkeitsgruppen. Zu die-
sem Antrag wurde am 8. Mai 2019 eine öffentliche Anhörung 
auf der Grundlage eines Ausschussbeschlusses durchgeführt. In 
der Anhörung stieß die Nutzung von Gehwegen durch Fahr-
zeuge mit einer Geschwindigkeit von bis zu 12 km/h bei den zu 
der Anhörung eingeladenen Experten wegen der hohen Unfall-
gefahr auf Ablehnung. Der Deutsche Städtetag kritisierte, dass 
die Kommunalvertreter nicht in die Schaffung der Verordnung 
eingebunden gewesen seien. Der Bundesverband Elektro-
kleinstfahrzeuge zeigte sich über die Legalisierung von Elektro-
kleinstfahrzeugen durch eine Verordnung erfreut. 
Der Antrag wurde im weiteren Beratungsverlauf vom Aus-
schuss mit Mehrheit abgelehnt182.  
 
Ebenfalls im Jahr 2019 ließ der Ausschuss sich vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu der „Aus-
nahmeverordnung für die Teilnahme von Elektrokleinstfahr-
zeugen (eKF) am Straßenverkehr“ berichten183.  
 

10. Güterverkehr und Logistik 
Der Transportbedarf von Gütern ist thematisch eng mit der 
Verkehrspolitik verknüpft. Nach Handel und Automobilindust-
rie liegt die Güterverkehrslogistik auf Platz drei aller Wirt-
schaftsbereiche in Deutschland. Folglich hat auch dieser The-
menbereich den Ausschuss wiederholt beschäftigt. 
 

 
181 Drucksache 19/8543 (Antrag), hib 299/2019 
182 Drucksache 19/14074 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
183 hib 270/2019 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/085/1908543.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_03/630396-630396
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914074.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_03/628592-628592


 
 

 
Stand: 26. Januar 2022 Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur  

und seine Arbeit in der 19. Wahlperiode 
 

Seite 35 von 95 

 

Sekretariat PA 15 
Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 
 

Auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD debattierte 
der Ausschuss in seiner Sitzung am 10. April 2019 im Rahmen 
einer Selbstbefassung über das Innovationsprogramm Logistik 
2030, welches vom BMVI entsprechend der Festlegung im Koa-
litionsvertrag zur 19. Legislaturperiode aufgelegt wurde. Mit 
dem Innovationsprogramm soll der Logistikstandort Deutsch-
land gestärkt und ausgebaut werden. 
 
In verschiedenen Anträgen formulierten die Fraktionen Forde-
rungen zur Verbesserung des Güterverkehrs auf der Straße. So 
forderte die Fraktion der AfD in ihrem Antrag „Nachhaltigkeit 
im Güterverkehr steigern, Energieverbrauch und die Anzahl 
der Lkw-Fahrten vermindern, Straßen und Brücken scho-
nen“184, durch eine Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung Lkw mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 44 
Tonnen zuzulassen. Der Antrag wurde vom Ausschuss abge-
lehnt185. 
 
Die Sicherheit im Straßengüterverkehr war Gegenstand eines 
Antrages der Fraktion der FDP186. So forderte sie unter ande-
rem, mit verschiedenen Maßnahmen die Kontrolldichte im 
Straßengüterverkehr zu erhöhen und die Mittel für das „Förder-
programm für Abbiegeassistenzsysteme“ im Jahr 2020 zu ver-
doppeln (s. zum Thema „Abbiegeassistenzsysteme“ auch Seite 
20). Auch dieser Antrag fand keine Mehrheit im Ausschuss187. 
 
Die Corona-Pandemie und die damit verbundenen, verschärften 
infektionsrechtlichen Reiseregelungen hatten erhebliche Aus-
wirkungen auf Pendlerverkehre und Logistikketten. In einer 
Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP berichtete das 
BMVI in der Ausschusssitzung am 3. März 2021 über den aktu-
ellen Sachstand und die Kommunikation der Bundesregierung 
mit den betroffenen Nachbarstaaten, der EU-Kommission, den 
Bundesländern und den Verbänden der Logistikwirtschaft. 
 
Im Oktober stand der Gesetzentwurf der Bundesregierung „Ent-
wurf eines Gesetzes über Änderungen im Berufskraftfahrer-
qualifikationsrecht“188 im Ausschuss zur Debatte189. Dabei ging 
es unter anderem um die Ausstellung von Fahrerqualifizie-
rungsnachweisen. Der Gesetzentwurf wurde mit Änderungen 

 
184 Drucksache 19/13097 (Antrag), hib 1002/2019 
185 Drucksache 19/14741 (Beschlussempfehlung und Bericht) 
186 Drucksache 19/30391 (Antrag) 
187 Drucksache 19/31071 (Beschlussempfehlung und Bericht) 
188 Drucksachen 19/21983, 19/22849 (Gesetzentwurf), hib 1054/2020 
189 hib 1071/2020 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/130/1913097.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_09/657288-657288
https://dserver.bundestag.de/btd/19/147/1914741.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/303/1930391.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/310/1931071.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/219/1921983.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/228/1922849.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/796986-796986
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/797732-797732
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mehrheitlich zur Annahme empfohlen. Zusätzlich hat der Aus-
schuss dem Plenum mehrheitlich die Annahme einer Ent-
schließung zu Maßnahmen zur Beseitigung des Fahrermangels 
empfohlen190.  
 

11. Eisenbahnwesen 
Das Eisenbahnwesen repräsentierte auch in der 19. Wahlperi-
ode wieder das umfangreichste Themengebiet des Ausschusses.  
Dementsprechend bildete der Eisenbahnsektor für den Aus-
schuss auch einen Schwerpunkt im Bereich der Gesetzgebung.  
 
Besondere Bedeutung hatte die Gesetzgebung zum Regionali-
sierungsgesetz, auch im Hinblick auf die finanziellen Volu-
mina, um die es dabei ging.  
 
Mit dem (im Ausschuss mit Änderungen einstimmig angenom-
men191) Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen Eisenbahnge-
setzes“ wurden Berichtigungen wegen eines Übersetzungsfeh-
lers in deutschen Fassungen von EU-Richtlinien bzw. Klarstel-
lungen vorgenommen192.  
 
Bei einem weiteren Gesetzentwurf der Bundesregierung ging es 
um die Änderung beförderungsrechtlicher Vorschriften im Ei-
senbahnbereich193. Dies betraf vor allem die Bekanntmachung 
von Tarifen und eine Bündelung bei den Zuständigkeiten für 
die Durchsetzung fahrgastrechtlicher Ansprüche mit dem Ziel 
eines effektiven Verbraucherschutzes. Der Gesetzentwurf traf 
im Ausschuss auf einhellige Zustimmung194.  
 
Bei dem ebenfalls im Jahr 2019 beratenen Gesetzentwurf der 
Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2016/2370 vom 14. Dezember 2016 zur Ände-
rung der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung des 
Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste 
und der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur“195 ging es vor 
allem um die Umsetzung von EU-Recht zur Öffnung des Mark-
tes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste und zur 
Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur. Der Gesetzentwurf 

 
190 Drucksache 19/23185 (neu) (Beschlussempfehlung und Bericht)  
191 Drucksache 19/7084 
192 Drucksache 19/5421 (Gesetzentwurf), hib 845/2018 
193 Drucksache 19/7837 (Gesetzentwurf), hib 181/2019, 19/917 
194 Drucksache 19/8468 
195 Drucksachen 19/9738 (Gesetzentwurf), hib 502/2019, 19/10520 (Unterrich-
tung), hib 661/2019 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/231/1923185.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/070/1907084.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/054/1905421.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/577370-577370
https://dserver.bundestag.de/btd/19/078/1907837.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_02/594498-594498
https://dserver.bundestag.de/btd/19/009/1900917.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/084/1908468.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/097/1909738.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/640314-640314
https://dserver.bundestag.de/btd/19/105/1910520.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/646210-646210
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wurde im Juni 2019196 im Ausschuss mit Änderungen mehrheit-
lich angenommen197.  
 
Ende des Jahres 2019 wurde der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung „Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der techni-
schen Säule des vierten Eisenbahnpakets der Europäischen 
Union“198, bei dem es ebenfalls um die Umsetzung von EU-
Recht ging, im Ausschuss ohne Gegenstimmen angenommen199.  
 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Geset-
zes zu der Vereinbarung vom 25. August 1953 zwischen dem 
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Vorsteher des Eidgenössischen Post- und Eisenbahn-
departements der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
deutschen Eisenbahnstrecken auf Schweizer Gebiet“200, bei dem 
es um eine Zustimmung nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes ging, um eine Rechtsgrundlage für die sog. Fran-
kenversorgung im nationalen Recht zu schaffen, wurde vom 
Ausschuss einstimmig befürwortet201.  
 
Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Ge-
setzes zu dem Abkommen vom 27. September 2019 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Republik Polen über den Ersatzneubau der Grenzbrü-
cke im Raum Küstrin-Kietz – Küstrin (Kostrzyn nad Odrą)“202 
hat der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur ein-
stimmig dessen unveränderte Annahme empfohlen203.  
 
Ein Gesetzentwurf, der im Frühjahr 2021 im Eisenbahnbereich 
zur Beratung anstand, dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
„Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes“204, betraf vor allem um die Regelung 
von Ausgleichszahlungen für betriebsfremde Leistungen bun-
deseigener Eisenbahnen, deren Rechtsgrundlage durch das 
Vierte Eisenbahnpaket der EU entfallen war. Zudem sollte in 
diesem Bereich eine einheitliche Rechtsgrundlage für bundesei-
gene und nichtbundeseigene Eisenbahnen geschaffen werden. 

 
196 hib 649/2019 
197 Drucksache 19/10689 
198 Drucksache 19/15661 (Gesetzentwurf), hib 1382/2019 
199 Drucksache 19/16195 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
200 Drucksache 19/16335 (Gesetzentwurf), hib 48/2020 
201 Drucksache 19/17119 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
202 Drucksachen 19/18788, 19/19386 (Gesetzentwurf), hib 446/2020 
203 Drucksache 19/19675 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
204 Drucksache 19/17289 (Gesetzentwurf), hib 231/2020 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/646022-646022
https://dserver.bundestag.de/btd/19/106/1910689.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/156/1915661.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/672122-672122
https://dserver.bundestag.de/btd/19/161/1916195.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/163/1916335.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_01/677026-677026
https://dserver.bundestag.de/btd/19/171/1917119.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/187/1918788.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/193/1919386.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/693518-693518
https://dserver.bundestag.de/btd/19/196/1919675.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/172/1917289.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_03/684696-684696
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Der Gesetzentwurf wurde vom Ausschuss im März 2021 in ge-
änderter Fassung einstimmig befürwortet205. 
 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes und des Ge-
setzes über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen“206 sah 
unter anderem die Entlastung der Kommunen von Finanzie-
rungsbeiträgen nach dem Bundesfernstraßengesetz und dem Ei-
senbahnkreuzungsgesetz vor, um Investitionen in die Infra-
struktur für den Radverkehr sowie in das Schienennetz zu be-
schleunigen. Zu dem Gesetzentwurf hat der Ausschuss im Ap-
ril 2021207 ohne Gegenstimmen die Annahme mit Änderungen 
empfohlen208.  
 
Ebenfalls im April 2021 befasste sich der Ausschuss mit einem 
weiteren Gesetzentwurf aus dem Eisenbahnbereich. Der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung von Vorschriften im Eisenbahnbereich“209 betraf di-
verse Änderungen im Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG), im 
Bundesnichtraucherschutzgesetz, im Schienenlärmschutzge-
setz, im Bundeswaldgesetz sowie im Schienengüterfernver-
kehrsnetzförderungsgesetz. Dabei ging es auch um Verbesserun-
gen beim Grünschnitt, um z. B. Betriebsstörungen bei der Bahn 
durch umgestürzte Bäume zu verhindern210. Der Ausschuss be-
fürwortete am 21. April 2021 mehrheitlich die Annahme des 
Gesetzentwurfs in geänderter Fassung.  
 
Themen des Gesetzentwurfs der Bundesregierung „Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Weiterentwicklung des Eisenbahnregulie-
rungsrechts“211, den der Ausschuss im Frühjahr 2021 beraten 
hat, waren die Umsetzung der Ergebnisse der Evaluierung des 
Eisenbahnregulierungsgesetzes, die Anpassung des Gesetzes an 
EU-Recht und an die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH), sowie erste Schritte zur Erprobung neuer 
Verfahren der Kapazitätszuweisung im Hinblick auf die Überle-
gungen zum Deutschlandtakt. Zu dem Gesetzentwurf hat der 
Ausschuss am 14. April 2021 eine öffentliche Anhörung durch-
geführt212. In der abschließenden Beratung am 5. Mai 2021213 

 
205 Drucksache 19/18267 
206 Drucksache 19/27660 (Gesetzentwurf) 
207 hib 476/2021 
208 Drucksache 19/28511 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
209 Drucksache 19/27671 (Gesetzentwurf) 
210 hib 528/2021 
211 Drucksache 19/27656 (Gesetzentwurf) 
212 Wortprotokoll der 107. Sitzung 
213 hib 605/2021 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/182/1918267.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/276/1927660.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/834106-834106
https://dserver.bundestag.de/btd/19/285/1928511.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/276/1927671.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/836308-836308
https://dserver.bundestag.de/btd/19/276/1927656.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/837726/8ba2ba599f375d879aa45996a56476ef/107-Protokoll-14-04-2021-OeA-data.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/839686-839686
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sprach sich der Ausschuss mehrheitlich für die Annahme des 
Gesetzentwurfs mit Änderungen sowie für die Annahme einer 
Entschließung aus214.  
 
Im ersten Halbjahr 2018 wurde erneut das Projekt „Stuttgart 
21“ thematisiert, welches der Ausschuss bereits in den vergan-
genen Wahlperioden intensiv erörtert hatte.  
In einem Antrag der Fraktion DIE LINKE. wurde der „Ausstieg 
und Umstieg bei dem Bahnprojekt Stuttgart 21“ gefordert215. Zu 
dem Antrag hat der Ausschuss am 11. Juni 2018 eine öffentli-
che Anhörung durchgeführt216. Im weiteren Verlauf der Bera-
tung hat er den Antrag dann mehrheitlich abgelehnt217.  
 
Mit einem Antrag vom März 2018 forderte die Fraktion DIE 
LINKE. die „Offenlegung von neuen Gutachten zur Deutschen 
Bahn AG“218. Dabei ging es um Gutachten, die das Projekt 
„Stuttgart 21“ betrafen. Auch dieser Antrag fand im Ausschuss 
keine Mehrheit219.  
Die „Kostenentwicklung beim DB-Bauprojekt Stuttgart 21“ 
wurde im Februar 2019 diskutiert220.  
Die Fraktion DIE LINKE. thematisierte das Projekt im Jahr 2019 
erneut mit ihrem Antrag „Für eine bessere Bahn – Ausstieg und 
Umstieg bei Stuttgart 21“221. Der Antrag wurde im Januar 2020 
von der Ausschussmehrheit abgelehnt222.  
Zum Thema „Stuttgart 21" und sowie zur "Neubaustrecke 
Wendlingen-Ulm" führte der Ausschuss in seiner Sitzung am 
18. April 2021 ein Gespräch mit dem Vorstandsvorsitzenden 
der Deutschen Bahn AG Dr. Richard Lutz und dem Vorstand 
für Infrastruktur der Deutschen Bahn AG Ronald Pofalla223,  
 
Der Themenbereich Eisenbahnverkehr war auch stark von der 
Corona-Krise betroffen. Von Beginn an fand ein regelmäßiger 
Austausch mit Bundesminister Andreas Scheuer statt, der die 
Mitglieder über die Auswirkungen der Covid 19-Pandemie auf 
den Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur informierte (s. o.). Hintergrund war 

 
214 Drucksache 19/29371 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
215 Drucksache 19/480 (Antrag), hib 33/2018 
216 Wortprotokoll der 11. Sitzung 
217 Drucksache 19/3589 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
218 Drucksache 19/481 (Antrag), hib 26/2018 
219 Drucksache 19/2352 
220 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
221 Drucksache 19/11235 (Antrag), hib 743/2019 
222 Drucksache 19/16900 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
223 hib 240/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/293/1929371.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/004/1900480.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_01/539038-539038
https://www.bundestag.de/resource/blob/561564/ff4ee6a52ce983ad2ebc9c4f025e9947/011_sitzung_wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/035/1903589.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/004/1900481.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_01/538420-538420
https://dserver.bundestag.de/btd/19/023/1902352.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/112/1911235.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_07/650208-650208
https://dserver.bundestag.de/btd/19/169/1916900.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/550816-550816
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unter anderem, dass die DB trotz der Pandemie ihr Angebot 
überwiegend aufrechterhalten hatte.  
Im Januar 2020 fand im Ausschuss ein Gespräch mit Bundesmi-
nister Andreas Scheuer „zu aktuellen Fragen im Hinblick auf 
die Corona-Pandemie aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur“ statt. 
 
Über ein „Konzeptpapier von Deutsche Bahn AG, Verkehrs- 
und Finanzministerium zu den finanziellen Hilfen für die 
Deutsche Bahn AG“ wurde im Mai 2020 im Ausschuss gespro-
chen224. Vor dem Hintergrund der Covid 19-Pandemie wurde 
das Thema „Personalabbau bei der DB AG“225 am 27. Mai 2020 
in einem Gespräch mit Dr. Richard Lutz, Ronald Pofalla und 
Dr. Levin Holle vom Vorstand der Deutschen Bahn erörtert.  
 
Aus Anlass der Debatte über den Antrag der Fraktion der FDP 
„Keine einseitige Subventionierung für den Deutsche-Bahn-
Konzern – Unterstützung für den Schienenverkehr wettbe-
werbsneutral ausgestalten“226 berichtete die Bundesregierung 
im Dezember 2020 erneut über den Sachstand bei den Hilfen 
für die Deutsche Bahn227. Der Antrag der Fraktion der FDP 
wurde mit Mehrheit abgelehnt228.  
Die Ausschussmitglieder berieten auch im Februar 2021 über 
die finanzielle Situation von Eisenbahnverkehrsunternehmen 
und den aktuellen Stand der Beihilfe für die Deutsche Bahn 
AG229.  
Speziell mit der Ansteckungsgefahr durch Aerosole in ICE-Zü-
gen befasste sich der Ausschuss im Rahmen einer Selbstbefas-
sung230 „zu den vollständigen wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen aus den von der DB Fernverkehr AG beauftragten Untersu-
chungen zur Risikobetrachtung der Verbreitung von Aerosolen 
in ICE-Zügen und den daraus abzuleitenden Risiken für Rei-
sende, sich zu infizieren“ im Januar 2021231.  
 
„Alle reden vom Wetter...“ – an diesen historischen Slogan der 
Bundesbahn wurde mancher in der Diskussion über die 
„Schneestrategie der Deutschen Bahn AG“ erinnert. Im Winter 
2020/21 war durch einen massiven Schneeeinbruch annähernd 

 
224 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktionen FDP und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN  
225 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
226 Drucksache 19/24639 (Antrag), hib 1313/2020 
227 hib 1392/2020 
228 Drucksache 19/25386 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
229 99. Sitzung am 10.02.2021 
230 96. Sitzung am 13.01.2021 
231 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der AfD 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/246/1924639.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/809452-809452
https://www.bundestag.de/presse/hib/813890-813890
https://dserver.bundestag.de/btd/19/253/1925386.pdf
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eine Woche der Verkehr maßgeblich beeinträchtigt worden und 
der Umgang der DB AG damit („Neue Schneestrategie“) sorgte 
für Diskussionsstoff.  
Im Februar 2021 ließ sich der Ausschuss dazu vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur „Zur Verein-
barkeit der "neuen Schneestrategie" der Deutschen Bahn AG 
mit dem Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG)“ berichten232. Im 
Frühjahr 2021 fand zur "neuen Schneestrategie" und zu ande-
ren aktuellen DB-Themen ein Gespräch mit den Mitgliedern 
des Vorstands der Deutschen Bahn AG Dr. Richard Lutz und 
Ronald Pofalla) sowie dem Mitglied des Vorstands der DB Netz 
AG Dr. Volker Hentschel) statt233.  
 
Beratungsgegenstand im Ausschuss war auch die Tunnelhava-
rie bei Bauarbeiten in Rastatt-Niederbühl im Jahr 2017. Die 
Fraktion der FDP brachte dazu den Antrag „Nach Tunnelhava-
rie und Rheintal-Streckensperrung 2017 von Rastatt – Aufar-
beitung und Notfallmanagement entwickeln“ ein234, den der 
Ausschuss im Juni 2018 aber mehrheitlich ablehnte235.  
Der Ausschuss hatte sich bereits im April 2018 vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur zum aktuellen 
Stand der Untersuchungen am Tunnel Rastatt berichten las-
sen236  
 
Mitte des Jahres 2019 hat der Ausschuss eine Reihe von Anträ-
gen zum Eisenbahnwesen gemeinsam erörtert:  
 

- den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD „Der 
Schiene höchste Priorität einräumen“237: 

- den Antrag der Fraktion der AfD „Die Eisenbahn nicht 
gegen andere Verkehrsträger ausspielen – Keine Erhö-
hung der Energiesteuer und CO2-Abgabe für Diesel um 
30 Cent je Liter – Kein Stopp des Autobahn- und Bun-
desstraßenbaus“238; 

- den Antrag der Fraktion der FDP „Digitalisierung der 
Schiene durch Verkauf von Beteiligungen der Deut-
schen Bahn AG vorantreiben“239; 

 
232 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
233 113. Sitzung am 19.05.2021 
234 Drucksache 19/1839 (Antrag), hib 265/2018 
235 Drucksache 19/3800  
236 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
237 Drucksache 19/9918 (Antrag), hib 530/2019 
238 Drucksache 19/7941 (Antrag), hib 206/2019 
239 Drucksache 19/6284 (Antrag), hib 966/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/018/1901839.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/552574-552574
https://dserver.bundestag.de/btd/19/038/1903800.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/099/1909918.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/641320-641320
https://dserver.bundestag.de/btd/19/079/1907941.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_02/595154-595154
https://dserver.bundestag.de/btd/19/062/1906284.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_12/583562-583562


 
 

 
Stand: 26. Januar 2022 Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur  

und seine Arbeit in der 19. Wahlperiode 
 

Seite 42 von 95 

 

Sekretariat PA 15 
Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 
 

- den Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Drohenden Kol-
laps verhindern – Deutsche Bahn AG demokratisch um-
bauen“240 und 

- den Antrag der Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN „Die Eisenbahn zum Rückgrat der 
Verkehrswende machen“241 

Zu den fünf genannten Anträgen hat der Ausschuss in seiner 
44. Sitzung am 13. Mai 2019 eine öffentliche Anhörung durch-
geführt242. Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
auf Drucksache 19/9918 wurde im weiteren Verlauf der Bera-
tungen von der Ausschussmehrheit angenommen, die anderen 
vier Anträge wurden mehrheitlich abgelehnt243.  
 
Um die Bahninfrastruktur ging es in einem Antrag der Fraktion 
DIE LINKE. „Abbau von Bahninfrastruktur stoppen“244, der im 
März 2019245 im Ausschuss keine Mehrheit fand246.  
Entsprechendes gilt auch für den thematisch verwandten An-
trag der Fraktion DIE LINKE. „Die Bahn wieder ins ganze Land 
bringen – Bahnstrecken reaktivieren“247 248.  
 
Im Frühjahr 2018 ließ sich der Ausschuss vom Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur über den Sachstand 
bei dem Projekt "Feste Fehmarnbeltquerung" informieren.  
 
Um die „Bewertung der Schienenprojekte des potenziellen Be-
darfs aus dem Bundesverkehrswegeplan 2030“ ging es in den 
Ausschussberatungen im Herbst 2018249. 
 
Ende des Jahres 2019 behandelte der Ausschuss wieder meh-
rere Anträge zur Bahninfrastruktur gemeinsam.  
 

- Mit einem Antrag forderte die Fraktion der AfD 
„Bahninfrastruktur in Deutschland nachhaltig verbes-
sern – Empfehlungen des Bundesrechnungshofes zur 
Bahninfrastrukturfinanzierung beachten“250.  

 
240 Drucksache 19/7024 (Antrag), hib 61/2019 
241 Drucksache 19/7452 (Antrag), hib 117/2019 
242 Wortprotokoll der 44. Sitzung 
243 Drucksache 19/11076 
244 Drucksache 19/7907 (Antrag), hib 199/2019 
245 hib 296/2019 
246 Drucksache 19/8804 
247 Drucksache 19/9076 (Antrag), hib 390/2019 
248 Drucksache 19/10586 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
249 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
250 Drucksache 19/11123 (Antrag), hib 732/2019 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/070/1907024.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/588318-588318
https://dserver.bundestag.de/btd/19/074/1907452.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/590314-590314
https://www.bundestag.de/resource/blob/646084/81fd3fb1a6001b2e450c2465c1e5350e/wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/110/1911076.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/079/1907907.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_02/594988-594988
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_03/630304-630304
https://dserver.bundestag.de/btd/19/088/1908804.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/090/1909076.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/634780-634780
https://dserver.bundestag.de/btd/19/105/1910586.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/111/1911123.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649718-649718
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- Die Fraktion der FDP erhob die Forderung „Qualität des 
Schienennetzes effektiv verbessern – Ausgabe von Steu-
ermitteln besser kontrollieren“251 und  

- ein Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN pos-
tulierte „Gute Schienenwege braucht das Land – Erhal-
tung des Schienennetzes bedarfsgerecht finanzieren“252.  
 

Auch zu diesen Anträgen beschloss der Ausschuss eine öffent-
liche Anhörung, die er in seiner 52. Sitzung am 16. Oktober 
2019 durchführte253. Im weiteren Verlauf der Beratung wurde 
vom Ausschuss jedoch keiner dieser Anträge zur Annahme 
empfohlen254.  
 
Ein „Elektrifizierungsprogramm für den Schienenverkehr“ for-
derte die Fraktion DIE LINKE. in einem Antrag im Herbst 
2019255, den der Ausschuss im Frühjahr 2020 beriet und mehr-
heitlich ablehnte256.  
Zum Thema „Verfügbarkeit der Eisenbahninfrastruktur in 
Deutschland bei schwierigen Wetterverhältnissen“ brachte die 
Fraktion der AfD einen Antrag ein257, der im Mai 2021 im Aus-
schuss keine Mehrheit fand258.  
 
Der DB-Konzern war oft Gegenstand der Beratungen im Aus-
schuss. Im September 2018 war der „Umgang des Eigentümers 
mit der finanziellen und strukturellen Krise der Deutschen 
Bahn AG und zu ausstehenden Verlagerungseffekten von Ver-
kehren auf die Schiene“ Thema der Ausschussberatungen.  
 
Im Oktober 2018 ging es um „Brandschutzstandards in den 
Fernzügen der DB AG“259. Hintergrund war der Brand in einem 
ICE-Zug im Oktober 2018. An der Beratung nahmen auch 
Dr. Philipp Nagel, Vorstand Produktion der DB Fernverkehr 
AG, Christoph Koch, Leiter Fahrzeugmanagement ICE-T, sowie 
Thomas Göwert, Eisenbahnbetriebsleiter, teil260.  
 
Die „Ergebnisse des Gesprächs zwischen Bundesverkehrsmi-
nister Andreas Scheuer und dem Vorstand der Deutschen 

 
251 Drucksache 19/11110 (Antrag), hib 732/2019 
252 Drucksache 19/10638 (Antrag), hib 679/2019 
253 Wortprotokoll der 52. Sitzung 
254 Drucksache 19/15522 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
255 Drucksache 19/14376 (Antrag), hib 1189/2019 
256 Drucksache 19/18995 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
257 Drucksache 19/28460 (Antrag) 
258 Drucksache 19/29374 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
259 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
260 hib 980/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/111/1911110.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649720-649720
https://dserver.bundestag.de/btd/19/106/1910638.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/647666-647666
https://www.bundestag.de/resource/blob/666916/65dbbe5a41e1fd58912ad215e8d056ec/052_sitzung_wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/155/1915522.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/143/1914376.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664774-664774
https://dserver.bundestag.de/btd/19/189/1918995.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/284/1928460.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/293/1929374.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_12/584072-584072
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Bahn AG am 15. Januar 2019“ waren im Januar 2019 Thema 
der Ausschussberatung261.  
 

 
Abbildung 4: Blick in den Sitzungssaal des Ausschusses während einer Aus-
schusssitzung 

Über Beraterverträge für ausgeschiedene Vorstände der DB AG 
wurde im Ausschuss im Juni 2019 intensiv diskutiert. Dazu wa-
ren mehrere Selbstbefassungen beantragt worden262. Erneut 
wurde das Thema „Beraterverträge der Deutschen Bahn AG“ im 
Herbst 2019 erörtert263.  
 
Ende2019 waren Gegenstand der Diskussion die „Beabsichtig-
ten Erhöhungen der Vorstandsgehälter bei der Deutschen 
Bahn“264.  
 
Ende 2019 wurde auch das Thema „Bundesverkehrsminister 
Scheuers Ultimatum an die Bahn: Was setzt die Bundesregie-
rung hierfür um?“265 erörtert266.  
 
Mitglieder von Vorständen aus dem DB-Konzern waren häufig 
Gesprächspartner des Ausschusses. So führte er Anfang 2019 
ein Gespräch mit den Mitgliedern des Vorstands der Deutschen 

 
261 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
262 Auf Antrag der Fraktion der AfD: „Nicht genehmigte Beraterverträge für 

ausgeschiedene Vorstände der DB AG und externe Personen“; auf Antrag 
der Fraktion der FDP: „Erkenntnisse der Bundesregierung hinsichtlich der 
bekannt gewordenen Beraterverträge mit ehemaligen Vorstandsmitgliedern 
bzw. Managern der Deutschen Bahn AG“; auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN „Beraterverträge Deutsche Bahn“ 

263 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
264 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
265 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
266 hib 1287/2019 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_11/668736-668736
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Bahn AG Dr. Richard Lutz und Ronald Pofalla zu den konkre-
ten Vorhaben des Unternehmens zur Verbesserung von Quali-
tät, Kundenservice und Wirtschaftlichkeit im Jahr 2019 sowie 
in der mittelfristigen Zeitplanung267.  
Im Dezember 2019 ging es einem Gespräch mit Dr. Richard 
Lutz und Ronald Pofalla um die „Dachstrategie der Deutschen 
Bahn AG ‚Starke Schiene‘".  
 
Die dritte Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) 
mit der DB wurde im Ausschuss immer wieder thematisiert.  
Im Januar 2019268 ließ sich der Ausschuss vom Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu dem „Bericht 
des Bundesrechnungshofs nach § 99 BHO über die Ziele des 
Bundes bei den Verhandlungen mit der Deutschen Bahn AG 
über eine dritte Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung 
(LuFV) für die bestehende Eisenbahninfrastruktur“ informie-
ren269.  
Im November 2019 beriet der Ausschuss über die „Fortschrei-
bung der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DB - Entscheidung 
über eine Zustimmung zum Abschluss einer Leistungs- und Fi-
nanzierungsvereinbarung III (LuFV III)“. Er stimmte dem ihm 
vorgelegten Entwurf der Leistungs- und Finanzierungsvereinba-
rung III dann mehrheitlich zu270.  
 
Auch Grundsatzfragen der Ausgestaltung des Bahnsystems 
waren Gegenstand der Ausschussberatungen. Im Jahr 2021 be-
handelte der Ausschuss den Antrag der Fraktion der FDP „Für 
ein modernes und wettbewerbliches Bahnsystem in Europa“271, 
den er am 5. Mai 2021 mehrheitlich ablehnte272.  
 
Neben der Beratung von Gesetzentwürfen und Anträgen hat 
sich der Ausschuss auch mit Unterrichtungen zu Bahnthemen 
befasst.  
Den „Tätigkeitsbericht der Bundesnetzagentur – Eisenbahnen 
2017/2018“273 hat er im Herbst 2019 beraten und zur Kenntnis 
genommen.  
Mit dem „7. Sektorgutachten Bahn der Monopolkommission 
gemäß § 78 Absatz 1 des Eisenbahnregulierungsgesetzes Mehr 

 
267 hib 195/2019 
268 hib 53/2019 
269 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP und der Fraktion 

DIE LINKE. 
270 hib 1269/2019 
271 Drucksache 19/28435 
272 Drucksache 19/29524 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
273 Drucksache 19/11560 (Unterrichtung), hib 894/2019 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_02/594902-594902
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/587964-587964
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_11/668170-668170
https://dserver.bundestag.de/btd/19/284/1928435.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/295/1929524.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/115/1911560.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_08/654442-654442
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Qualität und Wettbewerb auf die Schiene“ hat er sich in seiner 
65. Sitzung im Februar 2020 befasst. Dazu hat er in der Sitzung 
ein Gespräch mit dem Mitglied der Monopolkommission 
Prof. Dr. Jürgen Kühling geführt.  
Der „Bericht über die Märkte für Wartungseinrichtungen für 
Eisenbahnen“274 wurde im Juli 2020 zur Kenntnis genommen.  
 
Den „Beschluss der Deutsch-Französischen Parlamentarischen 
Versammlung zum Ausbau der Bahnstrecke Berlin – Paris“275 
hat der Ausschuss im Februar 2021 ebenfalls zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
In einer Reihe von Fällen hat sich der Ausschuss mit Unterrich-
tungen der Bundesregierung zu den Ergebnissen von Vorpla-
nungen und frühen Öffentlichkeitsbeteiligungen bei Schienen-
projekten befasst, insbesondere unter dem Aspekt übergesetzli-
chen Lärmschutzes. Dies betraf  
 

- im Mai 2020 den „Bericht über das Ergebnis der Vorpla-
nung und der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung zur Aus-
baustrecke Lübeck – Schwerin“276, den der Ausschuss 
zur Kenntnis genommen hat;  

- ebenfalls im Mai 2020 den Bericht über das Ergebnis der 
Vorplanung und der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
zur Ausbaustrecke Hanau – Gelnhausen“277, zu dem der 
Ausschuss dem Plenum die Annahmen einer Annahme 
einer Entschließung empfohlen hat278,  

- im Juli 2020 den „Bericht über das Ergebnis der Vorpla-
nung und der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung zur Aus-
baustrecke/Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – Putt-
garden“279, zu dem der Ausschuss ebenfalls die An-
nahme einer Entschließung empfohlen hat280 und den 

- „Bericht über das Ergebnis der Vorplanung und der frü-
hen Öffentlichkeitsbeteiligung der Ausbaustrecke Roten-
burg – Verden“281, der im Juni 2021 beraten wurde und 
zu dem der Ausschuss dem Plenum ebenfalls die An-
nahme einer Entschließung empfohlen hat282. 

 
274 Drucksache 19/19100 (Unterrichtung), hib 533/2020 
275 Drucksache 19/25707 (Unterrichtung) 
276 Drucksache 19/17945 (Unterrichtung) 
277 Drucksache 19/18075 (Unterrichtung), hib 404/2020 
278 Drucksache 19/19406 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
279 Drucksache 19/19500 (Unterrichtung), hib 588/2020 
280 Drucksache 19/20624 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
281 Drucksache 19/29972 (Unterrichtung) 
282 Drucksache 19/31088 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/191/1919100.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/697826-697826
https://dserver.bundestag.de/btd/19/257/1925707.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/179/1917945.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/180/1918075.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/692206-692206
https://dserver.bundestag.de/btd/19/194/1919406.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/195/1919500.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_06/699834-699834
https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920624.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/299/1929972.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/310/1931088.pdf
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Schon zu Beginn der Wahlperiode wurde im Ausschuss der 
„Bericht der Bundesregierung zur Vergabepraxis im Schienen-
personennahverkehr nach der Änderung der Vergabeverord-
nung vom 1. Dezember 2002“283 debattiert284. 
 
Auch bei den Selbstbefassungen war der Eisenbahnbereich sehr 
stark vertreten. Über die bereits erwähnten Selbstbefassungen 
hinaus wurden im Ausschuss folgenden Themen erörtert:  
 

- Im Mai 2018 berichtete das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur zum aktuellen Stand der 
"Umsetzung der Lärmschutzmaßnahmen beim Ausbau 
der Rheintalbahn“285.  

- Ebenfalls im Mai 2018 wurde das "Bahnsteighöhenkon-
zept 2017" thematisiert286.  

- Am 15. Oktober 2018 führte der Ausschuss im Rahmen 
einer Selbstbefassung eine öffentliche Anhörung zum 
Thema "Barrierefreiheit im Schienenverkehr" durch287.  

- Ende 2019 ließ sich der Ausschuss vom Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur zum Thema 
„Nachtzüge“ berichten288.  

- Um das Thema „Trans-Europ-Express (TEE) 2.0“ ging es 
in einer Selbstbefassung im Herbst 2020289. 

 
12. Regionalisierungsmittel  

Die vom Bund bereitgestellten Regionalisierungsmittel für den 
Schienenpersonennahverkehr waren ebenfalls ein wichtiges 
Thema im Ausschuss.  

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes“ 
sollten die Regionalisierungsmittel im Rahmen des Klimapa-
ketes der Bundesregierung erhöht werden. Der Gesetzentwurf 
sah eine Erhöhung der Regionalisierungsmittel über die Jahre 
2020 bis 2031 um insgesamt rund 5,25 Milliarden Euro vor. Zu 
dem Gesetzentwurf hat der Ausschuss – zusammen mit dem 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes auf Drucksache 19/15621 (s. Kapitel 
17 „ÖPNV“, Seite 59) – am 13. Januar 2020 eine öffentliche An-
hörung durchgeführt. Im Januar 2020 hat er mehrheitlich die 

 
283 Drucksache 18/12711 
284 hib 85/2018 
285 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
286 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
287 Wortprotokoll der 22. Sitzung 
288 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
289 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/127/1912711.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_02/544168-544168
https://www.bundestag.de/resource/blob/575942/c348bfd886bfc5da90b2419dcdfa8ebd/022_sitzung_wortprotokoll-data.pdf
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Annahme des Gesetzentwurfs empfohlen; zusätzlich hat sich 
der Ausschuss auch mehrheitlich für die Annahme einer Ent-
schließung ausgesprochen290.  
 
Nachdem die Regionalisierungsmittel bereits 2020 im Rahmen 
des „Gesetzes über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung des 
Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets“ (für das die Feder-
führung beim Haushaltsausschuss lag) erhöht worden waren, 
wurde 2021 ein Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD „Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Regionalisierungsgesetzes“ eingebracht291, der im Hinblick auf 
die durch die COVID-19-Pandemie bedingten finanziellen 
Nachteile im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) vorsah, 
die Regionalisierungsmittel im Jahr 2021 nochmals um insge-
samt 1 Milliarde Euro zu erhöhen. Zu dem Gesetzentwurf hat 
der Ausschuss am 22. Juni 2021 in einer Sondersitzung292 ohne 
Gegenstimmen die Annahme empfohlen293. 
 
Der Ausschuss informierte sich auch über die Verwendung der 
Regionalisierungsmittel294. 

13. Schifffahrt 
Im Bereich der Schifffahrt bildete das Thema der maritimen 
Berufe einen Themenschwerpunkt.  
Der Ausschuss befasste sich dazu mit dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung des Seelotsgesetzes“295. Das Gesetz soll dazu dienen, die 
Zulassungsvoraussetzungen für einen attraktiven neuen Ausbil-
dungsweg zu schaffen, um den dringend erforderlichen Nach-
wuchs an Seelotsinnen und Seelotsen zu gewinnen. Der Gesetz-
entwurf wurde in geänderter Fassung mit Mehrheit angenom-
men296.  
Zu der Thematik hatten zuvor bereits Diskussionen im Rahmen 
der Selbstbefassung stattgefunden297 298. 
 
Schiffsunglücke und daraus zu ziehende Schlussfolgerungen 
haben den Ausschuss ebenfalls beschäftigt.  

 
290 Drucksache 19/16909 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
291 Drucksache 19/30400 (Gesetzentwurf) 
292 hib 820/2021 
293 Drucksache 19/30926 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
294 Drucksache 19/3395 (Unterrichtung), hib 528/2018 
295 Drucksache 19/27528 (Gesetzentwurf) 
296 Drucksache 19/28841 (Beschlussempfehlung und Bericht) 
297 Drucksache 19/27528 Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung 

des Seelotsgesetzes 
298 S. SB 19(15)115 , SB 19(15)125, SB 19(15) 157 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/169/1916909.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/304/1930400.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/849038-849038
https://dserver.bundestag.de/btd/19/309/1930926.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/033/1903395.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_07/564482-564482
https://dserver.bundestag.de/btd/19/275/1927528.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/288/1928841.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/275/1927528.pdf
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So nahm der Ausschuss einen Bericht des Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur zur Havarie der Glory 
Amsterdam299 zur Kenntnis.  
Ein Antrag der Fraktion der AfD forderte als Konsequenz aus 
den Havarien der MS Pallas und MS Glory Amsterdam die 
Gründung einer deutschen Küstenwache300. Dieser wurde im 
Ausschuss gemeinsam mit dem Antrag der Fraktion der FDP 
„Eine nationale Küstenwache schaffen“ behandelt. Beide An-
träge wurden mehrheitlich abgelehnt301.  
Bei einem weiteren Antrag der Fraktion der AfD ging es um 
eine „Änderung der Verordnung über das Anlaufen der inneren 
Gewässer der Bundesrepublik Deutschland aus Seegebieten 
seewärts der Grenze des deutschen Küstenmeeres und das Aus-
laufen – Anlaufbedingungsverordnung“302 303. Dieser Antrag 
fand im Ausschuss keine Mehrheit304.  
Ein – im Ausschuss mehrheitlich abgelehnter305 – Antrag der 
Fraktion der FDP appellierte „Lehren aus Havarien ziehen – 
die deutsche Bucht besser schützen“306.  
 
In den Jahren 2019 und 2020 befasste sich der Ausschuss mit 
der Havarie des Frachtschiffs "MSC Zoe", zum einen mit Con-
tainerverlusten dieses Schiffes307, zum anderen mit dem Ab-
schlussuntersuchungsbericht zu dieser Havarie und den Konse-
quenzen daraus308. 
 
Ebenfalls im Wege der Selbstbefassung diskutierte der Aus-
schuss auch über Anpassungen der Anpassungen der Schiffssi-
cherheitsverordnung -Auswirkungen auf Seenotrettung im 
Mittelmeer309 und über die „Neuorganisation der sog. Not-
schlepper in der Nord- und Ostsee“310.  
 
Ein Thema betraf die Problematik des Abwrackens von Schif-
fen, wobei die Rahmenbedingungen unter den Aspekten Ar-
beitsschutz und Umweltschutz als dringend verbesserungsbe-
dürftig angesehen wurden. Zu dem Thema legte die Bundesre-
gierung den „Entwurf eines Gesetzes zu dem Internationalen 
 
299 SB 19(15) 011 
300 Drucksache 19/11122 (Antrag), hib 728/2019 
301 Drucksache 19/14401 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
302 Drucksache 19/7431 (Antrag) 
303 hib 119/2019 
304 Drucksache 19/8010 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
305 Drucksache 19/28827 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
306 Drucksache 19/27121 
307 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
308 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der AfD 
309 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
310 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/111/1911122.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649642-649642
https://dserver.bundestag.de/btd/19/144/1914401.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/074/1907431.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/590362-590362
https://dserver.bundestag.de/btd/19/080/1908010.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/288/1928827.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/271/1927121.pdf
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Übereinkommen von Hongkong von 2009 über das sichere und 
umweltgerechte Recycling von Schiffen (Übereinkommen von 
Hongkong)“ vor311, dem der Ausschuss einstimmig zu-
stimmte312.  
 
Das Thema klima- und umweltfreundliche Schifffahrt war auch 
Gegenstand eines Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN mit dem Titel „Klimafreundliche Schifffahrt – Deutsche 
Ratspräsidentschaft nutzen“313, der aber im Ausschuss keine 
Mehrheit fand314. 
 
Bei dem „Entwurf eines Gesetzes über den wasserwirtschaftli-
chen Ausbau an Bundeswasserstraßen zur Erreichung der Be-
wirtschaftungsziele der Wasserrahmenrichtlinie“315 ging es da-
rum, dass der Bund die Zuständigkeit für den Ausbau der Bun-
deswasserstraßen als Hoheitsaufgabe im Rahmen dieser Zielset-
zung übernimmt. Der Gesetzentwurf wurde in geänderter Fas-
sung ohne Gegenstimmen angenommen316. 
 
Auswirkungen auf die Umwelt standen auch im Zentrum von 
Regelungen über die Sammlung, Abgabe und Annahme von 
Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt. Der Ausschuss 
beriet hier über den von der Bunderegierung eingebrachten 
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Übereinkommens 
vom 9. September 1996 über die Sammlung, Abgabe und An-
nahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt“ 317. 
Der Gesetzentwurf wurde vom Ausschuss ohne Gegenstimmen 
zur Annahme empfohlen318.  
 
Die „Verzögerung der Abladeoptimierung des Mittelrheins und 
die daraus entstehenden volkswirtschaftlichen Schäden für den 
Industriestandort Deutschland“ waren ebenfalls Gegenstand ei-
ner Selbstbefassung319. 
 
Der von der Bundesregierung vorgelegte „Entwurf eines Fünf-
ten Gesetzes zur Änderung des Seearbeitsgesetzes“ 320 hatte die 

 
311 Drucksache 19/4465 (Gesetzentwurf), hib 695/2018 
312 Drucksache 19/5103 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
313 Drucksache 19/23987 (Antrag), hib 1211/2020 
314 Drucksache 19/25830 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
315 Drucksachen 19/26827, 19/26945 
316 Drucksache 19/27793 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
317 Drucksache 19/18077 (Gesetzentwurf), hib 322/2020 
318 Drucksache 19/19695 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
319 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
320 Drucksache 19/26826 (Gesetzentwurf) 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/044/1904465.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570254-570254
https://dserver.bundestag.de/btd/19/051/1905103.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923987.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/805026-805026
https://dserver.bundestag.de/btd/19/258/1925830.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/268/1926827.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/269/1926945.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/277/1927793.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/180/1918077.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_03/689154-689154
https://dserver.bundestag.de/btd/19/196/1919695.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/268/1926826.pdf
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bundesseitige Förderung deutscher Einrichtungen zum Ziel, de-
ren Aufgabe es ist, Seeleute durch den Betrieb von Sozialein-
richtungen in ausländischen Häfen zu unterstützen. Der Gesetz-
entwurf traf im Ausschuss auf einhellige Zustimmung321.  
 
Thematisiert wurden im Rahmen von verschiedenen Anträgen 
der Fraktion der AfD auch Wassersport, Freizeitschifffahrt und 
touristische Schifffahrt: 
 

- „Erhaltung bestehender Freizeitwasserstraßen in 
Deutschland“322, 

- „Ausbau der Freizeitwasserstraßen in Deutschland – 
Erschließung touristischer und sportlicher Potentiale im 
Inland“ 323 und 

- „Ausbau des Wassersports – Saale-Leipzig-Kanal zur Er-
schließung touristischer und sportlicher Potenziale für 
die Region Halle-Leipzig“324. 

 
Alle drei Anträge wurden im Ausschuss mehrheitlich abge-
lehnt 325 326 327.  
 
Außerdem beriet der Ausschuss auf Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN im Rahmen einer Selbstbefassung über 
„Zustand, Erhaltungsbedarf und Ausstattung der WSV an tou-
ristischen Wasserstraßen in Deutschland, insbesondere vor 
dem aktuellen Hintergrund der Schleusensperrung Zaaren“.  
 
Ein Internationales Abkommen, das Thema der Ausschussbera-
tung war, betraf u.a. die Erleichterung des internationalen See-
verkehrs. Den dazu von der Bundesregierung eingebrachten 
„Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 9. April 
1965 zur Erleichterung des Internationalen Seeverkehrs (FAL-
Übereinkommen)“ 328 hat der Ausschuss im Sommer 2020 ein-
hellig gebilligt329.  
 
Der Ausschuss beschäftigte sich außerdem mit dem Thema Ge-
bühren für die Nutzung von Wasserstraßen. Der dazu einge-

 
321 Drucksache 19/27691 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
322 Drucksache 19/27844 (Antrag) 
323 Drucksache 19/27847 (Antrag) 
324 Drucksache 19/27870 (Antrag) 
325 Drucksache 19/29956 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
326 Drucksache 19/29958 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
327 Drucksache 19/29957 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
328 Drucksache 19/19380 (Gesetzentwurf), hib 533/2020 
329 Drucksache 19/20625 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/276/1927691.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/278/1927844.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/278/1927847.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/278/1927870.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/299/1929956.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/299/1929958.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/299/1929957.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/193/1919380.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/697824-697824
https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920625.pdf
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brachte Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung gebührenrechtlicher und weiterer Vor-
schriften über das Befahren der Bundeswasserstraßen durch die 
Schifffahrt“ 330 betraf die Aufhebung der Verpflichtung zur Er-
hebung von Gebühren für die Befahrung von Bundeswasserstra-
ßen. Er wurde vom Ausschuss einstimmig angenommen331. 
 

14. Luftverkehr 
Die Corona-Krise veranlasste auch verschiedene Befassungen 
des Ausschusses im Bereich Luftverkehr. 

Die Fraktion der FDP forderte in einem Antrag „Unterstützung 
für das System Luftverkehr in Zeiten von Corona“332. Der An-
trag enthielt unter anderem Forderungen zur Zurückführung 
von Reiserestriktionen bei Flugreisen und zu Flugreisen unter 
Corona-Bedingungen sowie zu finanziellen Entlastungen und 
Fördermöglichkeiten in Bezug auf die Luftverkehrsbranche. Der 
Antrag fand aber im November 2020 im Ausschuss keine Mehr-
heit333.  

Auf Grundlage eines Berichts des Bundesministeriums für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur diskutierte der Ausschuss auch 
über „Maßnahmen zum Schutz vor Corona-Infektionen in Pas-
sagierflugzeugen“334. Themen waren u. a. die Hygienemaßnah-
men wie Maskenpflicht und Abstandsregeln, Boarding-Pro-
zesse, Reinigung der Kabinenluft und Kontaktverfolgung.  

Im Jahr 2021 hat der Ausschuss den von den Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD vorgelegten „Entwurf eines Sechzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes“335 beraten. 
Der Gesetzentwurf beinhaltete im Wesentlichen die Einrich-
tung eines zweiten Gebührenbereichs für Flugplätze, die nicht 
zu den Flugplätzen nach § 27d Absatz 1 LuftVG gehören, bei 
denen aber eine Flugsicherung erforderlich ist. Um ein niedri-
geres Gebührenniveau erreichen zu können, sollen laut dem 
Gesetzentwurf verfügbare Bundesmittel eingesetzt werden, um 
eine nach Einnahme der Gebühren verbleibende Finanzlücke 
auszugleichen. Laut Gesetzentwurf betrachteten die Betreiber 
der Flugplätze, die von diesen beiden Regelungen nicht erfasst 
seien, es als nachteilig, dass sie selbst eine Flugsicherungsorga-
nisation beauftragen und deren Kosten selbst übernehmen 
 
330 Drucksache 19/28176  
331 Drucksache 19/29276 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
332 Drucksache 19/24356 (Antrag), hib 1265/2020 
333 Drucksache 19/25292 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
334 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
335 Drucksache 19/28788 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/281/1928176.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/292/1929276.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/243/1924356.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/807304-807304
https://dserver.bundestag.de/btd/19/252/1925292.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/287/1928788.pdf
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müssten und diese im Rahmen der Flugplatzentgelte nur unzu-
reichend weiterreichen könnten. Der Ausschuss empfahl mehr-
heitlich die Annahme des Gesetzentwurfs mit einer Ände-
rung336. 

Ebenfalls 2021 hat der Ausschuss den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung „Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung vom 
17. Dezember 2020 zur Änderung der am 25. November 1986 
unterzeichneten Vereinbarung über die Bereitstellung und den 
Betrieb von Flugsicherungseinrichtungen und -diensten durch 
EUROCONTROL in der Bezirkskontrollzentrale Maastricht 
(Maastricht Vereinbarung)“337 beraten. Hintergrund des Gesetz-
entwurfs war es, dass die dauerhafte Beibehaltung des Status 
quo das Verlangen nach einer transparenten Verteilung und Zu-
ordnung der EUROCONTROL-Haushaltsmittel nicht erfüllen 
würde. Der Gesetzentwurf fand im Ausschuss eine Mehrheit338.  

Auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD themati-
sierte der Ausschuss im Frühjahr 2020 auf der Grundlage eines 
Berichts des BMVI den Stand der Umsetzung der EU-beihilfe-
rechtlich konformen Novellierung der FSAAKV i. V. m. dem 
Stand des Evaluationsverfahrens der EU-Leitlinien für staatli-
che Beihilfen für Flughäfen und Luftverkehrsgesellschaften. 
Ein Kernthema war hier die Frage der Möglichkeit einer Bezu-
schussung von Regionalflughäfen im Hinblick auf die Kosten 
für Flugsicherung.  

Gegenstand des Antrags der Fraktion der AfD „Luftverkehrsinf-
rastruktur durch Flughafenkonzept für Deutschland si-
chern“339 war ein Flughafenkonzept, mit dem die Berücksichti-
gung der Anforderungen des Luftverkehrs in der Bundesver-
kehrswegeplanung gewährleistet werden sollte340. Der Antrag 
fand bei der Beratung im Ausschuss keine Mehrheit341.  

Auch in der 19. Wahlperiode befasste sich der Ausschuss mit 
dem Thema Fluglärm. Er beriet unter anderem dazu über den 
Antrag „Fluglärm mindern, die Menschen in den Flughafenre-
gionen besser schützen“342 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Die Antragsteller forderten von der Bundesregierung ein 
umfassendes Lärmschutzkonzept zu erarbeiten, die direkte und 

 
336 Drucksache 19/29798 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
337 Drucksache 19/27524 (Gesetzentwurf) 
338 Drucksache 19/28479 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
339 Drucksache 19/20690 (Antrag), hib 707/2020 
340 Drucksache 19/20690 
341 Drucksache 19/22883 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
342 Drucksache 19/27211 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929798.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/275/1927524.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/284/1928479.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920690.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/704190-704190
https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920690.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/228/1922883.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/272/1927211.pdf
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indirekte umweltschädliche Subventionierung des Luftverkehrs 
zu beenden und auf eine Verschärfung des europäischen Emis-
sionshandels hinzuwirken. Der Antrag wurde bei der Beratung 
im Mai 2021 mehrheitlich abgelehnt343.  

Am 7. November 2018 beriet der Ausschuss über Ergebnisse 
des Flug-Gipfels am 5. Oktober 2018 in Hamburg“344 zu Flug-
ausfällen und Flugverspätungen im deutschen Luftraum345. In 
diesem Jahr – und besonders in der Hauptreisezeit im Sommer 
– mussten wegen Sicherheitsproblemen, Streiks und Personal-
mangel hunderte Flüge gestrichen werden. Viele Maschinen 
starteten und landeten mit Verspätungen. Auf dem Gipfel wa-
ren 24 Maßnahmen vereinbart worden, um die Situation zu ver-
bessern.  
Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde 
dann im April 2019 auch über die Ergebnisse des 2. Luftfahrt-
gipfels in Hamburg diskutiert, der die Evaluation der vereinbar-
ten Maßnahmen zum Gegenstand hatte.  
 
Weiterhin wurde im November 2018 auf Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Klimaprogramm der Internati-
onalen Zivilluftorganisation ICAO: CORSIA, aktueller Stand 
und Antwort der Bundesregierung auf den State letter der ICAO 
vom 20. Juli 2018 thematisiert.  

Auf der Grundlage eines Berichts des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur befasste sich der Ausschuss 
mit Position und Aktivitäten der Bundesregierung zur Besteue-
rung des Luftverkehrs innerhalb der EU346. Dabei ging es vor 
allem um die steuerliche Berücksichtigung im Kontext des 
CO2-Ausstoßes im Luftverkehr, alternative Antriebe, Einbin-
dung in den Emissionshandel (ETS) und Behandlung des Luft-
verkehrs im Verhältnis zu anderen Verkehrsträgern.  

Über die Auswirkungen der geplanten Erhöhung der Luftver-
kehrssteuer auf den Luftfahrt- und Tourismusstandort 
Deutschland 347, die im Zuge des Klimaschutzprogramms 2030 
der Bundesregierung Anreize schaffen sollte, den Ausstoß von 
klimaschädlichen Treibhausgasen zu verringern. 

 
343 Drucksache 19/29718 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
344 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
345 hib 846/2018 
346 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
347 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929718.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/577388-577388
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Zudem beriet der Ausschuss über die Kritik des Bundesrech-
nungshofs an zu hohen Betriebskosten bei der Flugsiche-
rung348.  

In einer weiteren Selbstbefassung wurde im Ausschuss die 
Sperrung des Luftraums für Flugzeuge des Typs BOEING 737 
Max 8 und 9 thematisiert349, welche nach zwei Abstürzen sol-
cher Flugzeuge nahezu weltweit erfolgt war.  

Gegenstand eines Antrags der Fraktion der FDP war Ende 2018 
der „Ausbau der dritten Start- und Landebahn des Flughafens 
München“350. Nach dem Willen der Antragsteller sollte der 
Deutsche Bundestag feststellen, dass der Flughafen München 
ein wesentlicher Standortfaktor für Unternehmen in Bayern sei, 
aber auch eine wichtige Rolle für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland insgesamt spiele, weshalb die Stärkung der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit des Flughafens im nationalen 
Interesse liege. Die Mehrheit im Ausschuss lehnte den Antrag 
aber ab351.  

In der 19. Wahlperiode hat der Ausschuss eine Reihe weiterer 
Gesetze zu Luftverkehrsabkommen beraten: 

• Zu dem „Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 14. August 2017 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Mauritius über den 
Luftverkehr“352 hat er im Januar 2019 mehrheitlich des-
sen Annahme empfohlen353.  

• Den „Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
2. Mai 2019 zur Änderung des Abkommens vom 
8. März 1967 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Vereinigten Mexikanischen Staaten über 
den Luftverkehr“354 hat er im November 2020355 mehr-
heitlich gebilligt356. 

 
348 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
349 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der AfD 
350 Drucksache 19/5529 (Antrag), hib 863/2018 
351 Drucksache 19/6524 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
352 Drucksache 19/6289 (Gesetzentwurf), hib 966/2018 
353 Drucksache 19/7049 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
354 Drucksache 19/24224 (Gesetzentwurf), hib 1246/2020 
355 hib 1299/2020 
356 Drucksache 19/25157 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/055/1905529.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/577936-577936
https://dserver.bundestag.de/btd/19/065/1906524.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/062/1906289.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_12/583560-583560
https://dserver.bundestag.de/btd/19/070/1907049.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/242/1924224.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/806788-806788
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/809126-809126
https://dserver.bundestag.de/btd/19/251/1925157.pdf
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15. Flughafen BER 
Die verzögerte Fertigstellung des Flughafens Berlin Branden-
burg war auch in der 19. Wahlperiode wieder ein Thema, wel-
ches nicht nur die Öffentlichkeit, sondern auch den Ausschuss 
vielfach beschäftigte.  
In seiner Sitzung am 21. März 2018 ließ sich der Ausschuss von 
den Aufsichtsratsmitgliedern der Flughafen Berlin Branden-
burg GmbH, Rainer Bretschneider (Aufsichtsratsvorsitzender) 
und Dr. Margaretha Sudhof sowie vom Vorsitzenden der Ge-
schäftsführung, Prof. Dr. Engelbert Lütke Daldrup über den ak-
tuellen Stand der Fertigstellung informieren357. Zum gleichen 
Thema fand am 8. November 2018 ein erweitertes Berichterstat-
tergespräch statt, bei dem Prof. Dr. Lütke Daldrup die teilneh-
menden Mitglieder des Ausschusses über den aktuellen Bau-
fortschritt des Flughafens informierte. 
 
Der 2. Untersuchungsausschuss „BER II“ des Abgeordneten-
hauses von Berlin hatte den Deutschen Bundestag ersucht, ihm 
Vorgänge und Protokolle im Deutschen Bundestag zum Thema 
„Flughafen BER“ aus der 18. und 19. Wahlperiode zur Verfü-
gung zu stellen. Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infra-
struktur fasste für seinen Bereich entsprechende Beschlüsse 
über die Übermittlung von Ausschussprotokollen. 
 
Im Zusammenhang mit der Fertigstellung und Inbetriebnahme 
des Flughafens BER und der damit verbundenen Schließung 
des Flughafens Berlin-Tegel führte der Ausschuss am 11. De-
zember 2019 eine öffentliche Anhörung auf der Grundlage von 
zwei Anträgen durch, nämlich dem  
 

- dem Antrag der Fraktion der FDP „Tegel offen halten – 
Für Berlin und für Deutschland“358 und  

- dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Die Zukunft von Berlin TXL – The Urban Tech Re-
public“359.  

 
Die Fraktion der FDP forderte in ihrem Antrag einen dauerhaf-
ten Parallelbetrieb der Flughäfen BER und Berlin-Tegel sowie 
dessen umfassende Sanierung. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN forderte hingegen, dass sich die Bundesregierung für 
die zügige Planung und Realisierung des zukünftigen For-
schungs- und Industrieparks auf dem Areal des Flughafens Ber-

 
357 hib 176/2018 
358 Drucksache 19/13101 (Antrag) 
359 Drucksache 19/14826 (Antrag), hib 1246/2019 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_03/548460-548460
https://dserver.bundestag.de/btd/19/131/1913101.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/148/1914826.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_11/667018-667018
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lin-Tegel einsetzen solle. In Verlauf der weiteren Beratung fan-
den beide Anträge im Februar 2020 im Ausschuss keine Mehr-
heit360. 
 

16. Unbemannte Luftfahrzeuge („Drohnen“) 
Unbemannte Luftfahrzeuge, sogenannte „Drohnen“, haben in 
den letzten Jahren eine Vielzahl neuer Geschäftsfelder und An-
wendungen, beispielsweise in der Agrarwirtschaft, dem Bevöl-
kerungsschutz oder der Distributionslogistik, eröffnet.  
 
Der Ausschuss beriet dazu in seiner Sitzung am 5. Mai 2021 
über den „Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung nationaler Re-
gelungen an die Durchführungsverordnung (EU) 2019/947 der 
Kommission vom 24. Mai 2019 über die Vorschriften und Ver-
fahren für den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge“361. Ziel 
dieses Gesetzes ist die Anpassung nationaler Regelungen im 
Luftverkehrsrecht, um die uneingeschränkte Anwendbarkeit 
dieser Durchführungsverordnung in Deutschland zu gewährlei-
ten. Im Rahmen der Debatte im Ausschuss fand am 19. April 
2021 eine öffentliche Anhörung statt. Bei der abschließenden 
Beratung im Mai 2021 wurde der Gesetzentwurf von der Aus-
schussmehrheit dann mit Änderungen angenommen362.  
 

17. Öffentlicher Personennahverkehr / Tarife im ÖPNV („Nullta-
rif“) 
Auch beim Themenkomplex „Öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNV)“ spielte die Corona-Pandemie eine wichtige Rolle. So 
waren durch die Pandemie auch die Fahrgastzahlen erheblich 
eingebrochen, mit entsprechenden wirtschaftlichen Folgen für 
die Betreiber. Der Ausschuss befasste sich mit den Auswirkun-
gen auf den ÖPNV363 und mit Soforthilfen für besonders be-
troffene Unternehmen, mit Hygienekonzepten und dem Bestre-
ben, das Vertrauen der Nutzenden in den ÖPNV wieder zu stär-
ken. Ein Rettungspaket für den Nahverkehr wurde im Rahmen 
der Selbstbefassung besprochen364; die Fortsetzung des Ret-
tungsschirms auch im Jahr 2021365 sowie Hilfen für den ÖPNV 
im Nachtragshaushalt der Bundesregierung366 wurden disku-
tiert. 
 

 
360 Drucksache 19/17450 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
361 Drucksache 19/28179 
362 Drucksache 19/29354 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
363 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP 
364 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
365 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
366 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/174/1917450.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/281/1928179.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/293/1929354.pdf
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Mit dem Generalthema Verkehrswende befasste sich der Aus-
schuss unter anderem auf der Grundlage eines Antrags von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Klimapaket neu auflegen – Ver-
kehrswende für eine klimafreundliche Mobilität einleiten“367 
Ein Antrag der Fraktion DIE LINKE. forderte ebenfalls eine „In-
vestitionsoffensive in den öffentlichen Nahverkehr – Für eine 
echte Verkehrswende“368. Der Antrag wurde im Ausschuss 
mehrheitlich abgelehnt369.  
 
„Künftige Modelle für Finanzierung und Organisation des 
ÖPNV“ waren im Januar 2021 im Rahmen einer Selbstbefas-
sung Gegenstand einer öffentlichen Anhörung370, wobei das fi-
nanzielle Engagement des Bundes eine wichtige Rolle spielte.  
 
Einen „Nulltarif im öffentlichen Nahverkehr schrittweise ein-
führen“ war eine Forderung, welche die Fraktion DIE LINKE. 
in einem Antrag371 erhob. Um der Luftverschmutzung entgegen-
zutreten, sollte die Bundesregierung gemäß dem Antrag ein 
Konzept zur bundesweiten Einführung eines Nulltarifs im öf-
fentlichen Nahverkehr (ÖPNV) vorlegen und Mittel für den 
Ausbau des ÖPNV im Rahmen verschiedener Programme insbe-
sondere den Kommunen zur Verfügung stellen372. Der Antrag 
wurde aber im März 2019 im Ausschuss mehrheitlich abge-
lehnt373.  
Auch im Rahmen der Selbstbefassung wurde das Thema „Mo-
dellprojekt in fünf Städten zur Reduzierung von Nahverkehrs-
preisen"374 diskutiert.  
Mit der Preisgestaltung im ÖPNV befasste sich der Ausschuss 
im Wege der Selbstbefassung auch in Bezug auf auf die „Ein-
führung eines 365-Euro-Tickets für die Nutzung des Öffentli-
chen Personen Nahverkehrs in 10 Modellstädten“375.  
 
Ein mehrfach diskutierter Punkt war die Einführung eines soge-
nannten Mobilpasses. Anträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN „Den Mobilpass jetzt einführen – Für eine attraktive, 
ökologische, bezahlbare Mobilität von morgen“376 und der 

 
367 Drucksache 19/14093 (Antrag), hib 1149/2019 
368 Drucksache 19/22490 (Antrag), hib 965/2020 
369 Drucksache 19/15019 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
370 Wortprotokoll der 97. Sitzung 
371 Drucksache 19/1359 (Antrag), hib 187/2018 
372 Ein ähnlich lautender Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-

che 19/977 wurde im Ausschuss nicht beraten, hib 114/2018 
373 Drucksache 19/9042 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
374 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
375 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
376 Drucksache 19/14387 (Antrag), hib 1189/2019 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914093.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/663130-663130
https://dserver.bundestag.de/btd/19/224/1922490.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/793064-793064
https://dserver.bundestag.de/btd/19/150/1915019.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/827092/83fd4b12cc6a6a032c41140b439e5633/97-Protokoll-13-01-2021-OeA-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/013/1901359.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_03/548974-548974
https://dserver.bundestag.de/btd/19/009/1900977.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/009/1900977.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_02/545690-545690
https://dserver.bundestag.de/btd/19/090/1909042.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/143/1914387.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664776-664776
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Fraktion der FDP „Seamless Mobility innovativ gestalten - Ver-
netzt und digital in ganz Deutschland unterwegs“377 befassten 
sich mit der Zielsetzung, die digitale Vernetzung der Mobili-
tätsangebote zu verbessern, wobei Anforderungen an Datenwei-
tergabe und Datenschutz diskutiert wurden. Im Oktober 2020 
fanden aber beide Anträge im Ausschuss keine Mehrheit378 

Ein Antrag der Fraktion der AfD forderte „Digitaler Staat für 
mehr Nachhaltigkeit – Echtzeitfahrgastinformationen des öf-
fentlichen Personennahverkehrs unverzüglich integrieren“379. 
Er wurde im Oktober 2020 im Ausschuss mehrheitlich abge-
lehnt380.  

Mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde festge-
legt, dass die Investitionsmittel des GVFG in den Jahren 2020 
und 2021 zusammen um 1,0 Milliarden Euro steigen sollen (ku-
mulierter Erhöhungsbetrag in beiden Jahren) und sie ab dem 
Jahr 2021 dann 1,0 Milliarden Euro jährlich betragen (Jahresge-
samtbetrag). Im Jahr 2025 sollen die Bundesfinanzhilfen auf 
Grundlage der Beschlüsse des Klimakabinetts zum Klima-
schutzprogramm 2030 dann für die Infrastrukturfinanzierung 
2,0 Milliarden Euro betragen. Ab dem Jahr 2026 wird dieser Be-
trag jährlich um 1,8 Prozent dynamisiert381. Zu diesem Thema 
wurde auch ein Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN eingebracht382. 

Um den Beitrag des Bundes bei der Finanzierung von Verkehrs-
infrastruktur auf kommunaler Ebene ging es in mehreren Ge-
setzentwürfen zur Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes383 384.  
Schon im Juni 2019 hatte sich der Ausschuss vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur über den Stand 
der Anpassung und Überarbeitung des Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetzes (GVFG) informieren lassen385. Im Herbst 
2019 wurde ihm dann vom Ministerium erneut über beabsich-

 
377 Drucksache 19/18674 (Antrag), hib 421/2020 
378 Drucksache 19/23921 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
379 Drucksache 19/22436 (Antrag), hib 966/2020 
380 Drucksache 19/23531 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
381 Drucksache 19/15621 (Gesetzentwurf), hib 1386/2019 
382 Drucksache 19/2695 (Gesetzentwurf), hib 423/2018 
383 Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Entwurf eines Ers-

ten Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (1. 
VerkehrswendeG-ÄndG-GVFG), Drucksache 19/2695 

384 Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes, Drucksache 
19/15621  

385 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/186/1918674.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/692502-692502
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923921.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/224/1922436.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/793094-793094
https://dserver.bundestag.de/btd/19/235/1923531.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/156/1915621.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/672198-672198
https://dserver.bundestag.de/btd/19/026/1902695.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_06/560784-560784
https://dserver.bundestag.de/btd/19/026/1902695.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/156/1915621.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/156/1915621.pdf
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tigte Änderungen des Regionalisierungsgesetzes und des Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes berichtet386. Das Thema 
wurde gemeinsam mit dem Kostendeckungsbericht SPNV-Ent-
gelte der Bundesnetzagentur gemäß § 37 Absatz 5 des Eisenbah-
nergänzungsgesetzes mit Stellungnahme der Bundesregierung 
erörtert387. 
 

18. Verkehrslärm 
Obwohl Immissionsschutz überwiegend in der federführenden 
Behandlung durch den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit liegt, beschäftigte sich der Verkehrs-
ausschuss wiederholt mit Themen mit Bezug zum Verkehrs-
lärm. 
 
Mit der zweiten Verordnung zur Änderung der Verkehrslärm-
schutzverordnung (16. BImSchV)388 aktualisierte die Bundesre-
gierung die Berechnungsgrundlagen für Maßnahmen zum 
Lärmschutz an Straßen, womit sich der Ausschuss in seiner 
Sitzung am 13. Mai 2020 befasste. Er empfahl hierzu dem Ple-
num, auf eine Änderung oder Ablehnung der Verordnung zu 
verzichten, aber eine Entschließung anzunehmen389. 
 
Die von Flugzeugen verursachten Lärmemissionen waren Ge-
genstand eines Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN mit dem Titel „Fluglärm mindern, die Menschen in den 
Flughafenregionen besser schützen“390. Darin forderten die An-
tragsteller unter anderem, dass die Bundesregierung ein Flug-
hafen-Standortkonzept und ein neues Verkehrslärmschutzkon-
zept vorlegen solle. Ferner sollte die Bundesregierung aufgefor-
dert werden, Maßnahmen zur Reduzierung von Ultrafeinstaub 
in Flughafenregionen zu ergreifen. Im Mai 2021 fand der An-
trag aber im Ausschuss keine Mehrheit391. 
 
In einer Entschließung vom März 2020 setzte sich der Bundes-
rat für eine wirksame Minderung und Kontrolle von Motorrad-
lärm ein392. Die Fraktionen der AfD und der FDP befürchteten 
diesbezüglich weitgehende Einschränkungen für Motorradfah-
rende und brachten dies jeweils in Anträgen zum Ausdruck. 
Die Fraktion der AfD forderte in ihrem Antrag „Motorradfah-

 
386 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
387 Drucksache 19/13995, hib 1171/2019 
388 Drucksache 19/18471 (Verordnung), hib 394/2020 
389 Drucksache 19/19197 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
390 Drucksache 19/27211 (Antrag) 
391 Drucksache 19/29718 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
392 BR-Drucksache 125/20(B) 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/139/1913995.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664472-664472
https://dserver.bundestag.de/btd/19/184/1918471.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/691544-691544
https://dserver.bundestag.de/btd/19/191/1919197.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/272/1927211.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929718.pdf
https://dserver.bundestag.de/brd/2020/0125-20B.pdf
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ren erhalten – keine unverhältnismäßigen Vorgaben für Mo-
torräder und ihre Fahrer“393 von der Bundesregierung, sich da-
für einzusetzen, dass sich Lärmimmissionsgrenzwerte für Mo-
torräder an den realen physikalischen sowie technisch erreich-
baren Gegebenheiten eines Verbrennungsmotors orientieren 
sollten. Die Fraktion der FDP forderte in ihrem Antrag „Keine 
Diskriminierung von Motorradfahrern“394, dass die Bundesre-
gierung Regelungen schaffen und Initiativen ergreifen solle, die 
sowohl den Interessen lärmgeschädigter Anwohner als auch 
den Motorradfahrern Rechnung trage. Beide Anträge wurden 
im Oktober 2020 vom Ausschuss mehrheitlich abgelehnt395. 
 
Unter Bezugnahme auf die vorstehende erwähnte Entschlie-
ßung des Bunderates beantragte die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN eine Selbstbefassung und bat das BMVI um Auskunft 
darüber, welche Maßnahmen und Aktivitäten zur Absenkung 
von Lärmgrenzwerten und weiteren Lärmminderungsmöglich-
keiten seitens der Bundesregierung vorgesehen seien. Das 
BMVI berichtete darüber in der Sitzung des Ausschusses am 
1. Juli 2020. 
 
Zum Thema „übergesetzlicher Lärmschutz bei Schienenprojek-
ten“ wird auf Kapitel 11 verwiesen (Seite 46 f).  
 

19. Luftqualität in den Städten / Abgasemissionen 
Der Ausschuss befasste sich auch mit der Luftqualität in den 
Städten im Zusammenhang mit Verkehrs- bzw. Abgasemissio-
nen.  
In mehreren Sitzungen thematisierte er das von der Bundesre-
gierung 2017 ins Leben gerufene und im Jahr 2020 abgeschlos-
sene Sofortprogramm „Saubere Luft“. Im Rahmen dieses Pro-
gramms unterstützte die Bundesregierung mit insgesamt 1,5 
Milliarden Euro Kommunen mit besonders hohen Stickoxid-
Belastungen bei der Gestaltung nachhaltiger und emissionsar-
mer Mobilität396.  
 
Der Ausschuss informierte sich gleich zu Beginn der Legislatur-
periode über den Fortgang des Programms und diesbezüglich 
getroffene Maßnahmen.  
 

 
393 Drucksache 19/22553 (Antrag), hib 970/2020 
394 Drucksache 19/20778 (Antrag), hib 739/2020 
395 Drucksache 19/23981 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
396 https://www.bmvi.de/DE/Themen/Mobilitaet/Urbane-Mobilitaet/Sofort-

programm-Saubere-Luft/sofortprogramm-saubere-luft.html 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/225/1922553.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/793218-793218
https://dserver.bundestag.de/btd/19/207/1920778.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/705768-705768
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923981.pdf
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In diesem Zusammenhang wurden auch die Konsequenzen aus 
dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes zu Fahrverboten 
in Düsseldorf und Stuttgart vom 27. Februar 2018 behandelt. 
Das Gericht hatte Revisionen der Länder Nordrhein-Westfalen 
und Baden-Württemberg gegen erstinstanzliche Gerichtsent-
scheidungen zur Fortschreibung der Luftreinhaltepläne Düssel-
dorf und Stuttgart nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
zurückgewiesen und Fahrverbote für Dieselfahrzeuge unterhalb 
der Schadstoffklasse Euro 6 bestätigt. Die Beratung erfolgte im 
Ausschuss am 28. Februar 2018, zusammen mit vier weiteren 
Selbstbefassungen mit ähnlicher Thematik.  
 
Das Sofortprogramm „Saubere Luft“ war auch Gegenstand eines 
Antrags der Fraktion der FDP mit dem Titel „Intelligente Maß-
nahmen zur Verbesserung der Luftqualität in deutschen Städ-
ten ergreifen – Fahrverbote verhindern“397. Dieser Antrag sah 
unter anderem vor, die Bundesregierung aufzufordern, einen 
Zeitplan zur Nachrüstung von Dieselbussen und zur Digitalisie-
rung des Verkehrs vorzulegen. Ferner forderte der Antrag, Au-
tomobile auf Kosten der Hersteller umzurüsten, die nachweis-
lich mit manipulierter Software zur Abgasreinigung ausgeliefert 
wurden.  
 
In dem thematisch verwandten Antrag „Hersteller zur wirksa-
men technischen Nachrüstung von Diesel-Pkw auf ihre Kosten 
verpflichten – Fahrverbote vermeiden“398 forderte die Fraktion 
DIE LINKE. unter anderem eine finanzielle Entschädigung der 
Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughalter, bei denen eine Hard-
ware-Nachrüstung technisch nicht möglich sei. Beide Anträge 
waren Gegenstand einer öffentlichen Anhörung des Ausschus-
ses am 25. Juni 2018. In seiner Sitzung am beriet der Ausschuss 
diese Anträge gemeinsam mit weiteren Anträgen: 

- dem Antrag der Fraktion der AfD „Fahrverbote wirksam 
verhindern – Einführung von bundesweit einheitlichen 
und vergleichbaren Messverfahren bei Stickoxiden“399,  

- dem Antrag der Fraktion der FDP „Fahrverbote verhin-
dern – Rechtsrahmen zur Hardware-Nachrüstung 
schaffen und Fonds zur freiwilligen Umrüstung von 
EURO-5-Diesel-Kfz auflegen“400  

- dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Luft- und Lebensqualität schaffen – Automobilherstel-
ler zu Hardware-Nachrüstungen von Dieselfahrzeugen 

 
397 Drucksache 19/1695 (Antrag), hib 246/2018 
398 Drucksache 19/1360 (Antrag), hib 201/2018 
399 Drucksache 19/4542 (Antrag), hib 709/2018 
400 Drucksache 19/4534 (Antrag), hib 709/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/016/1901695.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/550938-550938
https://dserver.bundestag.de/btd/19/013/1901360.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/549306-549306
https://dserver.bundestag.de/btd/19/045/1904542.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570600-570600
https://dserver.bundestag.de/btd/19/045/1904534.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570598-570598
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verpflichten und die Verkehrswende in Städten einlei-
ten“401. 

Alle genannten Anträge hat der Ausschuss im November 2018 
mehrheitlich abgelehnt402.  
 
In der Zeit vor der Corona-Pandemie war eine Situation ent-
standen, dass vielerorts in deutschen Städten die Stickoxid-
Grenzwerte nicht mehr eingehalten werden konnten. Dieses 
Thema war Gegenstand eines weiteren Antrags der Fraktion der 
FDP mit dem Titel „Luftreinhaltung im Straßenverkehr - Öko-
nomisch, ökologisch und sozial“403, mit dem die Bundesregie-
rung aufgefordert werden sollte, ein Vertragsverletzungsverfah-
ren der EU-Kommission anhand verschiedener Maßnahmen zur 
Verbesserung der Luftqualität in deutschen Städten zu verhin-
dern. In der Debatte über den Antrag in der Sitzung des Aus-
schusses am 17. Oktober 2018 verwiesen die Koalitionsfraktio-
nen auf das vorstehend beschriebene Sofortprogramm „Saubere 
Luft“ und erklärten, dass durch dessen Maßnahmen viele For-
derungen aus dem Antrag erledigt seien. Der Ausschuss hat den 
Antrag im November 2018 mehrheitlich abgelehnt404.  
 
Ergänzend zum Sofortprogramm „Saubere Luft“ hatte das Bun-
desverkehrsministerium 2018 ein Modellprojekt zur Verbesse-
rung der Luftqualität und der Attraktivität des ÖPNV in fünf 
Städten aufgelegt. Auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. berich-
tete das BMVI in der Sitzung des Ausschusses am 30. Januar 
2019 über den Stand des Projektes. Ziel des Projektes war es, in 
fünf ausgewählten, von Stickoxid-Grenzwertüberschreitungen 
betroffenen Kommunen, verschiedene Modellvorhaben insbe-
sondere im ÖPNV in den Bereichen Tarifgestaltung, Taktver-
dichtung und sonstige Attraktivitätssteigerungen zu erproben. 
 
In einer Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN ließ sich der Ausschuss am 26. September 
2018 vom Bundesverkehrsministerium über die Haltung der 
Bundesregierung zum EU-Kommissionsvorschlag zu CO2-Re-
duktionszielen für neue Pkw berichten. In einem Verordnungs-
entwurf strebte die Kommission eine deutliche CO2-Reduzie-
rung bei Pkw an und schlug u. a. eine Bonusregelung für Her-
steller vor, die Teile ihrer Fahrzeugflotte als Null- und Niedri-
gemissionsfahrzeuge herausbringen. 
 

 
401 Drucksache 19/4380 (Antrag), hib 683/2018 
402 Drucksache 19/5768 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
403 Drucksache 19/1693 
404 Drucksache 19/5581 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/043/1904380.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/569748-569748
https://dserver.bundestag.de/btd/19/057/1905768.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/016/1901693.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/055/1905581.pdf
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Die Fraktion DIE LINKE. hat einen Antrag „Hardware-Nachrüs-
tungen statt Fahrverbote“405 eingebracht. In einer Sitzung im 
Februar 2019 wurde der Antrag im Ausschuss mehrheitlich ab-
gelehnt406.  
 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel hatte die Nationale Akade-
mie der Wissenschaften Leopoldina im Januar 2019 gebeten, 
sich im Rahmen ihrer wissenschaftlichen Beratung von Politik 
und Öffentlichkeit mit der Luftverschmutzung durch Stick-
oxide und deren gesundheitlichen Folgen auseinanderzusetzen. 
Prof. Dr. Martin Lohse, von 2009 bis 2019 Vizepräsident der Le-
opoldina, berichtete dem Ausschuss in seiner Sitzung am 
8. Mai 2019 über die Kernaussagen ihrer Ad-hoc-Stellung-
nahme und kam unter anderem zu den Empfehlungen, Maß-
nahmen zur weiteren Senkung der Feinstaubbelastung zu er-
greifen, da diese nach Auffassung der Gutachter die Gesundheit 
weitaus stärker gefährde als Stickstoffdioxid. Ferner sprach sie 
sich für neue Mobilitätskonzept vor allem in städtischen Bal-
lungsräumen aus. 
 

20. Abschaltvorrichtungen in Dieselmotoren / Zukunft des Ver-
brennungsmotors / Alternative Antriebe und Kraftstoffe 
Bereits in der 18. Wahlperiode beschäftigte sich der Ausschuss 
parallel zum damaligen 5. Untersuchungsausschuss mit der 
Frage nach Manipulationen bei der Messung von Abgaswerten 
bei Pkw. 
 
Am 2. August 2017 traf sich in Berlin das „Nationale Forum 
Diesel“, eine Gesprächsrunde aus Bundesregierung, mehreren 
Landesregierungen und Vertreterinnen und Vertretern der Au-
tomobilindustrie. Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN berichtete das BMVI im Rahmen einer Selbstbefas-
sung des Ausschusses am 14. März 2018 zum Umsetzungsstand 
der Software-Updates bei Diesel-Pkw, den die Automobilin-
dustrie für rund 5,3 Millionen Fahrzeuge auf diesem „Diesel-
gipfel“ zugesagt hatte. 
 
Mit Datum vom 22. März 2018 brachte die Fraktion DIE LINKE. 
einen Antrag mit dem Titel „Hersteller zur wirksamen techni-
schen Nachrüstung von Diesel-Pkw auf ihre Kosten verpflich-
ten – Fahrverbote vermeiden“407 ein, der u.a. forderte, dass Die-
selfahrzeughersteller durch die Bundesregierung aufgefordert 
werden sollten, Diesel-Pkw der Schadstoffklassen 4, 5 und 6 bis 

 
405 Drucksache 19/6195 (Antrag), hib 956/2018 
406 Drucksache 19/7878 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
407 Drucksache 19/1360 (Antrag), hib 201/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/061/1906195.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_12/582998-582998
https://dserver.bundestag.de/btd/19/078/1907878.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/013/1901360.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/549306-549306
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6c auf ihre Kosten nachzurüsten, so dass die Grenzwerte für 
Stickoxid-Emissionen nicht mehr überschritten würden. Auf 
Grundlage dieses sowie eines Antrags der Fraktion der FDP mit 
dem Titel „Intelligente Maßnahmen zur Verbesserung der 
Luftqualität in deutschen Städten ergreifen – Fahrverbote ver-
hindern“408 führte der Ausschuss am 25. Juni 2018 eine öffentli-
che Anhörung durch, bei der sich insbesondere die eingelade-
nen Umweltverbände für eine verpflichtende Hardware-Nach-
rüstung bei Dieselfahrzeugen mit unzulässigen Abschaltein-
richtungen aussprachen. Informationen zur abschließenden Be-
schlussfassung des Ausschusses, bei der weitere Anträge einbe-
zogen waren, finden sich auf Seite 62. 
 
In einer zusätzlichen Sitzung des Ausschusses am 10. Oktober 
2018, die von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bean-
tragt worden war, stand Bundesverkehrsminister Andreas 
Scheuer den Abgeordneten zu dem von der Bundesregierung 
am 2. Oktober 2018 vorgestellten „Konzept für saubere Luft 
und die Sicherung der individuellen Mobilität“ Rede und Ant-
wort409. 
 
Die Anordnung eines verpflichtenden Rückrufs von Fahrzeu-
gen der Adam Opel AG durch das Kraftfahrt-Bundesamt 
(KBA) veranlasste den Ausschuss zu einer weiteren Selbstbe-
fassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. In der entsprechen-
den Sitzung des Ausschusses am 7. November 2018 berichtete 
das BMVI über den aktuellen Sachstand in dieser Angelegen-
heit.  
 
In einer auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
einberufenen Sondersitzung am 20. November 2018 wurde über 
die „Ergebnisse des jüngsten Dieselgipfels mit Vertretern der 
deutschen Automobilindustrie“ beraten410. 
In Fortführung dieses Themas berichtete das BMVI auf Antrag 
der Fraktion der FDP in der Ausschusssitzung am 28. Novem-
ber 2018 über die generelle Definition von legalen und illega-
len „Abschalteinrichtungen“. 
 
In einer weiteren Selbstbefassung berichtete das BMVI dem 
Ausschuss am 26. September 2018 über „Ergebnisse der Unter-
suchungen des Kraftfahrt-Bundesamtes zu Manipulationsvor-
würfen bei CO2-Messungen von Benzinfahrzeugen im Rahmen 
der Typzulassung dieser Untersuchungen“. 

 
408 Drucksache 19/1695 (Antrag), hib 246/2018 
409 hib 744/2018 
410 hib 923/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/016/1901695.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/550938-550938
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_10/572724-572724
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/580994-580994
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Der 57. Deutsche Verkehrsgerichtstag, der vom 23. bis 25. Ja-
nuar 2019 in Goslar stattfand, hatte diverse Empfehlungen zu 
„Dieselfahrverboten“ nach dem Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts formuliert, die die Grenzwerte für Stickstoffdioxid, die 
damit verbundene, erforderliche Emissions-Reduzierung sowie 
die Positionierung von Messstationen behandelten. In einer 
Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der FDP berichtete das 
BMVI in der Sitzung des Ausschusses am 13. Februar 2019 
über die Position der Bundesregierung zu diesem Empfehlungs-
katalog. 
 
Die Fraktion der AfD bezog sich in zwei Anträgen auf die The-
matik der Emission von Dieselfahrzeugen.  
So forderte sie in ihrem Antrag „Diesel-Fahrverbote sofort und 
vollständig aufheben – Neueste wissenschaftliche Daten be-
rücksichtigen“411, Studien zur Korrelation zwischen Schadstoff-
belastungen der Luft und dem Verkehrsaufkommen in Auftrag 
zu geben und Fahrverbotszonen für Dieselfahrzeuge bis zum 
Vorliegen der Untersuchungsergebnisse aufzuheben. Der An-
trag fand bei der Beratung im September 2020 im Ausschuss 
keine Mehrheit412.  
 
In einem weiteren Antrag mit dem Titel „Abgasnorm Euro 7 
stoppen – Verbot des Verbrennungsmotors durch die EU ver-
hindern“413 forderte die Fraktion der AfD, die zum damaligen 
Zeitpunkt bestehende deutsche Ratspräsidentschaft zu nutzen, 
um die aus ihrer Sicht bestehende, besondere Stellung des Ver-
brennungsmotors im europäischen Flottenmix zu betonen und 
zur Erreichung von CO2-Reduktionszielen synthetische Kraft-
stoffe zur Anrechnung zu bringen. Der Antrag wurde im Aus-
schuss zusammen mit dem Antrag der Fraktion der FDP „Tech-
nologieoffenheit wahren – Elektromobilität nicht mit Euro 7 
durch die Hintertür erzwingen“414 beraten. Beide Anträge fan-
den im Ausschuss keine Mehrheit.  
 
Den Einsatz synthetischer Kraftstoffe thematisierte die Fraktion 
der AfD in einem Antrag mit dem Titel „Synthetische Kraft-
stoffe als CO2-frei einstufen – Weg für einen freien Kraftstoff-
markt öffnen“415. Darin sollte die Bundesregierung aufgefordert 

 
411 Drucksache 19/20069 (Antrag), hib 638/2020 
412 Drucksache 19/22459 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
413 Drucksache 19/24647 (Antrag), hib 1303/2020 
414 Drucksache 19/24640 (Antrag), hib 1313/2020 
415 Drucksache 19/29777 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/200/1920069.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_06/701640-701640
https://dserver.bundestag.de/btd/19/224/1922459.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/246/1924647.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/809216-809216
https://dserver.bundestag.de/btd/19/246/1924640.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/809450-809450
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929777.pdf
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werden, die rechtlichen Rahmenbedingungen für das Inver-
kehrbringen synthetischer Kraftstoffe und deren Einstufung als 
CO2-neutral zu schaffen. Der Antrag wurde im Juni 2021 von 
der Ausschussmehrheit abgelehnt.  
 
Eine ähnliche Zielrichtung verfolgte der Antrag „Deutschlands 
Automobilindustrie unterstützen – Gleichstellung von Wasser-
stofffahrzeugen mit von synthetischen Kraftstoffen oder Biok-
raftstoffen angetriebenen Fahrzeugen“416, der ebenfalls von der 
AfD-Fraktion eingebracht und der vom Ausschuss im Novem-
ber 2020417 abgelehnt wurde418. 
 

21. Klimaschutz / Klimaziele im Verkehrssektor 
Das Erreichen der Klimaschutzziele erfordert unter anderem 
den Auf- bzw. Ausbau einer klimafreundlichen Verkehrsinfra-
struktur. Der Ausschuss beschäftigte sich im Rahmen diverser 
Selbstbefassungen mit diesem Thema. 
 
Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN berichtete 
das BMVI in der Ausschusssitzung am 28. November 2018 über 
das Klimaprogramm der Internationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation ICAO, die mit dem CORSIA-Abkommen ein bedeuten-
des und wichtiges Element zur Emissionsbegrenzung im inter-
nationalen Luftverkehr geschaffen hatte. 
 
Aus Anlass von Äußerungen der Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel debattierte der Ausschuss – ebenfalls auf Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – am 10. April 2019 über 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Erreichung der Klima-
schutzziele für das Jahr 2030. In zwei weiteren Selbstbefassun-
gen am 5. Juni und 25. September 2019 erörterten die Abgeord-
neten über die Beschlüsse des Kabinettsausschusses Klima-
schutz (sog. „Klimakabinett“), der am 20. März 2019 von der 
Bundesregierung eingerichtet worden war. Die Beschlüsse be-
trafen Förderprogramme sowie Bepreisung und weitere Vorga-
ben in Bezug auf CO2-Emissionen, die im Verkehrsausschuss zu 
lebhaften Diskussionen führten. 
 
Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 war beschlossen worden, 
dass die Bundesregierung die Gesamtminderungsauswirkung 
seiner Maßnahmen durch jeweils einen Gutachter des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

 
416 Drucksache 19/22186 (Antrag), hib 931/2020 
417 Drucksache 19/24684 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
418 hib 1258/2020 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/221/1922186.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/791426-791426
https://dserver.bundestag.de/btd/19/246/1924684.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/807138-807138
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und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie be-
werten lassen sollte. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
beantragte diesbezüglich eine Selbstbefassung im Verkehrsaus-
schuss unter dem Titel „Maßnahmen des Bundesverkehrsmi-
nisteriums infolge der von Regierungsgutachtern ermittelten 
Zielverfehlung des Verkehrssektors bei den Klimaschutzzielen 
2030“, die auf der Tagesordnung des Ausschusses vom 
11. März 2020 stand. 
 
Mit Beschluss vom 24. März 2021 hatte das Bundesverfas-
sungsgericht entschieden, dass die Regelungen des Klima-
schutzgesetzes vom 12. Dezember 2019 mit Grundrechten un-
vereinbar seien. Die Fraktion DIE LINKE. beantragte daraufhin 
eine Selbstbefassung mit dem Ziel, das BMVI zu seinen 
Schlussfolgerungen aus diesem Beschluss zu befragen. Die De-
batte darüber führte der Ausschuss in seiner Sitzung am 9. Juni 
2021. 
 
Der Klimaschutz war auch Gegenstand zweier Fraktionsanträge, 
die dem Verkehrsausschuss federführend überwiesen wurden. 
Die Fraktion der FDP forderte in ihrem Antrag „Forschung und 
Innovation für klimafreundliches Fliegen“419, dass die Bundes-
regierung eine Förderstruktur für klimafreundliche Innovatio-
nen im Luftverkehr entwickeln solle. Die Mehrheit im Aus-
schuss lehnte diesen Antrag am 25. September 2019 ab. 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN brachte einen Antrag 
mit dem Titel „Klimapaket neu auflegen – Verkehrswende für 
eine klimafreundliche Mobilität einleiten“420 ein, mit dem die 
Bundesregierung aufgefordert werden sollte, ihre Maßnahmen 
zum Klimaschutz zu verschärfen und die Position der klima-
freundlichen Verkehrsträger zu stärken. Auch für diesen Antrag 
ergab sich bei der Beratung am 6. November 2019 im Aus-
schuss keine Mehrheit421.  
 

22. Digitale Infrastruktur / Breitbandinfrastruktur / Mobilfunkinf-
rastruktur / Funkfrequenzen 
Im Themenbereich der digitalen Infrastruktur galt der Schwer-
punkt der Ausschussberatungen Problemen beim Ausbau der 
Breitbandinfrastruktur.  
 
So forderte die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Breitband 
für alle – Digitale Infrastruktur flächendeckend ausbauen“ 422. 

 
419 Drucksache 19/11039 (Antrag), hib 717/2019 
420 Drucksache 19/14093 (Antrag), hib 1149/2019 
421 Drucksache 19/15019 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
422 Drucksache 19/5306 (Antrag), hib 845/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/110/1911039.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649440-649440
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914093.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/663130-663130
https://dserver.bundestag.de/btd/19/150/1915019.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/053/1905306.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/577372-577372
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Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde im 
November 2018423 mehrheitlich abgelehnt 424. Die Fraktion DIE 
LINKE. setzte sich für ein „Recht auf schnelles Internet für 
alle“425 ein, fand dafür aber bei der Beratung im April 2021 im 
Ausschuss keine Mehrheit426.  
 
Die Fraktion der FDP nahm bei ihrem Antrag „Regeln für den 
Schnellstart ins Gigabitzeitalter“ insbesondere die Beschleuni-
gung des Breitbandinfrastrukturausbaus in den Blick427. Für den 
Antrag ergab sich im Ausschuss bei der Beratung im April 2021 
aber keine Mehrheit428. In dem Antrag „Smart Germany – Gi-
gabit-Gutscheine für den Breitbandausbau“ forderte die Frak-
tion der FDP in einem Antrag, den Breitbandausbau auf Basis 
sog. „Gigabit-Gutscheine“ nach dem Beispiel Großbritanniens 
durchzuführen429. Der Antrag wurde vom Ausschuss mehrheit-
lich abgelehnt430.  
 
Mit dem von der Bundesregierung eingebrachten „Entwurf ei-
nes Fünften Gesetzes zur Änderung des Telekommunikations-
gesetzes (5. TKG-Änderungsgesetz – 5. TKGÄndG)“ 431 wurden 
weitere rechtliche Grundlagen für eine Koordinierung der Bau- 
und Verlegearbeiten von digitalen Hochgeschwindigkeitsnetzen 
geschaffen. Dazu fand im Ausschuss am 13. Februar 2019 eine 
öffentliche Anhörung unter Beteiligung der Telekommunikati-
onswirtschaft, Verbänden und der Wissenschaft statt432. Dabei 
wurde deutlich, dass es unter Experten strittig ist, ob und wann 
Telekommunikationsanbieter in Deutschland verpflichtet wer-
den können, ihre Netze für Kunden von Konkurrenten zu öff-
nen (National Roaming). Im Juni 2019433 hat der Ausschuss 
mehrheitlich die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderun-
gen empfohlen434.  
 
Im Zusammenhang mit dem Erfordernis eines flächendecken-
den Infrastrukturausbaus wurde wiederholt die mangelnde An-
bindung des ländlichen Raums in den Ausschussberatungen 

 
423 hib 923/2018 
424 Drucksache 19/6142 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
425 Drucksache 19/27192 (Antrag) 
426 Drucksache 19/28867 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
427 Drucksache 19/26188 
428 Drucksache 19/28428 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
429 Drucksache 19/14048 (Antrag), hib 1138/2019 
430 Drucksache 19/15194 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
431 Drucksache 19/6336 (Gesetzentwurf), hib 977/2018 
432 Wortprotokoll der 33. Sitzung 
433 hib 722/2019 
434 Drucksache 19/11180 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/580994-580994
https://dserver.bundestag.de/btd/19/061/1906142.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/271/1927192.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/288/1928867.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926188.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/284/1928428.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914048.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/662884-662884
https://dserver.bundestag.de/btd/19/151/1915194.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/063/1906336.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_12/583812-583812
https://www.bundestag.de/resource/blob/630420/91170ef1d46cc19614abc8bdebb4f668/wortprotokoll-data.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649536-649536
https://dserver.bundestag.de/btd/19/111/1911180.pdf
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thematisiert. Die Fraktion der FDP forderte in einem Antrag un-
ter dem Titel „Digitalisierung im 21. Jahrhundert – Digitale 
Infrastruktur im Glasfaserausbau“ 435, den Glasfaserausbau in 
ländlichen Regionen als Grundlage für innovative Produkte 
und Anwendungen zu fördern. Der Antrag wurde im Januar 
2019 mit Mehrheit abgelehnt436.  
 
Weiterhin forderte die Fraktion der FDP unter dem Titel 
„Smart Farming – Flächendeckende Breitbandversorgung für 
eine innovative Landwirtschaft in Deutschland“ 437 die Anbin-
dung des ländlichen Raums an schnelles Internet als Vorausset-
zung für eine wettbewerbsfähige Landwirtschaft zu forcieren. 
Auch dieser Antrag fand im Ausschuss keine Mehrheit438.  
 
Mobilfunk als Teil der digitalen Grundversorgung war ein wei-
teres Thema in den Beratungen des Ausschusses. Auch hier 
wurde wiederholt über eine mangelnde Netzabdeckung im 
ländlichen Raum debattiert.  
 
Die Fraktion der FDP forderte in einem Antrag unter dem Titel 
„Lückenschluss-Auktion – Frequenzvergabe neu denken“ 439, 
das Verfahren der 5G-Frequenzvergabe zu optimieren, um die 
bestehenden Lücken in der Mobilfunkversorgung effektiv 
schließen zu können. Mehrheitlich wurde dieser Antrag im 
Ausschuss abgelehnt440.  
 
Über den zukünftigen und den bestehenden Mobilfunknetzaus-
bau wurde in einer Sitzung am 28. Februar 2018 unter anderem 
mit Vertretern der Bundesnetzagentur diskutiert441. In dem Ge-
spräch ging es auch um die geplante Versteigerung der Fre-
quenzen für die Einführung der fünften Mobilfunkgeneration 
(5G).  
 
Die Frequenzvergabe im 5G-Netz und die damit im Zusammen-
hang stehende Präsidentenkammerentscheidung zur Vergabe 
der Frequenzen in den Bereichen 2 GHz und 3,5 GHz war In-
halt eines Berichtes der Bundesnetzagentur in der Sitzung des 
Ausschusses am 12. Dezember 2018. In der Sitzung am 26. Juni 
2019 berichtete die Bundesnetzagentur über die Ergebnisse der 
5G-Frequenzvergabe zwischen 3,7 und 3,8 GHz. 

 
435 Drucksache 19/6398 (Gesetzentwurf), hib 981/2018 
436 Drucksache 19/7389 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
437 Drucksache 19/7029 
438 Drucksache 19/7989 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
439 Drucksache 19/10618 (Antrag), hib 653/2019 
440 Drucksache 19/14006 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
441 hib 110/2018 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/063/1906398.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_12/584082-584082
https://dserver.bundestag.de/btd/19/073/1907389.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/070/1907029.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/079/1907989.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/106/1910618.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/646104-646104
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914006.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_02/545584-545584
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Eine unzureichende Mobilfunkabdeckung in Deutschland 
wurde in dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Mobilfunk als Daseinsvorsorge“ 442 kritisiert, mit dem die Si-
cherstellung einer flächendeckenden Internetversorgung nicht 
nur über stationäre Anschlüsse, sondern ergänzend über Mobil-
funk gefordert wurde. Mehrheitlich wurde dieser Antrag in ei-
ner Sitzung am 24. Februar 2021 vom Ausschuss abgelehnt443.  
Der Blick des Ausschusses richtete sich auch auf zukünftige 
Anwendungen in der Hochgeschwindigkeitsinfrastruktur.  
 
Die Fraktion der FDP thematisierte in einem Antrag im Beson-
deren die Berücksichtigung von Vernetzungsanforderungen in-
telligenter Fahrzeugassistenzsysteme beim Infrastrukturausbau 
(„Smart Automotive – Anforderungen an die vernetzte Mobili-
tät im Auto von morgen“)444, fand für diesen Antrag im Aus-
schuss aber keine Mehrheit445. Weiterhin sprach sie sich in ei-
nem Antrag unter dem Titel „Umgang mit Fahrzeugdaten für 
Innovation, Sicherheit und Mobilität im 21. Jahrhundert“ 446 
für die Schaffung eines gesetzlichen Rahmens für den Zugriff 
auf künftig anfallende, öffentliche Fahrzeugdaten durch alle 
Marktteilnehmer aus. Auch dieser Antrag wurde im Ausschuss 
mehrheitlich abgelehnt447.  
 
Die geplante Abschaltung des digitalen Telekommunikations-
standards ISDN und die damit verbundene Umstellung der Te-
lefonnetze in Deutschland auf „Voice over IP“ beschäftigte den 
Ausschuss im Rahmen mehrerer Selbstbefassungen. Auf Antrag 
der Fraktion DIE LINKE. berichtete das BMVI in der Sitzung am 
6. November 2019 über die ISDN-Abschaltung und telekommu-
nikative Grundversorgung in ländlichen Regionen Deutsch-
lands448. Dieses Thema wurde in einem Gespräch mit der Bun-
desnetzagentur in der Sitzung am 13. November 2019 erneut 
aufgegriffen. 
 
Eine spezielle Thematik beschäftigte den Ausschuss aus Anlass 
eines Antrags der Fraktion der FDP, in dem sie den dauerhaften 
Erhalt von Funkfrequenzen für Medien und Kultur forderte 

 
442 Drucksache 19/16518 (Antrag), hib 87/2020 
443 Drucksache 19/27446 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
444 Drucksache 19/14029 (Antrag), hib 1149/2019 
445 Drucksache 19/15253 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
446 Drucksache 19/29755 
447 Drucksache 19/31099 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
448 hib 1234/2019 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/165/1916518.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_01/678470-678470
https://dserver.bundestag.de/btd/19/274/1927446.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914029.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/663132-663132
https://dserver.bundestag.de/btd/19/152/1915253.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929755.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/310/1931099.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_11/666740-666740


 
 

 
Stand: 26. Januar 2022 Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur  

und seine Arbeit in der 19. Wahlperiode 
 

Seite 72 von 95 

 

Sekretariat PA 15 
Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 
 

(„Funkfrequenzen für Medien und Kultur dauerhaft erhal-
ten“)449. Dabei ging es um das Bedürfnis der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft, hinreichende Funkfrequenzbereiche für den Ein-
satz drahtloser Produktionsmittel, beispielsweise Funkmikro-
fone, zu sichern, über das der Ausschuss in seiner Sitzung am 
16. Oktober 2019 debattierte. Der Antrag fand im Ausschuss 
keine Mehrheit450.  
Der Debatte im Ausschuss war zu dem Thema ein erweitertes 
Berichterstattergespräch am 24. September 2019 vorausgegan-
gen, an dem, neben der Bundesregierung, Vertreter aus Verbän-
den, Unternehmen und Wissenschaft aus dem Bereich der Me-
dienwirtschaft und -technik teilnahmen. 
 
Zu Beginn der 19. Wahlperiode musste sich der Ausschuss mit 
einem „Hackerangriff auf das Datennetzwerk des Bundes“451 
auseinandersetzen. In der Sitzung am 2. März 2018452 wurde 
der Ausschuss auch durch Vertreter des Bundesinnenministeri-
ums über den Erkenntnisstand informiert.  
 

23. Sonstige Themen 
Im April 2019 hat sich der Ausschuss von der Bundesregierung 
über die Folgen des Brexit für den Geschäftsbereich des Aus-
schusses berichten lassen.  

Im Juni 2021 führte er ein Gespräch mit dem Vorsitzenden des 
Sachverständigenrats für Verbraucherfragen Prof. Dr. Peter 
Kenning und mit Prof. Dr. Nina Baur, Mitglied des Sachverstän-
digenrats, über das Gutachten zur Lage der Verbraucherinnen 
und Verbraucher in Deutschland 2021.  

In einer Sondersitzung am 22. Juli 2021453 ließ sich der Aus-
schuss von Bundesminister Andreas Scheuer über die Auswir-
kungen des Hochwassers in Deutschland, vor allem in Rhein-
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, auf die Verkehrsinfra-
struktur und die digitale Infrastruktur und über die Maßnah-
men zur Wiederherstellung beschädigter Infrastrukturen unter-
richten. In der Sitzung ging es auch um Warnungen durch den 
Deutschen Wetterdienst, welcher zum Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur ge-
hört. 
 

 
449 Drucksache 19/11035 
450 Drucksache 19/14324 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
451 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
452 hib 121/2018 
453 hib 914/2021 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/110/1911035.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/143/1914324.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_03/546032-546032
https://www.bundestag.de/presse/hib/852892-852892
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VIII. Aktivitäten außerhalb der Sitzungen 
1. Erweiterte Berichterstattergespräche 

Der Ausschuss hat seine Arbeit nicht nur in den Ausschusssit-
zungen geleistet. Viele Themen wurden auch im Rahmen von 
erweiterten Berichterstattergesprächen, Fachgesprächen oder 
Berichterstattergesprächen im kleineren Kreis erörtert.  

Dazu gehören auch über den Ausschuss organsierte Gespräche, 
in denen sich die jeweils für das Thema zuständigen Berichter-
statter außerhalb von Ausschusssitzungen fraktionsübergrei-
fend mit einzelnen Themen in einer Tiefe befasst haben, wel-
che das Zeitbudget einer normalen Ausschusssitzung nicht er-
möglicht.  

In diesem Rahmen haben sich die jeweils für die Themen in 
den Fraktionen zuständigen Berichterstatter etwa dem Bahn-
steighöhenkonzept, dem Flughafen BER, den Elektrokleinst-
fahrzeugen („eScooter“), den Frequenzen für drahtlose Pro-
duktionsmittel (gemeint sind vor allem Frequenzen für Funk-
mikrofone bei Veranstaltungen, wie etwa Konzerten), dem Fah-
rermangel im Straßengüterverkehr, dem übergesetzlichen 
Lärmschutz bei Bahnprojekten, und dem Problem von Contai-
nerverlusten in der Seeschifffahrt gewidmet. 

  



 
 

 
Stand: 26. Januar 2022 Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur  

und seine Arbeit in der 19. Wahlperiode 
 

Seite 74 von 95 

 

Sekretariat PA 15 
Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 
 

2. Internationale Kontakte  
In der 19. Wahlperiode waren die Möglichkeiten zu persönli-
chen Begegnungen in den Jahren 2020 und 2021 wegen der 
Corona-Pandemie stark eingeschränkt. Daher konnte sich der 
Ausschuss in dieser Wahlperiode nur auf insgesamt vier Dele-
gationsreisen in sechs Ländern informieren; alle fanden inner-
halb Europas statt.  

• Bei einer Delegationsreise im Mai 2018 nach Frankreich 
(Paris und Toulouse) informierte sich die Delegation vor al-
lem über herausragende Verkehrsprojekte, den Ausbau des 
ÖPNV, den Einsatz autonomer Fahrzeuge, die Reduktion 
des Autoverkehrs, den Radverkehr und die Staatsbahn 
SNCF. In Toulouse ließen sich die Abgeordneten bei Airbus 
über aktuelle Entwicklungen im Luftverkehr und Möglich-
keiten der Emissionsreduktion unterrichten.  

 

• Die Elektromobilität bildete in der 19. Wahlperiode ein we-
sentliches Thema in den Beratungen des Ausschusses für 
Verkehr und digitale Infrastruktur. In Norwegen konnten 
dazu bei einer Delegationsreise im Oktober 2018 wichtige 
Erkenntnisse zu Rahmenbedingungen und Förderung der 
Elektromobilität gewonnen werden, sowohl im Hinblick auf 
den Landverkehr als auch in Bezug auf die E-Mobilität in 
der Schifffahrt. Die Breitband- und Mobilfunkversorgung in 

Abbildung 5: Mathias Stein, Björn Simon, Daniela Wagner, Élisabeth 
Borne (frz. Ministerin für Verkehr), Florian Oßner, Frank Magnitz und 
Uwe Schmidt (v.l.n.r.) während der Delegationsreise nach Frankreich 
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Norwegen, die Klimaziele des Landes im Verkehrssektor so-
wie Mautsysteme in Norwegen waren weitere wichtige The-
men dieser Reise.  

 
• Im Mittelpunkt einer Delegationsreise im Juni 2019 nach 

Estland (Tallin) und Dänemark (Kopenhagen) standen Kon-
zepte zum Einsatz digitaler Anwendungen, insbesondere im 

Zusammenhang mit Dienstleistungen der Verwaltung für 
die Bürgerinnen und Bürger. Ein weiteres Thema war der in 
Estland für die Einwohner kostenlose öffentliche Nahver-
kehr. Zentrale Themen in Kopenhagen waren neben der 
Fahrradstrategie der Stadt und digitalen Lösungen in der 
Verwaltung auch Informationen über den Stand beim Bau 

Abbildung 7: Gespräch mit dem deutschen Botschafter in Estland. Gero 
Storjohann, MRn Britta Hanke-Giesers, Daniela Wagner, Christoph Eich-
horn (Botschafter), Udo Schiefner, Thomas Lutze, Torsten Herbst und 
Wolfgang Wiehle (v.l.n.r.) 

Abbildung 6: Gespräch im Sitzungsaal des korrespondierenden Ausschus-
ses des norwegischen Parlaments 
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der Festen Fehmarnbeltquerung, die Fehmarn (Deutsch-
land) und Lolland (Dänemark) verbinden soll.  

 
• Eine Delegationsreise des Ausschusses in die Niederlande 

und nach Belgien im Oktober 2019 widmete sich erstmals 
ausschließlich dem Thema Radverkehr, das in dieser Wahl-

periode auch häufig Gegenstand der Ausschussberatungen 
war. In den Niederlanden besuchte die Delegation die 
Städte Rotterdam, Utrecht und Den Haag, welche sich durch 
herausragende Infrastrukturmaßnahmen für den Radverkehr 
auszeichnen. Unter anderem stand die Besichtigung des 
größten Fahrrad-Parkhauses der Welt in Utrecht auf dem 
Programm. Den Schwerpunkt des Besuches der Stadt Ant-
werpen in Belgien bildete die Besichtigung des Radschnell-
wegenetzes. 

Darüber hinaus haben der Ausschuss, der Vorsitzende, die 
stellvertretende Vorsitzende und Ausschussmitglieder in Berlin 
bzw. von Berlin aus Gespräche mit Repräsentanten der EU bzw. 
Repräsentanten ausländischer Staaten geführt.  
 
• Ein Gespräch mit der seinerzeitigen EU-Verkehrskommissa-

rin Violeta Bulc führte der Ausschussvorsitzende Cem Öz-
demir, MdB, für den Ausschuss im Mai 2018 in Berlin.  
 

• Im Mai 2018 fand ein Gespräch mit dem Infrastrukturmi-
nister der Ukraine Volodymyr Omelyan statt, welches die 

Abbildung 8: Stefan Gelbhaar, Reinhold Sendker, Arno Klare, Eckhard 
Pols, Andreas Wagner, Gero Storjohann (v.l.n.r.) und Mathias Stein (r.) 
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stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses Daniela Klu-
ckert, MdB, für den Ausschuss führte.  
 

• Im Juni 2018 fand in Berlin ein Treffen mit dem Ausschuss 
für Verkehr, Bau und Wohnungswesen des dänischen Folk-
eting statt.  
 

• Ein Gespräch mit dem Ausschuss für Verkehr und Kommu-
nikation des norwegischen Parlaments wurde im Septem-
ber 2018 geführt.  
 

• Bei einer gemeinsamen Sitzung im Februar 2019 – für den 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur war es die 
34. Sitzung – wurden die engen Kontakte zu den Kommissi-
onen für Verkehr und Fernmeldewesen beider Kammern 
der Schweizer Bundesversammlung fortgeführt. Erörtert 
wurden verkehrspolitische Themen. Themenschwerpunkte 
waren die Zukunft der Eisenbahn und der Schienenverkehr 
zwischen Deutschland und der Schweiz. 
 

• Es folgte im April 2019 ein Gespräch von Ausschussmitglie-
dern mit einer Delegation schweizerischer Parlamentarier, 
die sich auf Einladung der Deutsch-Schweizerischen Parla-
mentariergruppe in Berlin aufhielt.  

• Eine US-Delegation, welcher der Vorsitzende des Ausschus-
ses „Transportation and Infrastructure“ Peter De Fazio und 
acht weitere Mitglieder des Kongresses angehörten, traf der 
Ausschuss unter Leitung seines Vorsitzenden Cem Özde-
mir, MdB, im Mai 2019 in Berlin. 

Abbildung 9: Gruppenfoto mit schweizerischen und deutschen Parlamen-
tariern vor dem Sitzungsaal des Verkehrsausschusses, welches nach dem 
Gespräch entstanden ist 
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• Ebenfalls im Mai 2019 führten Mitglieder des Ausschusses 

ein Gespräch mit Abgeordneten des polnischen Sejm, die 
sich auf Einladung der Deutsch-Polnischen Parlamentarier-
gruppe in Berlin aufhielten. 
 

• Eine Delegation des Ausschusses für Verkehr und Kommu-
nikation des finnischen Parlaments konnte der Ausschuss 
im September 2019 in Berlin zu einem Gedankenaustausch 
zu den Themen „MaaS (Mobility as a service)“ sowie 
„Klimaeinflüsse des Verkehrssektors und Gegenmaßnah-
men“ begrüßen. 
 

• Ein Gespräch mit einer Delegation des chinesischen Ver-
kehrsministeriums wurde im November 2019 in Berlin ge-
führt. 
 

• Im Rahmen der Umsetzung des Deutsch-Französischen Par-
lamentsabkommens wurden zwei Videokonferenzen mit 
dem korrespondierenden Ausschuss der französischen As-
semblée nationale, dem Ausschuss für nachhaltige Entwick-
lung und Regionalplanung, realisiert.  
Am 23. Oktober 2019454 erfolgte der Gedankenaustausch im 
Rahmen einer öffentlichen Ausschusssitzung455. Themen 
waren die Mobilitätswende, Grenzüberschreitende Verkehre 
und grenzüberschreitende Verkehrsinfrastrukturen sowie 
die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur.  
Die zweite Videokonferenz im Januar 2021 fand im Rahmen 
einer Informationsveranstaltung statt. Dabei ging es vor al-
lem um die im Vertrag von Aachen genannten grenzüber-
schreitenden Verkehrsprojekte.  

 
• Unter Leitung der stellvertretenden Ausschussvorsitzenden 

Daniela Kluckert, MdB, fand im März 2020 ein Gespräch 
mit einer Delegation mosambikanischen Verwaltungsge-
richtshofs zu Fragen des Straßenbaus statt.  
 

• Der Ausschussvorsitzende Cem Özdemir, MdB, traf sich im 
März 2020 mit dem finnischen Minister für Verkehr und 
Telekommunikation Timo Harakka zu einem Mittagessen in 
der finnischen Botschaft in Berlin. 

 
• Bedingt durch die Corona-Pandemie konnte ein Gespräch 

des Ausschusses mit der neuen EU-Verkehrskommissarin 
 
454 hib 1187/2019 
455 Wortprotokoll der 54. Sitzung 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664724-664724
https://ssvreport.bundestag.btg:7901/volltexte/97/975DDDAC2B855292E0534FF81AACF885.pdf
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Adina Vălean im Juni 2020 nur als Videokonferenz stattfin-
den. Themen des Gesprächs, das unter Leitung des Aus-
schussvorsitzenden Cem Özdemir, MdB, stattfand, waren 
unter anderem der „European Green Deal“, der „Recovery 
Fund“ und die „Erwartungen der Kommission an die deut-
sche EU-Ratspräsidentschaft“. 

 
• Im Rahmen der Parlamentarischen Dimension der Deut-

schen Ratspräsidentschaft fand am 5. Oktober 2020 die in-
terparlamentarische Konferenz „Green Deal und Gemein-
same Agrarpolitik: Für ein nachhaltiges und klimaneutrales 
Europa“ statt456. Diese Konferenz, bei der auch der Aus-
schuss für Verkehr und digitale Infrastruktur eingebunden 
war und bei der er durch seinen Vorsitzenden Cem Özde-
mir, MdB, vertreten war, konnte aufgrund der Corona-Pan-
demie nur als Videokonferenz stattfinden. Es nahmen Abge-
ordnete aus 25 EU-Mitgliedstaaten, dem Europäischen Par-
lament sowie Gäste aus Norwegen und dem Vereinigten Kö-
nigreich teil. 

• Im Mai 2021 konnten der Ausschussvorsitzende Cem Özde-
mir, MdB, sowie weitere Ausschussmitglieder im Rahmen 
einer Videokonferenz ein Gespräch mit dem neuen US-Ver-

 
456 Nähere Informationen unter: https://www.parleu2020.de/nachrich-

ten/nachbericht-green-deal-797556 
 

Abbildung 10: Die Vorsitzende des Umweltausschusses Sylvia Kotting-
Uhl, MdB, und der Vorsitzende des Verkehrsausschusses Cem Özdemir, 
MdB 

https://www.parleu2020.de/nachrichten/nachbericht-green-deal-797556
https://www.parleu2020.de/nachrichten/nachbericht-green-deal-797556
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kehrsminister Pete Buttigieg führen. Themen waren die Zu-
kunft des Transportsektors und mögliche Bereiche der 
transatlantischen Zusammenarbeit in diesem Sektor.  

 
3. Veranstaltungen und Gespräche  

• Im Oktober 2018 fand ein Gedankenaustausch mit dem Bau- 
und Verkehrsausschuss des Deutschen Städtetages statt, 
womit eine bestehende Tradition fortgeführt wurde.  
 

• Der Ausschussvorsitzende Cem Özdemir, MdB, vertrat den 
Ausschuss im Januar 2019 beim 57. Deutschen Verkehrsge-
richtstag in Goslar.  
 

• Im Juni 2019 besichtigten Mitglieder des Ausschusses unter 
Leitung des Ausschussvorsitzenden Cem Özdemir, MdB, in 
Berlin-Pankow den Akku-Triebzug FLIRT Akku der Firma 
Stadler Rail Group. 
 

• Im Vorfeld der deutschen EU-Ratspräsidentschaft wurde im 
Juni 2020 ein Gespräch mit Vertretern der European Trans-
port Workers’ Federation (ETF), der Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) und der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di geführt. Die Vertreter der ETF 
nahmen wegen der Corona-Pandemie aus Brüssel per Vide-
okonferenz teil. 
 

• Im September 2020 führten Ausschussmitglieder ein Ge-
spräch unter Leitung der stellvertretenden Ausschussvorsit-
zenden Daniela Kluckert, MdB, mit Vertretern der Bundes-
schülerkonferenz. Dabei ging es vor allem um Schülerinnen 
und Schüler betreffende Fragen des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs. 
 

• Im Rahmen des Digitalen Jugendmedienworkshops im 
Deutschen Bundestag 2021 "Stadt, Land. Flucht?! - Lebens-
und Wohnräume heute und in Zukunft" diskutierten der 
Ausschussvorsitzende Cem Özdemir, MdB, und weitere 
Mitglieder des Ausschuss des Ausschusses für Verkehr und 
digitale Infrastruktur in einer Videokonferenz im März 2021 
mit Teilnehmern des Workshops. 

 
4. Besuche im Inland 

• Im Rahmen des dortigen Parlamentariertages informierten 
sich Mitglieder des Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur im April 2018 auf der Internationalen Luft- 

https://www.ila-berlin.de/de
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und Raumfahrtausstellung (ILA) über neue Entwicklungen 
in der Luftverkehrstechnik.  
 

• Im September 2018 besuchten Mitglieder des Ausschusses 
die internationale Fachmesse für Verkehrstechnik INNOT-
RANS in Berlin, um sich über Neuerungen in der Bahn- 
und Verkehrstechnik zu informieren. 
 

• Im Januar 2019 folgte eine Exkursion von Mitgliedern des 
Ausschusses zu dem Infrastrukturprojekt „Bahntechnologie 
Campus Havelland“ in Wustermark.  
 

• Der Unterrichtung über Abbiegeassistenzsysteme diente ein 
Besuch von Mitgliedern des Ausschusses unter Leitung des 
Ausschussvorsitzenden Cem Özdemir, MdB, im Januar 2019 
bei dem Unternehmen Mercedes-Benz Actros in Berlin-Ma-
rienfelde (s. zum Thema „Abbiegeassistenzsysteme“ auch 
Seite 20 f).  

 
5. Telefon- bzw. Videokonferenzen mit Bundesminister Andreas 

Scheuer zu Fragen im Zusammenhang mit der Corona-Pande-
mie 
Im Frühjahr und Sommer fanden zunächst mehrere Telefon-
konferenzen – später dann Videokonferenzen – statt, in denen 
die Mitglieder des Ausschusses für Verkehr und digitale Infra-
struktur über Auswirkungen der Corona-Pandemie im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur und über die insoweit ergriffenen Maßnah-
men unterrichtet wurden. Die Unterrichtung erfolgte im Regel-
fall durch den Bundesminister für Verkehr und digitale Infra-
struktur Andreas Scheuer, MdB.   

https://www.ila-berlin.de/de
https://www.ila-berlin.de/de
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Anhang 1 – Mitglieder 

Mitglieder 
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur in der 
19. Wahlperiode 
 

CDU/CSU 

Behrens, Manfred (bis 08/21) 
Bellmann, Veronika 
Donth, Michael 
Holmeier, Karl 
Jarzombek, Thomas 
Ludwig, Daniela (bis 10/2019) 
Oßner, Florian 
Ploß, Dr. Christoph 
Pols, Eckhard 
Rainer, Alois (seit 10/2019) 
Schnieder, Patrick 
Schreiner, Felix 
Schweiger, Torsten (seit 01/2021) 
Sendker, Reinhold 
Simon, Björn 
Storjohann, Gero 
Uhl, Markus 
 

SPD 

Bach, Bela (seit 02/2020) 
Burkert, Martin (bis 02/2020) 
Herzog, Gustav 
Klare, Arno 
Korkmaz-Emre, Elvan 
Lühmann, Kirsten 
Martin, Dorothee (seit 09/2021) 
Müller, Detlef 
Schiefner, Udo 
Schmidt, Uwe 
Stein, Mathias 
 
  

https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/behrens_manfred-518278
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/bellmann_veronika-518290
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/D/donth_michael-519112
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/holmeier_karl-520494
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/J/jarzombek_thomas-520684
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/ludwig_daniela-521736
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/O/ossner_florian-522478
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/P/522662-522662
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/P/pols_eckhard-522682
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/rainer_alois-522782
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/schnieder_patrick-523412
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523462-523462
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523596-523596
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/sendker_reinhold-523658
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523698-523698
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/storjohann_gero-523920
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/U/524198-524198
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/518064-518064
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/burkert_martin-518822
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/herzog_gustav-520344
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/klare_arno-521034
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/521238-521238
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/luehmann_kirsten-521754
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/521872-521872
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/522172-522172
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien18/S/schiefner_udo-258966
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523376-523376
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523866-523866
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AfD 

Büttner, Matthias (bis 01/2021) 
Holm, Leif-Erik 
Magnitz, Frank 
Mrosek, Andreas 
Spaniel, Dr. Dirk 
Wiehle, Wolfgang 
 

FDP 

Jung, Dr. Christian (bis 04/2021) 
Gohl, Dr. Christopher (seit 04/2021) 
Herbst, Torsten 
Kluckert, Daniela 
Luksic, Oliver 
Reuther, Bernd 
 

DIE LINKE. 

Cezanne, Jörg 
Leidig, Sabine 
Remmers, Ingrid (verstorben 9. August 2021) 
Wagner, Andreas 
 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Gastel, Matthias 
Gelbhaar, Stefan 
Kühn, Stephan (bis 10/2020) 
Tressel, Markus (seit 10/2020) 
Wagner, Daniela 

  

https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/518792-518792
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/520498-520498
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/521796-521796
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/522140-522140
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523754-523754
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/524588-524588
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/J/520744-520744
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/G/519806-519806
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/520316-520316
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/kluckert_daniela_katrin-521098
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/521764-521764
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/522906-522906
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/C/518870-518870
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/leidig_sabine-521550
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/522878-522878
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/524350-524350
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/G/gastel_matthias-519648
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/G/519698-519698
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/kuehn_stephan-521388
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/T/tressel_markus-524156
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/524354-524354
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Stellvertretende Mitglieder 

CDU/CSU 

Damerow, Astrid 
Erndl, Thomas 
Hirte, Christian (seit 03/2020) 
Koeppen, Jens 
Lange, Ulrich 
Lips, Patricia 
Möring, Karsten 
Müller, Carsten 
Rehberg, Eckhardt (bis 08/2021) 
Riebsamen, Lothar 
Sauer, Stefan 
Steier, Andreas (seit 01/2021) 
Stracke, Stephan 
Tebroke, Dr. Hermann-Josef 
Vogel, Volkmar (bis 03/2020) 
Wegner, Kai 
Whittaker, Kai 
 

SPD 

Bartol, Sören 
De Ridder, Dr. Daniela 
Hartmann, Sebastian 
Hitschler, Thomas (bis 05/2020) 
Nissen, Ulli 
Martin, Dorothee (seit 05/2020 bis 09/2021) 
Rimkus, Andreas 
Rützel, Bernd 
Schmid, Dr. Nils 
N.N. 

AfD 

Büttner, Matthias (seit 01/2021) 
Bernhard, Marc (bis 01/2021) 
Komning, Enrico (bis 01/2021) 
Ehrhorn, Thomas 
Kraft, Dr. Rainer 
Schulz, Uwe 
Wildberg, Dr. Heiko 
 

https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/D/518968-518968
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/E/519306-519306
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/hirte_christian-520396
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/koeppen_jens-521170
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/lange_ulrich-521486
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/lips_patricia-521664
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/moering_karsten-522086
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/mueller_carsten-522166
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/rehberg_eckhardt-522826
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/riebsamen_lothar-522922
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523140-523140
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523844-523844
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/stracke_stephan-523926
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/T/524040-524040
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/V/vogel_volkmar-524284
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/wegner_kai-524464
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/whittaker_kai-524576
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/bartol_soeren-518170
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/D/de_ridder_daniela-522918
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/hartmann_sebastian-520118
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/hitschler_thomas-520406
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/N/nissen_ulli-522370
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/521872-521872
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/rimkus_andreas-522944
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/R/ruetzel_bernd-523076
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523382-523382
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/518792-518792
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/B/bernhard_marc-518352
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/521216-521216
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/E/519228-519228
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/521270-521270
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523538-523538
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/W/524596-524596
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FDP 

Hessel, Katja 
Hocker, Dr. Gero 
Müller, Alexander 
Sauter, Christian 
Sitta, Frank 
 

DIE LINKE. 

Domscheit-Berg, Anke 
Lenkert, Ralph 
Lutze, Thomas 
Zimmermann, Pia 
 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Krischer, Oliver 
Müller, Claudia (seit 10/2020) 
Nestle, Dr. Ingrid 
Özdemir, Cem 
Tressel, Markus (bis 10/2020) 

https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/520346-520346
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/H/520408-520408
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/522152-522152
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523142-523142
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/S/523704-523704
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/D/519106-519106
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/lenkert_ralph-521572
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/L/lutze_thomas-521770
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/Z/zimmermann_pia-524798
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/K/krischer_oliver-521322
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/M/522168-522168
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/N/522290-522290
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien18/O/oezdemir_cem-258834
https://www.bundestag.de/webarchiv/abgeordnete/biografien19/T/tressel_markus-524156
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Anhang 2 – Liste der Vorlagen 

 
Federführende Gesetzentwürfe und Anträge in der 19. WP 
 

      
 Eingangs-

datum 
Drs. Initiant Titel Drs. BE 

 13.06.2018 19/2695 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 19/16908 

 22.08.2018 19/3930 Bundesregie-
rung 

Bundesfernstraßenmautgesetz 19/5102(neu) 

 24.09.2018 19/4459 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren 
im Verkehrsbereich 

19/5580 
 

 24.09.2018 19/4465 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Internationalen 
Übereinkommen von Hongkong von 2009 über 
das sichere und umweltgerechte Recycling von 
Schiffen (Übereinkommen von Hongkong) 

19/5103 

 24.09.2018 19/4466 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Seearbeitsgesetzes 

19/5030 

 01.11.2018 19/5421 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 

19/7084 

 05.12.2018 19/6289 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 14. August 2017zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Republik Mauri-
tius über den Luftverkehr 

19/7049 

 17.12.2018 19/6548 Bundesregie-
rung 

Revision 3 des Übereinkommens vom 20. März 
1958 über die Annahme einheitlicher techni-
scher Vorschriften für Radfahrzeuge, Ausrüs-
tungsgegenstände und Teile, die in Radfahr-
zeuge(n) eingebaut und/oder verwendet wer-
den können, und die Bedingungen für die ge-
genseitige Anerkennung von Genehmigungen, 
die nach diesen Vorschriften erteilt wurden 

19/7650 

 07.12.2018 19/6334 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung 
des Straßenverkehrsgesetzes 

19/6001 

 07.12.2018 19/6336 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Telekommunikationsgesetzes (5. TKG-Än-
derungsgesetz – 5. TKGÄndG) 

19/11180 

 27.03.2019 19/8751 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Fahrlehrergesetzes 

19/9863 

 29.04.2019 19/9738 Bundesregie-
rung 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/2370 vom 14. Dezember 2016 zur Ände-
rung der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der 
Öffnung des Marktes für inländische Schie-
nenpersonenverkehrsdienste und der Verwal-
tung der Eisenbahninfrastruktur 

19/10689 

 19.06.2019 19/10993 DIE LINKE. Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Fi-
nanzierungskreislaufes Straße (Finanzierungs-
kreislaufaufhebungsgesetz – FKAufhG) 

19/29513 

 10.07.2019 19/11468 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
8. Juni 2017 zur Änderung des Vertrags vom 
29. Juni 2000 über ein Europäisches Fahrzeug- 
und Führerscheininformationssystem (EU-
CARIS) 

19/14104 
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 04.09.2019 19/12915 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stra-
ßenverkehrsgesetzes und weiterer straßenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften 

19/14419 

 14.10.2019 19/13962 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Übereinkommens über den internationalen Ei-
senbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in 
der Fassung des Änderungsprotokolls vom 3. 
Juni 1999 

19/14438 

 02.12.2019 19/15619 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Vorbereitung der 
Schaffung von Baurecht durch Maßnahmenge-
setz im Verkehrsbereich (Maßnahmengesetz-
vorbereitungsgesetz – MgvG) 

19/16907 

 02.12.2019 19/15621 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

19/16908 

 02.12.2019 19/15622 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Regionalisierungsgesetzes 

19/16909 

 02.12.2019 19/15626 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Beschleu-
nigung von Planungs- und Genehmigungsver-
fahren im Verkehrsbereich 

19/16907 

 03.12.2019 19/15661 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
technischen Säule des vierten Eisenbahnpa-
kets der Europäischen Union 

19/16195 

 07.01.2020 19/16335 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 25. August 1953 zwischen dem Bundes-
minister für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Vorsteher des Eidgenös-
sischen Post- und Eisenbahndepartements der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
deutschen Eisenbahnstrecken auf Schweizer 
Gebiet 

19/17119 

 19.02.2020 19/17289 Bundesregie-
rung 

Entwurfs eines Sechsten Gesetzes zur Ände-
rung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 

19/18267 

 19.02.2020 19/17290 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesfernstraßengesetzes (8. FStrÄndG) 

19/19132 

 19.03.2020 19/18077 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Übereinkommens vom 9. September 1996 über 
die Sammlung, Abgabe und Annahme von Ab-
fällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt 

19/19695 

 08.04.2020 19/18471 Bundesregie-
rung 

Zweite Verordnung zur Änderung der Sech-
zehnten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV) 

19/19197 

 27.04.2020 19/18788 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 27. September 2019 zwi-schen der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Polen über den Ersatz-
neubau der Grenzbrücke im Raum Küstrin-
Kietz – Küstrin (Kostrzyn nad Odrą) 

19/19675 

 20.05.2020 19/19380 Bundesregie-
rung 

Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 9. Ap-
ril 1965 zur Erleichterung des Internationalen 
Seeverkehrs (FAL-Übereinkommen) 

19/20625 

 19.08.2020 19/21733 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Ausführungsgesetzes zum Über-
einkommen vom 9. September 1996 über die 
Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfäl-
len in der Rhein- und Binnenschifffahrt (Bin-
nenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausfüh-
rungsgesetz – BinSchAbfÜbkAG) 

19/23074 
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 19.08.2020 19/21751 Bundesregie-
rung 

Zweite Verordnung zur Änderung der Sech-
zehnten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV) 

19/23174 

 31.08.2020 19/21983 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes über Änderungen im 
Berufskraftfahrerqualifikationsrecht 

19/23185(neu) 

 08.09.2020 19/22106 FDP Entwurf eines Gesetzes für ein Bundesfernstra-
ßen-Baubeschleunigungsgesetz 

19/24040 

 04.09.2020 19/22139 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung 
von Investitionen 

19/24040 

 23.10.2020 19/23625 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stra-
ßenverkehrsgesetzes zur Einführung und Rege-
lung von Verkehrssicherheitszonen – Abbie-
geassistentengesetz (2. VerkehrswendeG-
ÄndG-StVG – AbbiegeassistentenG) 

19/29802 

 11.11.2020 19/24224 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 2. Mai 2019 zur Änderung des Abkom-
mens vom 8. März 1967 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und den Vereinigten 
Mexikanischen Staaten über den Luftverkehr 

19/25157 

 26.01.2021 19/26175 CDU/CSU 
und SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Personenbeförderungsrechts 

19/27288 

 19.02.2021 19/26819 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Personenbeförderungsrechts 

19/27288 

 19.02.2021 19/26824 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der 
Vorschriften des Deutsche Bahn Gründungsge-
setzes über die Fortführung der Pflichtversi-
cherungen in der Deutsche Rentenversiche-
rung Knappschaft-Bahn-See – Renten-Zusatz-
versicherung – 

19/27436 

 19.02.2021 19/26825 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vor-
schriften des Deutsche Bahn Gründungsgeset-
zes über die Personalkostenerstattung für zuge-
wiesene Beamtinnen und Beamte 

19/27437 

 19.02.2021 19/26826 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Seearbeitsgesetzes 

19/27691 

 19.02.2021 19/26827 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes über den wasserwirt-
schaftlichen Ausbau an Bundeswasserstraßen 
zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele der 
Wasserrahmenrichtlinie 

19/27793 

 09.03.2021 19/27439 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stra-
ßenverkehrsgesetzes und des Pflichtversiche-
rungsgesetzes - Gesetz zum autonomen Fahren 

19/29875 

 11.03.2021 19/27522 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
mautrechtlicher Vorschriften hinsichtlich der 
Einführung des europäischen elektronischen 
Mautdienstes 

19/29861 

 11.03.2021 19/27524 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 17. Dezember 2020 zur Änderung der am 
25. November 1986 unterzeichneten Vereinba-
rung über die Bereitstellung und den Betrieb 
von Flugsicherungseinrichtungen und -diens-
ten durch EUROCONTROL in der Bezirkskon-
trollzentrale Maastricht (Maastricht Vereinba-
rung) 

19/28479 

 11.03.2021 19/27528 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Seelotsgesetzes 

19/22841 
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 17.03.2021 19/27656 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung 
des Eisenbahnregulierungsrechts 

19/29371 

 17.03.2021 19/27657 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2019/1161 vom 20. Juni 2019 
zur Änderung der Richtlinie 2009/33/EG über 
die Förderung sauberer und energieeffizienter 
Straßenfahrzeuge sowie zur Änderung verga-
berechtlicher Vorschriften 

19/29196 

 17.03.2021 19/27660 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bun-
desfernstraßengesetzes und des Gesetzes über 
Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen 

19/28511 

 17.03.2021 19/27671 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vor-
schriften im Eisenbahnbereich 

19/28828 

 30.03.2021 19/28125 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Binnenschifffahrtsaufgabengesetzes 

19/29278 

 31.03.2021 19/28176 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung gebüh-
renrechtlicher und weiterer Vorschriften über 
das Befahren der Bundeswasserstraßen durch 
die Schifffahrt 

19/29276 

 31.03.2021 19/28179 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung natio-
naler Regelungen an die Durchführungsverord-
nung (EU) 2019/947 der Kommission vom 24. 
Mai 2019 über die Vorschriften und Verfahren 
für den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge 

19/29354 

 31.03.2021 19/28184 Bundesregie-
rung 

Entwurf eines Gesetzes über die Bereitstellung 
flächendeckender Schnellladeinfrastruktur für 
reine Batterieelektrofahrzeuge (Schnellladege-
setz - SchnellLG) 

19/29840 

 19.04.2021 19/28683 Bundesregie-
rung 

Gesetz zur Änderung des Europäischen Über-
einkommens vom 30. September 1957 über die 
internationale Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße (ADR) 

19/29842 

 19.04.2021 19/28684 Bundesregie-
rung 

4. Änderungsgesetz zum Straßenverkehrsge-
setz und anderer straßenverkehrsrechtlicher 
Vorschriften 

19/29874 

 20.04.2021 19/28788 CDU/CSU 
und SPD 

Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des Luft-
verkehrsgesetzes 

19/29798 

 08.06.2021 19/30400 CDU/CSU 
und SPD 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ände-
rung des Regionalisierungsgesetzes 

19/30926 

 
Anträge 
 

      
 18.01.2018 19/480 DIE LINKE. Ausstieg und Umstieg bei dem Bahnprojekt 

Stuttgart 21 
19/3589 

 18.01.2018 19/481 DIE LINKE. Offenlegung von neuen Gutachten zur Deut-
schen Bahn AG 

19/2352 

 14.03.2018 19/1202 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Fuß- und Radverkehr sicherer machen - Sicht-
felderweiterung für Fahrerkabinen von LKW 
und Abbiegeassistenzsysteme verpflichtend 
einführen 

19/3028 

 22.03.2018 19/1359 DIE LINKE. Nulltarif im öffentlichen Nahverkehr schritt-
weise einführen 

19/9042 

 22.03.2018 19/1360 DIE LINKE. Hersteller zur wirksamen technischen Nach-
rüstung von Diesel-Pkw auf ihre Kosten ver-
pflichten – Fahrverbote vermeiden 

19/5768 
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 17.04.2018 19/1693 FDP Luftreinhaltung im Straßenverkehr - Ökono-
misch, ökologisch und sozial 

19/5581 

 17.04.2018 19/1695 FDP Intelligente Maßnahmen zur Verbesserung der 
Luftqualität in deutschen Städten ergreifen – 
Fahrverbote verhindern 

19/5768 

 24.04.2018 19/1839 FDP Nach Tunnelhavarie und Rheintal-Strecken-
sperrung 2017 von Rastatt - Aufarbeitung und 
Notfallmanagement entwickeln 

19/3800 

 27.06.2018 19/2987 FDP Dauerhafte Senkung des Mindestalters zum Er-
werb der Fahrerlaubnis der Klasse AM auf 15 
Jahre 

19/5031 

 19.09.2018 19/4380 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Luft- und Lebensqualität schaffen – Automo-
bilhersteller zu Hardware-Nachrüstungen von 
Dieselfahrzeugen verpflichten und die Ver-
kehrswende in Städten einleiten 

19/5768 

 26.09.2018 19/4526 DIE LINKE. Privatisierung stoppen – Toll Collect zu einem 
demokratisch kontrollierten Unternehmen in 
öffentlicher Hand entwickeln 

19/6001   

 26.09.2018 19/4534 FDP Fahrverbote verhindern – Rechtsrahmen zur 
Hardware-Nachrüstung schaffen und Fonds 
zur freiwilligen Umrüstung von EURO-5-Die-
sel-Kfz 
auflegen 

19/5768 

 26.09.2018 19/4542 AfD Fahrverbote wirksam verhindern – Einführung 
von bundesweit einheitlichen und vergleich-
baren Messverfahren bei Stickoxiden 

19/5768 

 26.09.2018 19/4547 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Toll Collect nicht erneut privatisieren – Verga-
beverfahren stoppen 

19/6001 

 11.10.2018 19/4921 FDP Verhältnismäßige LKW-Maut mit nachhaltigen 
Anreizen und Technologieoffenheit 

19/7645 

 26.10.2018 19/5306 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Breitband für alle – Digitale Infrastruktur flä-
chendeckend ausbauen 

19/6142 

 07.11.2018 19/5529 FDP Ausbau der dritten Start- und Landebahn des 
Flughafens München 

19/6524 

 20.11.2018 19/5893 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Verkehrswende in Städten, mehr Raum für das 
Rad – Einführung von Fahrradstraßen erleich-
tern und Fahrradzonen etablieren 

19/14674 

 29.11.2018 19/6195 DIE LINKE. Hardware-Nachrüstungen statt Fahrverbote 19/7878 
 05.12.2018 19/6284 FDP Digitalisierung der Schiene durch Verkauf von 

Beteiligungen der Deutschen Bahn AG voran-
treiben 

19/11076 

 11.12.2018 19/6398 FDP Digitalisierung im 21. Jahrhundert – Digitale 
Infrastruktur im Glasfaserausbau 

19/7049 

 15.01.2019 19/7024 DIE LINKE. Drohenden Kollaps verhindern – Deutsche 
Bahn AG demokratisch umbauen 

19/11076 

 15.01.2019 19/7029 FDP Smart Farming 19/7989 
 21.01.2019 19/7195 BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 
Elektromobilität auf die Überholspur bringen – 
Chancen für eine zukunftsfähige Mobilität nut-
zen 

19/11909 

 30.01.2019 19/7431 AfD Die Eisenbahn nicht gegen andere Verkehrsträ-
ger ausspielen – keine Erhöhung der Energie-
steuer und CO2-Abgabe für Diesel um 30 Cent 
je Liter – Kein Stopp des Autobahn- und Bun-
desstraßenbaus (Bundestags-Drs. 19/7941) 

19/8010 

 30.01.2019 19/7452 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Die Eisenbahn zum Rückgrat der Verkehrs-
wende machen 

19/11076 
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 19.02.2019 19/7902 FDP Technologieoffene Förderung alternativer An-
triebe 

19/8903 

 19.02.2019 19/7907 DIE LINKE. Abbau von Bahninfrastruktur stoppen 19/8804 
 20.02.2019 19/7941 AfD Die Eisenbahn nicht gegen andere Verkehrsträ-

ger ausspielen – Keine Erhöhung der Energie-
steuer und CO2-Abgabe für Diesel um 30 Cent 
je Liter – Kein Stopp des Autobahn- und Bun-
desstraßenbaus 

19/11076 

 21.02.2019 19/7984 FDP Mittelrheintal mit alternativer Gütertrasse und 
funktionierenden Ausweichstrecken entlasten 

19/9000 

 19.03.2019 19/8543 FDP E-Scooter und Hoverboards jetzt bürgerfreund-
lich zulassen – Flexible Mobilität schnell und 
innovativ ermöglichen 

19/14074 

 22.02.2019 19/8647 DIE LINKE. Motorradfahrende besser schützen – Unter-
fahrschutz muss Regel werden 

19/10001 

 03.04.2019 19/8980 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Das Straßenverkehrsrecht reformieren – Stra-
ßenverkehrsordnung fahrrad- und fußverkehrs-
freundlich anpassen 

19/16458 

 04.04.2019 19/9076 DIE LINKE. Die Bahn wieder ins ganze Land bringen – 
Bahnstrecken reaktivieren 

19/10586 

 09.04.2019 19/9251 AfD Keine Elektromobilität zu Lasten von Mensch 
und Umwelt in rohstoffreichen Entwicklungs-
ländern – Rohstoffförderung für Elektromobili-
tät strenger kontrollieren 

19/10347 

 07.05.2019 19/9918 CDU/CSU 
und SPD 

Der Schiene höchste Priorität einräumen 19/11076 

 07.05.2019 19/9921 FDP Verkehrssicherheit durch Reform des Begleite-
ten Fahrens ab 17 Jahren erhöhen 

19/14325 

 08.05.2019 19/9948 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Allgemeine Höchstgeschwindigkeit von 130 
km/h auf Bundesautobahnen einführen 

19/14000 

 20.05.2019 19/10350 DIE LINKE. Taxigewerbe schützen 19/15195 
 04.06.2019 19/10617 FDP Freie Fahrt für Angler 19/14829 
 04.06.2019 19/10618 FDP Lückenschluss-Auktion – Frequenzvergabe 

neu denken 
19/14006 

 05.06.2019 19/10638 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Gute Schienenwege braucht das Land – Erhal-
tung des Schienennetzes bedarfsgerecht finan-
zieren 

19/15522 

 21.06.2019 19/11035 FDP Funkfrequenzen für Medien und Kultur dauer-
haft erhalten 

19/14324 

 24.06.2016 19/11039 FDP Forschung und Innovationen für klimafreund-
liches Fliegen 

19/13986 

 25.06.2019 19/11110 FDP Qualität des Schienennetzes effektiv verbes-
sern – Ausgabe von Steuermitteln besser kon-
trollieren  

19/15522 

 25.06.2019 19/11111 FDP Abladeoptimierung Mittel- und Niederrhein 
mittels Maßnahmengesetz schneller vorantrei-
ben 

19/14075 

 25.06.2019 19/11117 FDP Eine nationale Küstenwache schaffen 19/14401 
 25.06.2019 19/11118 FDP Innovationsschub für das autonome Fahren in 

Deutschland 
19/14001 

 25.06.2019 19/11122 AfD Aus den Havarien der MS Pallas und MS 
Glory Amsterdam lernen – Eine deutsche Küs-
tenwache gründen 

19/14401 

 25.06.2019 19/11123 AfD Bahninfrastruktur in Deutschland nachhaltig 
verbessern – Empfehlungen des Bundesrech-
nungshofes zur Bahninfrastrukturfinanzierung 
beachten 

19/15522 
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 27.06.2019 19/11235 DIE LINKE. Für eine bessere Bahn – Ausstieg und Umstieg 
bei Stuttgart 21 

19/16900 

 10.09.2019 19/13097 AfD Nachhaltigkeit im Güterkraftverkehr steigern, 
Energieverbrauch und die Anzahl der Lkw-
Fahrten vermindern, Straßen und Brücken 
schonen 

19/14741 

 10.09.2019 19/13101 FDP Tegel offen halten – Für Berlin und für 
Deutschland 

19/17450 

 16.10.2019 19/14029 FDP Smart Automotive – Anforderungen an die 
vernetzte Mobilität im Auto von morgen 

19/15253 

 16.10.2019 19/14048 FDP Smart Germany - Gigabit-Gutscheine für den 
Breitbandausbau 

19/15194 

 16.10.2019 19/14093 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Klimapaket neu auflegen – Verkehrswende für 
eine klimafreundliche Mobilität einleiten 

19/15019 

 23.10.2019 19/14376 DIE LINKE. Elektrifizierungsprogramm für den Schienen-
verkehr 

19/18995 

 23.10.2019 19/14387 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Den Mobilpass jetzt einführen – Für eine at-
traktive, ökologische, bezahlbare Mobilität von 
morgen 

19/23921 

 06.11.2019 19/14826 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Die Zukunft von Berlin TXL – The Urban Tech 
Republic 

19/17450 

 10.12.2019 19/15779 CDU/CSU 
und SPD 

Sicherer Radverkehr für Vision Zero im Stra-
ßenverkehr 

19/16458 

 17.12.2019 19/16040 FDP Mehr Tempo bei der Infrastruktur – Planungs-
turbo jetzt  

19/16907 

 17.12.2019 19/16042 DIE LINKE. Planungskapazitäten ausbauen und Bürgerbe-
teiligung wirksamer machen und Aushöhlung 
durch Maßnahmengesetze verhindern 

19/16907 

 15.01.2019 19/16518 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Mobilfunk als Daseinsvorsorge 19/27446 

 29.01.2020 19/16861 AfD Wirksame Maßnahmengesetze – Beschleuni-
gung durch echte Beteiligung der Öffentlich-
keit erzielen 

19/17735 

 11.02.2020 19/17093 FDP Verkehrsprojekte schneller realisieren – Ein 
modernes Planungsrecht für das 21. Jahrhun-
dert schaffen 

19/17735 

 05.03.2020 19/17612 DIE LINKE. Gleichstellung von cannabis- und alkoholkon-
sumierenden Führerscheininhaberinnen und 
Führerscheininhabern 

19/29205   

 21.04.2020 19/18674 FDP Seamless Mobility innovativ gestalten - Ver-
netzt und digital in ganz Deutschland unter-
wegs 

19/23921 

 12.05.2020 19/19128 FDP Die Straßenverkehrsordnung reformieren – 
Verhältnismäßigkeit statt sofortige Fahrverbote 

19/22584 

 13.05.2020 19/19157 AfD Autofahrer unterstützen – Neuen Bußgeldkata-
log sofort außer Kraft setzen – Rückkehr zu al-
ter Bußgeldkatalog-Verordnung 

19/22584 

 26.05.2020 19/19488 DIE LINKE. Fahrradprämie für alle 19/20539 
 27.05.2020 19/19558 BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 
Deutsche EU-Ratspräsidentschaft für eine eu-
ropäische Verkehrswende nutzen 

19/20660 

 28.05.2020 19/19650 AfD Befahrensabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal 
absenken und flexibilisieren 

19/20967 

 16.06.2020 19/20031 DIE LINKE. Rettungsschirm und Zukunftsoffensive für den 
öffentlichen Nahverkehr 

19/20719 

 16.06.2020 19/20043 FDP Gute Mobilität für europäische Bürger – 
Schwerpunkte in der Verkehrspolitik während 
der deutschen Ratspräsidentschaft 

19/20660 
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 16.06.2020 19/20053 FDP Werften und Schiffbau in der Corona-Krise 
nicht allein lassen - Bund als öffentlicher Auf-
traggeber in Schlüsselrolle für wirtschaftliche 
Belebung 

19/22354 

 16.06.2020 19/20064 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Verkehrssicherheit auf allen Straßen erhöhen – 
Sicherheitstempo 130 km/h auf Bundesautob-
ahnen einführen 

19/22392 

 17.06.2020 19/20069 AfD Diesel-Fahrverbote sofort und vollständig auf-
heben – Neueste wissenschaftliche Daten be-
rücksichtigen 

19/22459 

 17.06.2020 19/20072 AfD Deutscher Automobilindustrie zeitnah helfen, 
Bahnrettung statt Konzernrettung, Berichte des 
Bundesrechnungshofs auch in der Krise beach-
ten und umsetzen 

19/20658 

 01.07.2020 19/20686 AfD Sparten des ‚Deutsches Zentrum Mobilität der 
Zukunft‘ auch in den neuen Bundesländern 
ansiedeln 

19/23175 

 01.07.2020 19/20690 AfD Luftverkehrsinfrastruktur durch Flughafenkon-
zept für Deutschland sichern 

19/22883 

 01.07.2020 19/20691 AfD Autobahnbaustellen zügiger, sicherer sowie 
umwelt- und autofahrerfreundlicher planen 
und durchführen 

19/22219 

 02.07.2020 19/20778 FDP Keine Diskriminierung von Motorradfahrern  19/23981 
 09.09.2020 19/22186 AfD Deutschlands Automobilindustrie unterstüt-

zen – Gleichstellung von Wasserstofffahrzeu-
gen mit von synthetischen Kraftstoffen oder 
Biokraftstoffen angetriebenen Fahrzeugen 

19/24684 

 15.09.2020 19/22436 AfD Digitaler Staat für mehr Nachhaltigkeit - Echt-
zeitfahrgastinformationen des ÖPNV unver-
züglich integrieren 

19/23531 

 15.09.2020 19/22490 DIE LINKE. Investitionsoffensive in den öffentlichen Nah-
verkehr – für eine echte Verkehrswende 

19/24596 

 15.09.2020 19/22495 FDP Nachhaltige Mobilität durch Innovationen 19/23645 
 15.09.2020 19/22497 BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 
Parkraummanagement zu einem wirkungsvol-
len Handlungsfeld der Verkehrswende entwi-
ckeln – Umweltfreundliche Mobilität und 
mehr Aufenthaltsqualität in Städten 

19/24687 

 16.09.2020 19/22553 AfD Motorradfahren erhalten – Keine unverhältnis-
mäßigen Vorgaben für Motorräder und deren 
Fahrer 

19/23981 

 06.10.2020 19/23114 DIE LINKE. Weiterbau der A 49 stoppen, ÖPP-Verträge 
kündigen, Alternativen prüfen und umsetzen 

19/24683 

 06.10.2020 19/23131 AfD Investitionsoffensive im Infrastrukturbereich – 
Das Investitionsbeschleunigungsgesetz sinn-
voll ergänzen 

19/24040 

 04.11.2020 19/23987 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Klimafreundliche Schifffahrt – Deutsche Rats-
präsidentschaft nutzen 

19/25830 

 17.11.2020 19/24356 FDP Unterstützung für das System Luftverkehr in 
Zeiten von Corona 

19/25292 

 18.11.2020 19/24419 AfD Planungsbeschleunigung - Ausbau von Gi-
gabit-Netzen vorantreiben 

19/25698 

 24.11.2020 19/24639 FDP Keine einseitige Subventionierung für den DB-
Konzern – Unterstützung für den Schienenver-
kehr wettbewerbsneutral ausgestalten 

19/25386 

 24.11.2020 19/24640 FDP Technologieoffenheit wahren – Elektromobili-
tät nicht mit Euro 7 durch die Hintertür er-
zwingen 

19/25831 
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 25.11.2020 19/24647 AfD Euro 7 stoppen – Verbot des Verbrennungsmo-
tors durch die EU verhindern 

19/25831 

 08.12.2020 19/25007 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Teilen als Prinzip der Mobilität von morgen 
verankern- rechtliche Grundlagen für neue 
Sharing-Angebote verbessern 

19/30464 

 26.01.2021 19/26173 DIE LINKE. Keine Schlupflöcher für Uber & Co – Mietwa-
gen wirksam regulieren 

19/27288 

 27.01.2021 19/26186 FDP Update für das Personenbeförderungsgesetz – 
Chancen der Digitalisierung nutzen 

19/27288 

 27.01.2021 19/26188 FDP Regeln für den Schnellstart ins Gigabitzeitalter 19/28428 
 26.02.2021 19/27050 FDP Serious Games − Zukunfts-Bausteine für einen 

digitalen Bildungs- und Wirtschaftsstandort 
19/30327 

 01.03.2021 19/27110 FDP Rechtssicherheit bei Rohmessdaten schaffen 19/29070 
 01.03.2021 19/27121 FDP Lehren aus Havarien ziehen − Die deutsche 

Bucht besser schützen 
19/28827 

 02.03.2021 19/27192 DIE LINKE. Recht auf schnelles Internet für alle 19/28867 
 03.03.2021 19/27211 BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 
Fluglärm mindern, die Menschen in den Flug-
hafenregionen besser schützen 

19/29718 

 22.03.2021 19/27760 FDP Verlängerung der Hauptuntersuchungsinter-
valle für Oldtimer mit H−Kennzeichen 

19/29698 

 24.03.2021 19/27844 AfD Erhaltung bestehender Freizeitwasserstraßen 
in Deutschland 

19/29956 

 24.03.2021 19/27847 AfD Ausbau der Freizeitwasserstraßen in Deutsch-
land – Erschließung touristischer und sportli-
cher Potentiale im Inland 

19/29958 

 24.03.2021 19/27870 AfD Ausbau des Wassersports – Saale-Leipzig-Ka-
nal zur Erschließung touristischer und sportli-
cher Potenziale für die Region Halle-Leipzig 

19/29957 

 24.03.2021 19/27875 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Mobilität in ländlichen Räumen verbessern 19/31103 

 24.03.2021 19/28435 FDP Für ein modernes und wettbewerbliches Bahn-
system in Europa 

19/29524 

 13.04.2021 19/28441 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Die deutsche Bahnpolitik in eine europäische 
Verkehrswende einbetten 

19/29717 

 14.04.2021 19/28460 AfD Verfügbarkeit der Eisenbahninfrastruktur in 
Deutschland bei schwierigen Wetterverhältnis-
sen 

19/29374 

 20.04.2021 19/28778 DIE LINKE. Kein weiter so mit dem Bundesverkehrswege-
plan 2030 

19/30744 

 04.05.2021 19/29284 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Zukunftspakt maritime Ausbildung für mehr 
KnowHow in der Seeschifffahrt 

19/30703 

 18.05.2021 19/29755 FDP Umgang mit Fahrzeugdaten für Innovation, Si-
cherheit und Mobilität im 21. Jahrhundert 

19/31099 

 18.05.2021 19/29759 FDP Wohnmobile ab 3,5 t im Straßenverkehr − Un-
gleichbehandlung beheben und deutschland-
weit Campingurlaub ermöglichen 

19/31107 

 19.05.2021 19/29777 AfD Synthetische Kraftstoffe als CO2-frei einstufen 
- Weg für einen freien Kraftstoffmarkt öffnen 

19/31092 

 08.06.2021 19/30391 FDP Maßnahmen für mehr Sicherheit im Straßen-
güterverkehr 

19/31071 
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